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A. Problem und Ziel 

Mit der Unterzeichnung des Übereinkommens über Streumunition 
durch 94 Staaten wurde am 3. Dezember 2008 ein Durchbruch im 
Kampf gegen die Gefährdungen, die von Streumunition während und 
nach einem Einsatz in Konflikten für die Zivilbevölkerung ausgehen 
können, erzielt: Das Übereinkommen über Streumunition sieht ein 
umfassendes Verbot des Einsatzes, der Entwicklung, der Herstellung, 
des Erwerbs, der Lagerung, des Zurückbehalts und der Weitergabe 
von Streumunition vor. Ferner enthält es Bestimmungen zur Vernich- 
tung von Lagerbeständen mit Ausnahme einer beschränkten Anzahl 
für die Entwicklung von und die Ausbildung in Verfahren zur Suche, 
Räumung und Vernichtung von Streumunition und explosiven Sub- 
munitionen oder für die Entwicklung von Maßnahmen gegen Streu- 
munition. 

Wie schon beim Übereinkommen über das Verbot von Antipersonen- 
minen aus dem Jahre 1 997 ist dem VN-Generalsekretär auch hier eine 
über die Pflichten eines Depositars des Übereinkommens hinaus- 
gehende aktive Rolle bei der Umsetzung des Übereinkommens zuge- 
dacht. 

Das Übereinkommen tritt sechs Monate nach Hinterlegung der 
30. Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde 
in Kraft. Unter den Zeichnerstaaten sind alle von Streumunitions- 
problemen betroffenen Regionen der Welt vertreten. Die wichtigsten 
Produzenten, Exporteure und Anwender von Streumunition stehen 
dem Übereinkommen bislang noch fern. Die Bundesregierung wird 
sich aber dafür einsetzen, dass diese Staaten künftig dem Überein- 
kommen beitreten. Sie wird des Weiteren darauf hinwirken, dass die 
Ziele des Übereinkommens auch in anderer Weise gefördert werden. 
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B. Lösung 

Ratifizierung des Übereinkommens über Streumunition. 

Eine Voraussetzung für die Hinterlegung der Ratifikationsurkunde ist 
die Mitwirkung der gesetzgeberischen Körperschaften in Form eines 
Bundesgesetzes nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes, 
da sich das Übereinkommen auf Gegenstände der Bundesgesetz- 
gebung bezieht. 

Zur innerstaatlichen Umsetzung des Übereinkommens ist in Ergän- 
zung bereits bestehender Regelungen, insbesondere der im Zuge der 
Ratifizierung des Übereinkommens zum Verbot von Antipersonenmi- 
nen vorgenommenen Änderungen im Kriegswaffenkontrollgesetz, ein 
Zusatzartikel im Vertragsgesetz vorgesehen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand sind durch das Gesetz 
nicht zu erwarten. 

2. Vollzugsaufwand 

Dem Bundesministerium der Verteidigung entstehen durch das 
Gesetz für die Vernichtung von Streumunition Kosten in Höhe von 
voraussichtlich rund 40 Millionen Euro. Diese Kosten werden in den 
regulären Haushalt des Bundesministeriums der Verteidigung einge- 
stellt. Die Kosten der im Übereinkommen vorgesehenen Treffen der 
Vertragsstaaten werden gemäß Artikel 14 des Übereinkommens 
anteilmäßig entsprechend dem angepassten Beitragsschlüssel der 
Vereinten Nationen umgelegt. Sie werden aus heutiger Sicht - gemes- 
sen an den Erfahrungen des Übereinkommens über das Verbot von 
Antipersonenminen aus dem Jahre 1997 -für Deutschland in etwa auf 
50 000 Euro pro Jahr geschätzt. Dafür ist Vorsorge im Haushaltsplan 
des Auswärtigen Amtes getroffen. 

Länder und Gemeinden werden durch die Ratifizierung des Überein- 
kommens unmittelbar nicht mit Kosten belastet. Auswirkungen auf die 
Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau- 
cherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

E. Sonstige Kosten 

Die Wirtschaft wird nicht mit Kosten belastet. Das Entstehen von Kos- 
ten für soziale Sicherungssysteme ist nicht zu erwarten. 
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F. Bürokratiekosten 

Für den Bereich der Verwaltung werden sechs Informationspflichten 
(Artikel 3 Absatz 3, Artikel 3 Absatz 8, Artikel 4 Absatz 1, Artikel 4 
Absatz 5, Artikel 7 Absatz 1 und Artikel 8 Absatz 2) eingeführt. Betrof- 
fen hiervon sind das Auswärtige Amt, das Bundesministerium der Ver- 
teidigung und gegebenenfalls auch das Bundesministerium für Wirt- 
schaft und Technologie. Die Höhe der erwarteten Mehrkosten lässt 
sich aus heutiger Sicht nicht beziffern. Sie wird jedoch erfahrungs- 
gemäß im Rahmen üblicher Verwaltungskosten in derartigen Fällen 
liegen. 

Für die Wirtschaft sowie für Bürgerinnen und Bürger werden keine 
Informationspflichten eingeführt, vereinfacht oder abgeschafft. 
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Blindesrepubi^ik Deutschland 


Berlin, 


/ 


P März 2009 


DIE Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 30. Mai 2008 über 
Streumunition 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Auswärtige Amt. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Abs. 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 856. Sitzung am 6. März 2009 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf 


Gesetz 

zu dem Übereinkommen vom 30. Mai 2008 
über Streumunition 


Vom 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem von der internationalen diplomatischen Konferenz in Dublin am 30. Mai 
2008 angenommenen und von der Bundesrepublik Deutschland auf der inter- 
nationalen Zeichnungskonferenz in Oslo am 3. Dezember 2008 Unterzeichneten 
Übereinkommen über Streumunition wird zugestimmt. Das Übereinkommen 
wird nachstehend mit einer amtlichen deutschen Übersetzung veröffentlicht. 

Artikel 2 

Das Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 22. November 1990 (BGBl. I S. 2506), das zuletzt durch Arti- 
kel 24 der Verordnung vom 31 . Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zum Vierten Abschnitt wird wie folgt gefasst: 

„Vierter Abschnitt 

Besondere Vorschriften 
für biologische und chemische Waffen 
sowie für Antipersonenminen und Streumunition 

18 Verbot von biologischen und chemischen Waffen 
18a Verbot von Antipersonenminen und Streumunition“. 

b) In der Angabe zum Fünften Abschnitt werden nach den Wörtern „Straf- 
vorschriften gegen Antipersonenminen“ die Wörter „und Streumunition“ 
eingefügt. 

2. § 1 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

Nach dem Wort „Antipersonenminen“ werden die Wörter „und Streumuni- 
tion“ eingefügt. 

3. Die Überschrift des Vierten Abschnitts wird wie folgt gefasst: 

„Vierter Abschnitt 

Besondere Vorschriften 
für biologische und chemische Waffen 
sowie für Antipersonenminen und Streumunition“. 

4. § 1 8a wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§18a 

Verbot von Antipersonenminen und Streumunition“. 

b) In Absatz 1 werden nach dem Wort „Antipersonenminen“ die Wörter 
„oder Streumunition“ eingefügt. 

c) In Absatz 2 wird nach der Angabe „3. Dezember 1997.“ folgender Satz 
angefügt: „Für Streumunition gilt die Begriffsbestimmung des Artikels 2 
Absatz 2 des Übereinkommens über Streumunition vom 3. Dezember 
2008.“ 
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d) In Absatz 3 werden die Wörter „des in Absatz 2 genannten Übereinkom- 
mens“ durch die Wörter „der in Absatz 2 genannten Übereinkommen“ 
ersetzt. 

5. § 20a wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie foigt gefasst: 

„§ 20a 

Strafvorschriften gegen 
Antipersonenminen und Streumunition“. 

b) In Absatz 1 Nummer 1 werden nach dem Wort „Antipersonenminen“ die 
Wörter „oder Streumunition“ eingefügt. 

c) In Absatz 2 Nummer 2 werden nach dem Wort „Antipersonenminen“ die 
Wörter „oder Streumunition“ eingefügt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach seinem Artikei 1 7 für die Bun- 
desrepubiik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzbiatt bekannt zu 
geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

A. Allgemeines 

Das Übereinkommen über Streumunition wurde am 3. Dezember 2008 in Oslo 
von 94 Staaten unterzeichnet. Unter den Zeichnerstaaten sind alle vom Streu- 
munitionsproblem betroffenen Regionen der Welt vertreten. Gleichzeitig haben 
vier Staaten bereits ihre Ratifikationsurkunden hinterlegt. 

Nicht nur Einsatz, sondern auch Entwicklung, Herstellung, Lagerung sowie 
Import und Export von Streumunition aller Typen werden in dem neuen Überein- 
kommen („Oslo-Übereinkommen“) untersagt. Das Verbot umfasst sämtliche 
bislang zum Einsatz gekommenen Streumunitionstypen. 

Ausnahmen und Übergangsregeln sind nicht vorgesehen. Die Hilfe für die Opfer 
früherer Einsätze und die Unterstützung betroffener Staaten werden verstärkt. 
Die Bundesregierung beabsichtigt, stark betroffenen Ländern wie Libanon, Laos 
und Vietnam im Jahr 2009 rund zwei Millionen Euro speziell für Opferhilfe und 
Beseitigung von Streumunition zur Verfügung zu stellen. 

Das Übereinkommen bestimmt in Artikel 3, dass die vorhandenen Bestände von 
Streumunition so bald wie möglich, spätestens jedoch acht Jahre, nachdem 
dieses Übereinkommen für den betreffenden Vertragsstaat in Kraft getreten ist, 
zu vernichten sind. Glaubt ein Vertragsstaat, nicht in der Lage zu sein, binnen 
acht Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Übereinkommens für den betreffen- 
den Vertragsstaat sämtliche in seinem Artikel 3 Absatz 1 bezeichnete Streu- 
munition zu vernichten oder ihre Vernichtung sicherzustellen, so kann er das 
Treffen der Vertragsstaaten oder eine Überprüfungskonferenz um eine Verlänge- 
rung der Frist um bis zu vier Jahre ersuchen. Ein Vertragsstaat kann unter außer- 
gewöhnlichen Umständen um zusätzliche Fristverlängerung um bis zu vier Jahre 
ersuchen. Die Art der außergewöhnlichen Umstände ist im Übereinkommen 
nicht spezifiziert. 

Das Übereinkommen untersagt in seinem Artikel 1 den Einsatz, die Herstellung, 
den Erwerb, die Lagerung, das Zurückbehalten, die unmittelbare oder mittelbare 
Weitergabe von Streumunition sowie jegliche unterstützende Handlung hierzu. 
Artikel 2 dieses Gesetzes enthält die Verbots- und strafrechtlichen Vorschriften 
zur innerstaatlichen Umsetzung des umfassenden Verbots in Artikel 1 des Über- 
einkommens. Nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz (KrWaffKontrG) unterliegt 
jeglicher Umgang mit Kriegswaffen und somit auch mit Streumunition im Inland 
bereits einem Genehmigungsvorbehalt. Eine Umsetzung des Übereinkommens 
könnte insoweit auf dem Erlass- bzw. Weisungswege erfolgen. Mit der Aufnah- 
me eines neuen strafbewehrten Verbotstatbestandes in das KrWaffKontrG soll 
- ebenso wie für Antipersonenminen - nunmehr für alle nach dem Übereinkom- 
men im In- und Ausland untersagten Tätigkeiten eine einheitliche und transpa- 
rente Umsetzung erfolgen, die zugleich die gewünschte Abschreckungswirkung 
gewährleistet. 

Da das Übereinkommen über Streumunition dem Übereinkommen über das 
Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der Herstellung und der Weitergabe von 
Antipersonenminen und deren Vernichtung in weiten Teilen gleicht, bot sich die 
Umsetzung im Rahmen der bestehenden Verbots- und Strafnormen zu Antiper- 
sonenminen an. 

B. Besonderes 
Zu Artikel 1 

Auf das Übereinkommen ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzu- 
wenden, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

1. Zu den Nummern 1 bis 3 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen, die durch die Einfügung der 
Streumunition in die Verbots- und Strafvorschriften zu Antipersonenminen 
veranlasst sind. 
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2. Zu Nummer 4 

Die Vorschrift erweitert das bestehende Verbot von Antipersonenminen um das 
Verbot von Streumunition und normiert entsprechend Artikei 1 des Übereinkom- 
mens über Streumunition ein Verbot jegiichen Umgangs mit Streumunition, 
soweit er nicht nach Absatz 3 dieses Übereinkommens gemäß dessen Bestim- 
mungen zuiässig ist. 

In Absatz 2 wird auf die Legaidefinition der Streumunition durch das Überein- 
kommen verwiesen. Ausbringungsmittei von Streumunition, wie insbesondere 
Artiiieriewaffen, Lenkfiugkörper oder Kampffiugzeuge, sind von den Bestim- 
mungen des Übereinkommens nicht berührt. 

Absatz 3 definiert unter Verweis auf die jeweiiigen Bestimmungen des Überein- 
kommens über das Verbot von Antipersonenminen und des Übereinkommens 
über Streumunition (die Übereinkommen) die Handiungen, die nach diesen 
Übereinkommen zuiässig sind. Insbesondere die Bestimmungen des Artikeis 21 
Absatz 3 des Übereinkommens über Streumunition eriauben eine weitere miiitä- 
rische Zusammenarbeit mit Nichtvertragsparteien, die ihrerseits mögiicherwei- 
se Handiungen vornehmen, die der Vertragspartei verboten sind. 

3. Zu Nummer 5 

Unter Beibehaltung der Systematik des KrWaffKontrG werden die Strafvor- 
schriften des § 20a KrWaffKontrG zur Ahndung von Verstößen gegen die Ver- 
botsnorm für Streumunition erweitert. Da das Übereinkommen über das Verbot 
von Antipersonenminen und das Übereinkommen über Streumunition in den 
wesentiichen Bestimmungen weitestgehend übereinstimmen, ist eine ent- 
sprechende Ahndung von Verstößen gegen die Verbotsbestimmungen von 
Streumunition wie bei der Ahndung von Verstößen gegen das Verbot von Anti- 
personenminen geboten. Die Erweiterung der Strafvorschriften für Verstöße 
gegen das Verbot von Streumunition unterscheidet daher auch zwischen Haupt- 
tat, Teiinahmehandiungen, Verbotsverietzungen in besonders schweren und 
minder schweren Fälien sowie in der Form der Fahriässigkeit. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem 
das Übereinkommen nach seinem Artikei 17 für die Bundesrepubiik Deutsch- 
iand in Kraft tritt, im Bundesgesetzbiatt bekannt zu geben. 
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Übereinkommen über Streumunition 
Convention on Cluster Munitions 
Convention sur les armes ä sous-munitions 


The States Parties to this Convention, 


Deeply concerned that civilian popula- 
tions and individual civilians continue to 
bear the brunt of armed conflict, 


Determined to put an end for all time to 
the suffering and casualties caused by 
duster munitions at the time of their use, 
when they fail to function as intended or 
when they are abandoned, 


Concerned that duster munition rem- 
nants kill or maim civilians, induding 
women and children, obstruct economic 
and social development, induding through 
the loss of livelihood, impede post-conflict 
rehabilitation and reconstruction, delay or 
prevent the return of refugees and internal- 
ly displaced persons, can negatively 
impact on national and international 
peace-building and humanitarian assistan- 
ce efforts, and have other severe conse- 
quences that can persist for many years 
after use. 


Deeply concerned also at the dangers 
presented by the large national stockpiles 
of duster munitions retained for operatio- 
nal use and determined to ensure their 
rapid destruction. 


Believing it necessary to contribute 
effectively in an efficient, coordinated 
manner to resolving the challenge of 
removing duster munition remnants 
located throughout the worid, and to en- 
sure their destruction. 


Determined also to ensure the full reali- 
zation of the rights of all duster munition 
victims and recognizing their inherent dig- 
nity. 


Les Etats parties ä la presente Conven- 
tion, 

Profondement preoccupes par le fait 
que les populations civiles et les person- 
nes civiles continuent d’etre les plus dure- 
ment touchees par les conflits armes, 

Determines ä faire definifivement cesser 
les souffrances et les pertes en vies 
humaines causees par l’utilisation des 
armes ä sous-munitions au moment de 
leur emploi, lorsqu’elles ne fonctionnent 
pas comme prevu ou lorsqu’elles sont 
abandonnees, 

Preoccupes par le fait que les restes 
d’armes ä sous-munitions tuent ou muti- 
lent des civils, y compris des femmes et 
des enfants, entravent le developpement 
economique et social, y compris par la 
perte des moyens de subsistance, font 
obstacle ä la rehabilitation et la recon- 
struction post-conflit, retardent ou empe- 
chent le retour des refugies et des person- 
nes deplacees ä l’interieur de leur propre 
pays, peuvent avoir des consequences 
nefastes sur les efforts nationaux et 
internationaux dans les domaines de 
Tetablissement de la paix et de l’assistan- 
ce humanitaire et ont d’autres consequen- 
ces graves pouvant persister pendant de 
nombreuses annees apres l’utilisation de 
ces armes, 

Profondement preoccupes egalement 
par les dangers que representent les 
importants Stocks nationaux d’armes ä 
sous-munitions conserves pour une utili- 
sation operationnelle, et determines ä 
assurer la destruction rapide de ces 
Stocks, 

Convaincus qu’il est necessaire de con- 
tribuer reellement de maniere efficace et 
coordonnee ä resoudre le probleme de 
l’enlevement des restes d’armes ä sous- 
munitions dissemines ä travers le monde 
et d’en assurer la destruction. 


Determines ä assurer la pleine realisa- 
tion des droits de toutes les victimes d’ar- 
mes ä sous-munitions, et reconnaissant 
leur dignite inherente. 


(Übersetzung) 

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkom- 
mens - 

tief besorgf darüber, dass die Zivilbevöl- 
kerung und einzelne Zivilpersonen weiter- 
hin die Hauptleidtragenden von bewaffne- 
ten Konflikten sind; 

entschlossen, ein für alle Mal das Leiden 
und Sterben zu beenden, das durch Streu- 
munition im Zeitpunkt ihres Einsatzes ver- 
ursacht wird, wenn sie nicht wie vorgese- 
hen funktioniert oder wenn sie aufgegeben 
wird; 


besorgt darüber, dass Streumunitions- 
rückstände Zivilpersonen, einschließlich 
Frauen und Kindern, töten oder verstüm- 
meln, die wirtschaftliche und soziale Ent- 
wicklung unter anderem durch den Verlust 
der Existenzgrundlagen behindern, die 
Wiederherstellung und den Wiederaufbau 
nach Konflikten beeinträchtigen, die Rück- 
kehr von Flüchtlingen und Binnenvertrie- 
benen verzögern oder verhindern, sich 
nachteilig auf nationale und internationale 
Bemühungen um die Schaffung von Frie- 
den und um humanitäre Hilfe auswirken 
können und weitere schwerwiegende Fol- 
gen nach sich ziehen, die noch Jahre nach 
Einsatz der Munition anhalten können; 


tief besorgt ferner über die Gefahren, die 
von den großen einzelstaatlichen Streumu- 
nitionsbeständen ausgehen, die für einen 
operativen Einsatz zurückbehalten wer- 
den, und entschlossen, deren rasche Ver- 
nichtung sicherzustellen; 


überzeugt von der Notwendigkeit, auf 
wirksame, aufeinander abgestimmte 
Weise tatsächlich zur Bewältigung der 
Herausforderung beizufragen, die auf der 
ganzen Welf befindlichen Streumunitions- 
rückstände zu räumen und deren Vernich- 
tung sicherzustellen; 

in dem festen Willen, die volle Verwirkli- 
chung der Rechte aller Streumunitionsop- 
fer sicherzusfellen, und in Anerkennung 
der ihnen innewohnenden Würde; 
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Resolved to do their utmost in providing 
assistance to duster munition victims, 
including medical care, rehabilitation and 
psychological support, as well as 
providing for their social and economic 
inclusion, 


Recognizing the need to provide age- 
and gender-sensitive assistance to duster 
munition victims and to address the spe- 
cial needs of vulnerable groups, 


Bearing in mind the Convention on the 
Rights of Persons with Disabilities which, 
inter alia, requires that States Parties to 
that Convention undertake to ensure and 
promote the full realization of all human 
rights and fundamental freedoms of all 
persons with disabilities without discrimi- 
nation of any kind on the basis of disability 


MindfuI of the need to coordinate ade- 
quately efforts undertaken in various fora 
to address the rights and needs of victims 
of various types of weapons, and resolved 
to avoid discrimination among victims of 
various types of weapons, 


Reaffirming that in cases not covered by 
this Convention or by other international 
agreements, civilians and combatants 
remain under the protection and authority 
of the principles of international law, 
derived from established custom, from the 
principles of humanity and from the dic- 
tates of public conscience. 


Resolved also that armed groups dis- 
tinct from the armed foroes of a State shall 
not, under any circumstances, be permit- 
ted to engage in any activity prohibited to 
a State Party to this Convention, 


Welcoming the very broad international 
Support for the international norm prohibi- 
ting anti-personnel mines, enshrined in the 
1997 Convention on the Prohibition of the 
Use, Stockpiling, Production and Transfer 
of Anti-Personnel Mines and on Their 
Destruction, 


Welcoming also the adoption of the Pro- 
tocol on Explosive Remnants of War, 
annexed to the Convention on Prohibitions 
or Restrictions on the Use of Certain Con- 
ventional Weapons Which May be Dee- 
med to be Excessively Injurious or to Have 
Indiscriminate Effects, and its entry into 
force on 12 November 2006, and wishing 
to enhance the protection of civilians from 
the effects of duster munition remnants in 


Resolus ä faire tout ce qui est en leur 
pouvoir pour fournir une assistance aux 
victimes des armes ä sous-munitions, y 
compris en matiere de soins medicaux, de 
readaptation et de soutien psychologique, 
et pour assurer leur Insertion sociale et 
economique, 

Reconnaissant la necessite de fournir 
une assistance aux victimes des armes ä 
sous-munitions prenant en consideration 
l’äge et les sexospecificites, et d’aborder 
les besoins particuliers des groupes vul- 
nerables, 

Ayant present ä l’esprit la Convention 
relative aux droits des personnes handica- 
pees, qui requiert, entre autres, que les 
Etats parties ä cette Convention s’enga- 
gent ä garantir et promouvoir la pleine 
jouissance de tous les droits de l’homme 
et des libertes fondamentales par toutes 
les personnes handicapees sans aucune 
discrimination fondee sur le handicap. 


Conscients de la necessite de coordon- 
ner de fagon adequate les efforts entrepris 
dans differentes instances pour examiner 
les droits et les besoins des victimes de 
differents types d’armes, et resolus ä evi- 
ter toute discrimination parmi les victimes 
de differents types d’armes. 


Reaffirmant que, dans les cas non Cou- 
verts par la presente Convention ou par 
d’autres accords internationaux, les per- 
sonnes civiles et les combattants restent 
SOUS la sauvegarde des principes du droit 
des gens, tels qu’ils resultent des usages 
etablis, des principes de l’humanite et des 
exigences de la conscience publique. 


Resolus egalement ä ce que les groupes 
armes distincts des forces armees d’un 
Etat ne doivent en aucune circonstance 
etre autorises ä s’engager dans toute acti- 
vite interdite ä un Etat partie ä cette Con- 
vention, 


Se felicitant du tres grand soutien inter- 
national en faveur de la regle internationa- 
le interdisant les mines antipersonnel, con- 
sacree par la Convention de 1997 sur l’in- 
terdiction de l’emploi, du stockage, de la 
production et du transfert des mines anti- 
personnel et sur leur destruction. 


Se felicitant egalement de l’adoption du 
Protocole relatif aux restes explosifs de 
guerre, annexe ä la Convention sur l’inter- 
diction ou la limitation de l’emploi de cer- 
taines armes classiques qui peuvent etre 
considerees comme produisant des effets 
traumatiques excessifs ou comme frap- 
pant Sans discrimination, et de son entree 
en vigueur le 12 novembre 2006, et desi- 
reux d’ameliorer la protection des civils 


entschlossen, ihr Möglichstes zu tun, 
um Streumunitionsopfern Hilfe zu leisten, 
einschließlich medizinischer Versorgung, 
Rehabilitation und psychologischer Unter- 
stützung, und für ihre soziale und wirt- 
schaftliche Eingliederung zu sorgen; 


In Anerkennung der Notwendigkeit, 
Streumunitionsopfern In einer Welse zu 
helfen, die das Alter und das Geschlecht 
berücksichtigt, und auf die besonderen 
Bedürfnisse von Gruppen einzugehen, die 
Schutz benötigen; 

eingedenk des Übereinkommens über 
die Rechte von Menschen mit Behinderun- 
gen, das unter anderem vorschreibt, dass 
die Vertragsstaaten jenes Übereinkom- 
mens sich dazu verpflichten, die volle Ver- 
wirklichung aller Menschenrechte und 
Grundfreiheiten für alle Menschen mit 
Behinderungen ohne jede Diskriminierung 
aufgrund von Behinderung zu gewährleis- 
ten und zu fördern; 

Im Bewusstsein der Notwendigkeit einer 
angemessenen Koordinierung der An- 
strengungen, die In verschiedenen Gre- 
mien unternommen werden, um auf die 
Rechte und Bedürfnisse der Opfer ver- 
schiedener Arten von Waffen einzugehen, 
und entschlossen, Diskriminierung unter 
den Opfern verschiedener Arten von Waf- 
fen zu vermelden; 

In Bekräftigung dessen, dass In Fällen, 
die von diesem Übereinkommen oder 
anderen Internationalen Übereinkünften 
nicht erfasst sind, Zivilpersonen und Kom- 
battanten unter dem Schutz und der Herr- 
schaft der Grundsätze des Völkerrechts 
verbleiben, wie sie sich aus feststehenden 
Gebräuchen, aus den Grundsätzen der 
Menschlichkeit und aus den Forderungen 
des öffentlichen Gewissens ergeben; 

fest entschlossen ferner, dass es 
bewaffneten Gruppen, bei denen es sich 
nicht um die Streitkräfte eines Staates 
handelt, unter keinen Umständen gestattet 
werden darf, Tätigkeiten vorzunehmen, die 
einem Vertragsstaat dieses Übereinkom- 
mens verboten sind; 

erfreut über die sehr breite Internationa- 
le Unterstützung für die völkerrechtliche 
Regel des Verbots von Antlpersonen- 
mlnen, die Im Übereinkommen von 1997 
über das Verbot des Einsatzes, der Lage- 
rung, der Herstellung und der Weitergabe 
von Antipersonenminen und über deren 
Vernichtung niedergelegt Ist; 

erfreut ferner über die Annahme des 
Protokolls über explosive Kampfmittel- 
rückstände zum Übereinkommen über das 
Verbot oder die Beschränkung des Einsat- 
zes bestimmter konventioneller Waffen, 
die übermäßige Leiden verursachen oder 
unterschiedslos wirken können, und sein 
Inkrafttreten am 12. November 2006 und 
von dem Wunsch geleitet, den Schutz von 
Zivilpersonen vor den Auswirkungen von 
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post-conflict environments, 


Bearing in mind also United Nations 
Security Council Resolution 1325 on 
women, peace and security and United 
Nations Security Council Resolution 1612 
on children in armed conflict, 


Welcoming further the Steps taken 
nationally, regionally and globally in recent 
years aimed at prohibiting, restricting or 
suspending the use, Stockpiling, produc- 
tion and transfer of duster munitions. 


Stressing the role of public conscience 
in furthering the principles of humanity as 
evidenced by the global call for an end to 
civilian suffering caused by duster muni- 
tions and recognizing the efforts to that 
end undertaken by the United Nations, the 
International Committee of the Red Cross, 
the Cluster Munition Coalition and nume- 
rous other non-governmental organiza- 
tions around the worid. 


Reaffirming the Declaration of the Oslo 
Conference on Cluster Munitions, by 
which, inter alia, States recognized the 
grave consequences caused by the use of 
duster munitions and committed themsel- 
ves to conclude by 2008 a legally binding 
Instrument that would prohibit the use, 
production, transfer and Stockpiling of 
duster munitions that cause unacceptable 
harm to civilians, and would establish a 
framework for Cooperation and assistance 
that ensures adequate Provision of care 
and rehabilitation for victims, clearance of 
contaminated areas, risk reduction educa- 
tion and destruction of stockpiles. 


Emphazising the desirability of 
attracting the adherence of all States to 
this Convention, and determined to work 
strenuously towards the promotion of its 
universalization and its full implementa- 
tion, 

Basing themselves on the principles and 
rules of international humanitarian law, in 
particularthe principle that the right of par- 
ties to an armed conflict to choose 
methods or means of warfare is not unlimi- 
ted, and the rules that the parties to a con- 
flict shall at all times distinguish between 
the civilian population and combatants 
and between civilian objects and military 
objectives and accordingly direct their 
operations against military objectives only, 
that in the conduct of military operations 
constant care shall be taken to spare the 
civilian population, civilians and civilian 
Objects and that the civilian population and 
individual civilians enjoy general protection 


contre les effets des restes d’armes ä 
sous-munitions dans les situations post- 
conflit, 

Ayant ä l’esprit egalement la resolution 
1 325 du Conseil de securite de l’Organisa- 
tion des Nations Unies sur les femmes, la 
paix et la securite et la resolution 1612 du 
Conseil de securite de l’Organisation des 
Nations Unies sur les enfants dans les 
conflits armes, 

Se felicitant d’autre part des mesures 
prises sur les plans national, regional et 
mondial au cours des dernieres annees en 
vue d’interdire, de limiter ou de suspendre 
l’emploi, le stockage, la production et le 
transfert d’armes ä sous-munitions. 


Soulignant le röle de la conscience 
publique dans l’avancement des principes 
de l’humanite comme en atteste l’appel ä 
la fin des souffrances des civils causees 
par les armes ä sous-munitions et recon- 
naissant les efforts deployes ä cette fin par 
les Nations Unies, le Comite international 
de la Croix-Rouge, la Coalition contre les 
armes ä sous-munitions et de nombreuses 
autres organisations non gouvernementa- 
les du monde entier. 


Reaffirmant la Declaration de la Confe- 
rence d’Oslo sur les armes ä sous-muni- 
tions, par laquelle des Etats ont, entre 
autres, reconnu les consequences graves 
entrainees par l’emploi des armes ä sous- 
munitions et se sont engages ä conclure, 
d’ici 2008, un Instrument juridiquement 
contraignant qui interdirait l’emploi, la pro- 
duction, le transfert et le stockage d’armes 
ä sous-munitions qui provoquent des 
dommages inacceptables aux civils, et qui 
etablirait un cadre de Cooperation et d’as- 
sistance garantissant de maniere süffisan- 
te la fourniture de soins aux viotimes et 
leur readaptation, la depollution des zones 
contaminees, l’education ä la reduction 
des risques et la destruction des Stocks, 

Soulignant l’utilite de susciter l’adhesion 
de tous les Etats ä la presente Convention 
et determines ä oeuvrer energiquement 
pour en encourager l’universalisation et sa 
pleine mise en ceuvre. 


Se fondant sur les principes et les regles 
du droit international humanitaire, en parti- 
culier le principe seien lequel le droit des 
parties ä un conflit arme de choisir des 
methodes ou moyens de guerre n’est pas 
illimite, et les regles qui exigent que les 
parties ä un conflit doivent en tout temps 
faire la distinction entre la population civile 
et les combattants ainsi qu’entre les biens 
de caractere civil et les objectifs militaires 
et, par consequent, ne diriger leurs opera- 
tions que contre des objectifs militaires; 
que les operations militaires doivent etre 
conduites en veillant constamment ä 
epargner la population civile, les person- 
nes civiles et les biens de caractere civil; et 


Streumunitionsrückständen in Situationen 
nach Konflikten zu verstärken; 


eingedenk ferner der Resolution 1325 
des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
über Frauen, Frieden und Sicherheit und 
der Resolution 1612 des Sicherheitsrats 
der Vereinten Nationen über Kinder in 
bewaffneten Konflikten; 


erfreut außerdem über die Schritte, die 
in den letzten Jahren auf nationaler, regio- 
naler und weltweiter Ebene mit dem Ziel 
des Verbots, der Beschränkung oder der 
Aussetzung des Einsatzes, der Lagerung, 
der Herstellung und der Weitergabe von 
Streumunition unternommen worden sind; 

unter Betonung der Rolle des öffentli- 
chen Gewissens bei der Förderung der 
Grundsätze der Menschlichkeit, erkennbar 
am weltweiten Ruf nach einem Ende des 
Leidens von Zivilpersonen, das durch 
Streumunition verursacht wird, und in 
Anerkennung der diesbezüglichen An- 
strengungen der Vereinten Nationen, des 
Internationalen Komitees vom Roten 
Kreuz, der Cluster Munition Coalition und 
zahlreicher anderer nichtstaatlicher Orga- 
nisationen weltweit; 

in Bekräftigung der Erklärung der Konfe- 
renz von Oslo über Streumunition, mit der 
Staaten unter anderem die durch den Ein- 
satz von Streumunition verursachten 
schwerwiegenden Folgen anerkannten und 
sich dazu verpflichteten, bis 2008 eine 
rechtsverbindliche Übereinkunft zu schlie- 
ßen, die den Einsatz, die Herstellung, die 
Weitergabe und die Lagerung von Streu- 
munition, welche Zivilpersonen unan- 
nehmbaren Schaden zufügt, verbietet und 
einen Rahmen für Zusammenarbeit und 
Hilfe schafft, der eine ausreichende Für- 
sorge und Rehabilitation für die Opfer, die 
Räumung kontaminierter Gebiete, Aufklä- 
rung zur Gefahrenminderung und die Ver- 
nichtung von Beständen sicherstellt; 

nachdrücklich betonend, dass es wün- 
schenswert ist, alle Staaten für dieses 
Übereinkommen zu gewinnen, sowie ent- 
schlossen, nach besten Kräften auf seine 
weltweite Geltung und seine umfassende 
Durchführung hinzuwirken; 

gestützt auf die Grundsätze und Regeln 
des humanitären Völkerrechts, insbeson- 
dere den Grundsatz, nach dem die an 
einem bewaffneten Konflikt beteiligten 
Parteien kein unbeschränktes Recht in der 
Wahl der Methoden und Mittel der Krieg- 
führung haben, und die Regeln, nach 
denen die an einem Konflikt beteiligten 
Parteien jederzeit zwischen der Zivilbevöl- 
kerung und Kombattanten sowie zwischen 
zivilen Objekten und militärischen Zielen 
unterscheiden müssen und sie daher ihre 
Kriegshandlungen nur gegen militärische 
Ziele richten dürfen, nach denen bei 
Kriegshandlungen stets darauf zu achten 
ist, dass die Zivilbevölkerung, Zivilperso- 
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against dangers arising from military ope- 
rations, 


Have agreed as follows: 

Article 1 

General obligations 
and scope of application 

1 . Each State Party undertakes never 
under any circumstances to: 

(a) Use duster munitions; 

(b) Develop, produce, otherwise acquire, 
stockpile, retain or transfer to anyone, 
directly or indirectly, duster munitions; 


(c) Assist, encourage or induce anyone to 
engage in any activity prohibited to a 
State Party under this Convention. 


2. Paragraph 1 of this Article applies, 
mutatis mutandis, to explosive bomblets 
that are specifically designed to be dis- 
persed or released from dispensers affixed 
to aircraft. 

3. This Convention does not apply to 
mines. 

Article 2 
Definitions 

For the purposes of this Convention: 

1. “Cluster munition victims” means all 
persons who have been kilied or suf- 
fered physical or psychological injury, 
economic loss, social marginalization 
or substantial impairment of the reali- 
zation of their rights caused by the 
use of duster munitions. They include 
those persons directly impacted by 
duster munitions as well as their 
affected families and communities; 


2. “Cluster munition” means a conven- 
tional munition that is designed to 
disperse or release explosive submu- 
nitions each weighing less than 
20 kilograms, and includes those 
explosive submunitions. It does not 
mean the following: 

(a) A munition or submunition desig- 
ned to dispense flares, smoke, 
pyrotechnics or chaff; or a muni- 
tion designed exclusively for an air 
defence role; 


(b) A munition or submunition design- 
ed to produce electrical or elec- 
tronic effects; 


que la population civile et les personnes 
civiles jouissent d’une protection generale 
contre les dangers resultant d’operations 
militaires, 


Sont convenus de ce qui suit: 

Article 1 
Obligations 

generales et champ d’application 

1. Chaque Etat partie s’engage ä ne 

jamais, en aucune circonstance: 

a) Employer d’armes ä sous-munitions; 

b) Mettre au point, produire, acquerir de 
quelque autre maniere, stocker, con- 
server ou transferer ä quiconque, 
directement ou indirectement, des 
armes ä sous-munitions; 

c) Assister, encourager ou inciter quicon- 
que ä s’engager dans toute activite 
interdite ä un Etat partie en vertu de la 
presente Convention. 


2. Le paragraphe 1 du present article 
s’applique, mutatis mutandis, aux petites 
bombes explosives qui sont specifique- 
ment congues pour etre dispersees ou 
liberees d’un disperseur fixe ä un aeronef. 

3. Cette Convention ne s’applique pas 
aux mines. 


Article 2 
Definitions 

Aux fins de la presente Convention: 

1. On entend par «victimes d’armes ä 
sous-munitions» toutes les personnes 
qui ont ete tuees ou ont subi un preju- 
dice corporel ou psychologique, une 
perte materielle, une marginalisation 
sociale ou une atteinte substantielle ä 
la jouissance de leurs droits suite ä 
l’emploi d’armes ä sous-munitions; 
les victimes d’armes ä sous-muni- 
tions englobent les personnes 
directement touchees par les armes ä 
sous-munitions ainsi que leur famille 
et leur communaute affectees; 

2. Le terme «arme ä sous-munitions» 
designe une munition classique con- 
gue pour disperser ou liberer des 
sous-munitions explosives dont cha- 
cune pese moins de 20 kilogrammes, 
et comprend ces sous-munitions 
explosives. II ne designe pas: 


a) Une munition ou sous-munition 
congue pour lancer des artifices 
eclairants, des fumigenes, des 
artifices pyrotechniques ou des 
leurres, ou une munition congue 
exclusivement ä des fins de 
defense anti-aerienne; 

b) Une munition ou sous-munition 
congue pour produire des effets 
electriques ou electroniques; 


nen und zivile Objekte verschont bleiben, 
und nach denen die Zivilbevölkerung und 
einzelne Zivilpersonen allgemeinen Schutz 
vor den von Kriegshandlungen ausgehen- 
den Gefahren genießen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Allgemeine Verpflichtungen 
und Anwendungsbereich 

(1) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, 
unter keinen Umständen jemals 

a) Streumunition einzusetzen, 

b) Streumunition zu entwickeln, herzu- 
stellen, auf andere Weise zu erwerben, 
zu lagern, zurückzubehalten oder an 
irgendjemanden unmittelbar oder mit- 
telbar weiterzugeben, 

c) irgendjemanden zu unterstützen, zu 
ermutigen oder zu veranlassen, Tätig- 
keiten vorzunehmen, die einem Ver- 
tragsstaat aufgrund dieses Überein- 
kommens verboten sind. 

(2) Absatz 1 findet auf explosive 
Bomblets, die eigens dazu bestimmt sind, 
von an Luftfahrzeugen angebrachten Aus- 
stoßbehältern verstreut oder freigegeben 
zu werden, entsprechend Anwendung. 

(3) Dieses Übereinkommen findet keine 
Anwendung auf Minen. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Übereinkommens 

1 . bezeichnet „Streumunitionsopfer“ alle 
Personen, die durch den Einsatz von 
Streumunition getötet worden sind 
oder körperliche oder psychische 
Verletzungen, wirtschaftlichen Scha- 
den, gesellschaftliche Ausgrenzung 
oder eine erhebliche Beeinträchti- 
gung der Verwirklichung ihrer Rechte 
erlitten haben. Dazu zählen die unmit- 
telbar von Streumunition getroffenen 
Personen sowie ihre betroffenen 
Familien und Gemeinschaften; 

2. bezeichnet „Streumunition“ konven- 
tionelle Munition, die dazu bestimmt 
ist, explosive Submunitionen mit 
jeweils weniger als 20 Kilogramm 
Gewicht zu verstreuen oder freizuge- 
ben, und schließt diese explosiven 
Submunitionen ein. „Streumunition“ 
bezeichnet nicht 

a) Munition oder Submunition, die 
dazu bestimmt ist, Täuschkörper, 
Rauch, pyrotechnische Mittel 
oder Düppel freizusetzen bezie- 
hungsweise auszustoßen, oder 
Munition, die ausschließlich für 
Flugabwehrzwecke bestimmt ist; 

b) Munition oder Submunition, die 
dazu bestimmt ist, elektrische 
oder elektronische Wirkungen zu 
erzeugen; 
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(c) A munition that, in Order to avoid 
indiscriminate area effects and the 
risks posed by unexploded sub- 
munitions, has all of the following 
characteristics: 

(i) Each munition contains fewer 
than ten explosive submuni- 
tions; 

(ii) Each explosive submunition 
weighs more than tour kilo- 
grams; 

(iii) Each explosive submunition is 
designed to detect and en- 
gage a single target object; 

(iv) Each explosive submunition is 
equipped with an electronic 
self-destruction mechanism; 

(v) Each explosive submunition is 
equipped with an electronic 
self-deactivating feature; 

3. “Explosive submunition” means a 
conventional munition that in Order to 
perform its task is dispersed or 
released by a duster munition and is 
designed to function by detonating an 
explosive Charge prior to, on or after 
impact; 

4. “Faiied duster munition” means a 
duster munition that has been fired, 
dropped, launched, projected or 
otherwise delivered and which should 
have dispersed or released its explo- 
sive submunitions but faiied to do so; 

5. “Unexploded submunition” means an 
explosive submunition that has been 
dispersed or released by, or otherwise 
separated from, a duster munition 
and has faiied to explode as intended; 


6. “Abandoned duster munitions” 
means duster munitions or explosive 
submunitions that have not been 
used and that have been left behind 
or dumped, and that are no longer 
under the control of the party that left 
them behind or dumped them. They 
may or may not have been prepared 
for use; 


7. “Cluster munition remnants” means 
faiied duster munitions, abandoned 
duster munitions, unexploded sub- 
munitions and unexploded bomblets; 


8. “Transfer” involves, in addition to the 
physical movement of duster muni- 
tions into or from national territory, the 
transfer of title to and control over 
duster munitions, but does not invol- 


c) Une munition qui, afin d’eviter les 
effets indiscrimines sur une zone 
et les risques poses par les sous- 
munitions non explosees, est 
dotee de toutes les caracteristi- 
ques suivantes: 

i) Chaque munition contient 
moins de dix sous-munitions 
explosives; 

ii) Chaque sous-munition explo- 
sive pese plus de quatre kilo- 
grammes; 

iii) Chaque sous-munition explo- 
sive est congue pour detecter 
et attaquer une cible consti- 
tuee d’un objet unique; 

iv) Chaque sous-munition explo- 
sive est equipee d’un meca- 
nisme electronique d’auto- 
destruction; 

v) Chaque sous-munition explo- 
sive est equipee d’un disposi- 
tif electronique d’autodesacti- 
vation; 

3. On entend par «sous-munition explo- 
sive» une munition classique qui, pour 
realiser sa fonction, est dispersee ou 
liberee par une arme ä sous-muni- 
tions et est congue pour fonctionner en 
faisant detoner une Charge explosive 
avant l’impact, au moment de l’im- 
pact, ou apres celui-ci; 

4. On entend par «arme ä sous-muni- 
tions ayant rate» une arme ä sous- 
munitions qui a ete tiree, larguee, lan- 
cee, projetee ou declenchee de toute 
autre maniere et qui aurait du disper- 
ser ou liberer ses sous-munitions 
explosives mais ne l’a pas fait; 

5. On entend par «sous-munition non 
explosee» une sous-munition explosi- 
ve qui a ete dispersee ou liberee par 
une arme ä sous-munitions, ou s’en 
est Separee de toute autre maniere et 
qui aurait dCi exploser mais ne l’a pas 
fait; 

6. On entend par «armes ä sous-muni- 
tions abandonnees» des armes ä 
sous-munitions ou des sous-muni- 
tions explosives qui n’ont pas ete utili- 
sees et ont ete laissees sur place ou 
jetees, et qui ne sont plus sous le 
contröle de la partie qui les a laissees 
sur place ou jetees. Les armes ä 
sous-munitions abandonnees peu- 
vent avoir ete preparees pour l’emploi 
ou non; 

7. On entend par «restes d’armes ä 
sous-munitions» les armes ä sous- 
munitions ayant rate, les armes ä 
sous-munitions abandonnees, les 
sous-munitions non explosees et les 
petites bombes explosives non 
explosees; 

8. Le «transfert» implique, outre le retrait 
materiel d’armes ä sous-munitions du 
territoire d’un Etat ou leur introduction 
materielle dans celui d’un autre Etat, 
le transfert du droit de propriete et du 


c) Munition, die zur Vermeidung von 
unterschiedslosen Flächenwir- 
kungen und von Gefahren, die von 
nicht zur Wirkung gelangter Sub- 
munition ausgehen, alle nachste- 
henden Merkmale aufweist; 

i) jede Munition enthält weniger 
als zehn explosive Submuni- 
tionen, 

ii) jede explosive Submunition 
wiegt mehr als vier Kilogramm, 

iii) jede explosive Submunition ist 
dazu bestimmt, ein einzelnes 
Zielobjekt zu erfassen und zu 
bekämpfen, 

iv) jede explosive Submunition ist 

mit einem elektronischen 

Selbstzerstörungsmechanis- 
mus ausgestattet, 

v) jede explosive Submunition ist 

mit einer elektronischen 

Selbstdeaktivierungseigen- 
schaft ausgestattet; 

3. bezeichnet „explosive Submunition“ 
konventionelle Munition, die zur Erfül- 
lung ihres Zwecks durch Streumuni- 
tion verstreut oder freigegeben wird 
und dazu bestimmt ist, durch Auslö- 
sung einer Sprengladung vor, bei oder 
nach dem Aufschlag zur Wirkung zu 
gelangen; 

4. bezeichnet „Blindgänger“ Streumuni- 
tion, die abgefeuert, abgeworfen, 
gestartet, ausgestoßen oder auf 
andere Weise zum Einsatz gebracht 
wurde und entgegen ihrer Bestim- 
mung ihre explosiven Submunitionen 
nicht verstreut oder freigegeben hat; 

5. bezeichnet „nicht zur Wirkung 
gelangte Submunition“ explosive 
Submunition, die durch Streumunition 
verstreut oder freigegeben oder auf 
andere Weise von ihr getrennt wurde 
und nicht wie vorgesehen explodiert 
ist; 

6. bezeichnet „aufgegebene Streumuni- 
tion“ nicht eingesetzte Streumunition 
oder explosive Submunition, die 
zurückgelassen oder weggeworfen 
wurde und sich nicht mehr unter der 
Kontrolle der Partei befindet, von der 
sie zurückgelassen oder weggewor- 
fen wurde. Sie kann einsatzbereit 
gemacht worden sein oder nicht; 


7. bezeichnet „Streumunitionsrückstän- 
de“ Blindgänger, aufgegebene Streu- 
munition, nicht zur Wirkung gelangte 
Submunition und nicht zur Wirkung 
gelangte Bomblets; 


8. umfasst „Weitergabe“ neben der phy- 
sischen Verbringung von Streumuni- 
tion in ein staatliches oder aus einem 
staatlichen Hoheitsgebiet auch die 
Übertragung des Rechts an Streumu- 
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ve the transfer of territory containing 
duster munition remnants; 


9. “Self-destruction mechanism” means 
an incorporated automatically- 
functioning mechanism which is in 
addition to the primary initiating 
mechanism of the munition and which 
secures the destruction of the muni- 
tion into which it is incorporated; 

10. “Self-deactivating” means automati- 
cally rendering a munition inoperable 
by means of the irreversible exhaus- 
tion of a component, for example a 
battery, that is essential to the Opera- 
tion of the munition; 


1 1 . “Cluster munition contaminated area” 
means an area known or suspected 
to contain duster munition remnants; 


12. “Mine” means a munition designed to 
be placed under, on or near the 
ground or other surface area and to 
be exploded by the presence, proxi- 
mity or contact of a person or a 
vehicle; 

13. “Explosive bomblet” means a con- 
ventional munition, weighing less 
than 20 kilograms, which is not self- 
propelled and which, in Order to per- 
form its task, is dispersed or released 
by a dispenser, and is designed to 
function by detonating an explosive 
Charge prior to, on or after impact; 


1 4. “Dispenser” means a Container that is 
designed to disperse or release 
explosive bomblets and which is af- 
fixed to an aircraft at the time of 
dispersal or release; 

15. “Unexploded bomblet” means an 
explosive bomblet that has been 
dispersed, released or otherwise 
separated from a dispenser and has 
faiied to explode as intended. 


Article 3 

Storage and 
stockpile destruction 

1 . Each State Party shall, in accordance 
with national regulations, separate all dus- 
ter munitions under its Jurisdiction and 
Control from munitions retained for opera- 
tional use and mark them for the purpose 
of destruction. 

2. Each State Party undertakes to 
destroy or ensure the destruction of all 
duster munitions referred to in 


contröle sur ces armes ä sous-muni- 
tions, mais pas le transfert d’un terri- 
toire contenant des restes d’armes ä 
sous-munitions; 

9. On entend par «mecanisme d’auto- 
destruction» un mecanisme ä fonc- 
tionnement automatique incorpore ä la 
munition, qui s’ajoute au mecanisme 
initial de mise ä feu de la munition, et 
qui assure la destruction de la muni- 
tion ä laquelle il est incorpore; 

1 0. On entend par «autodesactivation» le 
processus automatique qui rend la 
munition inoperante par l’epuisement 
irreversible d’un element, par exem- 
ple une batterie, essentiel au fonc- 
tionnement de la munition; 


11. On entend par «zone contaminee par 
les armes ä sous-munitions» une 
Zone oü la presence de restes d’ar- 
mes ä sous-munitions est averee ou 
soupgonnee; 

12. On entend par «mine» un engin congu 
pour etre place sous ou sur le sol ou 
une autre surface, ou ä proximite, et 
pour exploser du fait de la presence, 
de la proximite ou du contact d’une 
personne ou d’un vehicule; 

1 3. On entend par «petite bombe explosi- 
ve» une munition classique, qui pese 
moins de 20 kilogrammes, qui n’est 
pas auto-propulsee et est dispersee 
ou liberee par un disperseur pour 
pouvoir remplir sa fonction, et qui est 
congue pour fonctionner en faisant 
detoner une Charge explosive avant 
l’impact, au moment de l’impact, ou 
apres celui-ci; 

1 4. On entend par «disperseur» un conte- 
neur qui est congu pour disperser ou 
liberer des petites bombes explosives 
et qui demeure fixe sur un aeronef au 
moment oü ces bombes sont disper- 
sees ou liberees; 

1 5. On entend par «petite bombe explosi- 
ve non explosee» une petite bombe 
explosive qui a ete dispersee, liberee 
par un disperseur ou qui s’en est 
Separee de toute autre maniere et qui 
aurait du exploser mais ne l’a pas fait. 


Article 3 

Stockage et 
destruction des Stocks 

1 . Chaque Etat partie, conformement ä 
la reglementation nationale, separera tou- 
tes les armes ä sous-munitions sous sa 
juridiction et son contröle des munitions 
conservees en vue d’un emploi operation- 
nel et les marquera aux fins de leur 
destruction. 

2. Chaque Etat partie s’engage ä 
detruire toutes les armes ä sous-munitions 
mentionnees dans le paragraphe 1 du pre- 


nition und der Kontrolle über Streu- 
munition, nicht jedoch die Übertra- 
gung von Hoheitsgebiet, in dem sich 
Streumunitionsrückstände befinden; 

9. bezeichnet „Selbstzerstörungsme- 
chanismus“ einen eingebauten, 
selbsttätig arbeitenden Mechanis- 
mus, der zusätzlich zum Hauptauslö- 
semechanismus der Munition vorhan- 
den ist und die Zerstörung der Muniti- 
on sicherstellt, in die er eingebaut ist; 

10. bezeichnet „Selbstdeaktivierung“ ei- 
nen Vorgang, durch den eine Munition 
aufgrund der unumkehrbaren Er- 
schöpfung eines Bestandteils, bei- 
spielsweise einer Batterie, der für die 
Wirkungsweise der Munition unent- 
behrlich ist, selbsttätig unwirksam 
gemacht wird; 

11. bezeichnet „durch Streumunition 
kontaminiertes Gebiet“ ein Gebiet, in 
dem sich bekannterweise oder mut- 
maßlich Streumunitionsrückstände 
befinden; 

12. bezeichnet „Mine“ ein Kampfmittel, 
das dazu bestimmt ist, unter, auf oder 
nahe dem Erdboden oder einer ande- 
ren Oberfläche angebracht und durch 
die Gegenwart, Nähe oder Berührung 
einer Person oder eines Fahrzeugs 
zur Explosion gebracht zu werden; 

13. bezeichnet „explosives Bomblet“ eine 
konventionelle Munition mit weniger 
als 20 Kilogramm Gewicht, die nicht 
mit einem eigenen Antrieb ausgestat- 
tet ist und die zur Erfüllung ihres 
Zwecks von einem Ausstoßbehälter 
verstreut oder freigegeben wird und 
dazu bestimmt ist, durch Auslösung 
einer Sprengladung vor, bei oder nach 
dem Aufschlag zur Wirkung zu gelan- 
gen; 

14. bezeichnet „Ausstoßbehälter“ einen 
Behälter, der dazu bestimmt ist, 
explosive Bomblets zu verstreuen 
oder freizugeben, und im Zeitpunkt 
des Verstreuens oder Freigebens an 
einem Luftfahrzeug angebracht ist; 

15. bezeichnet „nicht zur Wirkung 
gelangtes Bomblet“ ein explosives 
Bomblet, das von einem Ausstoßbe- 
hälter verstreut, freigegeben oder auf 
andere Weise von diesem getrennt 
wurde und nicht wie vorgesehen 
explodiert ist. 

Artikel 3 

Lagerung und Vernichtung 
von Lagerbeständen 

(1) Jeder Vertragsstaat trennt nach 
Maßgabe der innerstaatlichen Vorschriften 
sämtliche Streumunition unter seiner 
Hoheitsgewalt und Kontrolle von Munition, 
die für einen operativen Einsatz zurückbe- 
halten wird, und markiert sie zum Zweck 
der Vernichtung. 

(2) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, 
so bald wie möglich, spätestens jedoch 
acht Jahre, nachdem dieses Übereinkom- 
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Paragraph 1 of this Article as soon as pos- 
sible but not later than eight years after the 
entry into force of this Convention for that 
State Party. Each State Party undertakes 
to ensure that destruction methods com- 
ply with applicable international Standards 
for protecting public health and the 
environment. 

3. If a State Party believes that it will be 
unable to destroy or ensure the destruc- 
tion of all duster munitions referred to in 
Paragraph 1 of this Article within eight 
years of entry into force of this Convention 
for that State Party it may submit a request 
to a Meeting of States Parties or a Review 
Conference for an extension of the dead- 
line for completing the destruction of such 
duster munitions by a period of up to four 
years. A State Party may, in exceptional 
circumstances, request additional exten- 
sions of up to four years. The requested 
extensions shall not exceed the number of 
years strictly necessary for that State Party 
to complete its obligations under Para- 
graph 2 of this Article. 


4. Each request for an extension shall 
set out: 

(a) The duration of the proposed exten- 
sion; 

(b) A detaiied explanation of the proposed 
extension, including the financial and 
technical means available to or re- 
quired by the State Party for the 
destruction of all duster munitions 
referred to in paragraph 1 of this Article 
and, where applicable, the exceptional 
circumstances justifying it; 


(c) A plan for how and when stockpile 
destruction will be completed; 

(d) The quantity and type of duster muni- 
tions and explosive submunitions held 
at the entry into force of this Conven- 
tion for that State Party and any additio- 
nal duster munitions or explosive sub- 
munitions discovered after such entry 
into force; 


(e) The quantity and type of duster muni- 
tions and explosive submunitions 
destroyed during the period referred to 
in Paragraph 2 of this Article; and 

(f) The quantity and type of duster muni- 
tions and explosive submunitions 
remaining to be destroyed during the 
proposed extension and the annual 
destruction rate expected to be 
achieved. 


sent article, ou ä veiller ä leur destruction, 
des que possible, et au plus tard huit ans 
apres l’entree en vigueur de la presente 
Convention pour cet Etat partie. Chaque 
Etat partie s’engage ä veiller ä ce que les 
methodes de destruction respectent les 
normes internationales applicables pour la 
protection de la sante publique et de l’en- 
vironnement. 

3. Si un Etat partie ne croit pas pouvoir 
detruire toutes les armes ä sous-munitions 
visees au paragraphe 1 du present article, 
ou veiller ä leur destruction, dans le delai 
de huit ans suivant l’entree en vigueur de 
la presente Convention pour cet Etat par- 
tie, II peut presenter ä une Assemblee des 
Etats parties ou ä une Conference 
d’examen une demande de Prolongation, 
allant jusqu’ä quatre ans, du delai fixe pour 
la destruction complete de ces armes ä 
sous-munitions. Un Etat partie peut, dans 
des circonstances exceptionnelles, de- 
mander des prolongations additionnelles 
durant au plus quatre ans. Les demandes 
de Prolongation ne devront pas exceder le 
nombre d’annees strictement necessaire ä 
l’execution par cet Etat de ses obligations 
aux termes du paragraphe 2 du present 
article. 

4. La demande de Prolongation doit 
comprendre: 

a) La duree de la Prolongation proposee; 

b) Une explication detaillee justifiant la 
Prolongation proposee, y compris les 
moyens financiers et techniques dont 
dispose l’Etat partie ou qui sont requis 
par celui-ci pour proceder ä la 
destruction de toutes les armes ä 
sous-munitions visees au paragraphe 1 
du present article, et, le cas echeant, 
les circonstances exceptionnelles jus- 
tifiant cette Prolongation; 

c) Un plan precisant les modalites de 
destruction des Stocks et la date ä 
laquelle celle-ci sera achevee; 

d) La quantite et le type d’armes ä sous- 
munitions et de sous-munitions explo- 
sives detenues lors de cette entree en 
vigueur de la presente Convention 
pour cet Etat partie, et des autres 
armes ä sous-munitions et sous-muni- 
tions explosives decouvertes apres 
l’entree en vigueur; 


e) La quantite et le type d’armes ä sous- 
munitions et de sous-munitions explo- 
sives detruites pendant la periode 
mentionnee au paragraphe 2 du pre- 
sent article; et 

f) La quantite et le type d’armes ä sous- 
munitions et de sous-munitions explo- 
sives restant ä detruire pendant la Pro- 
longation proposee et le rythme de 
destruction annuel prevu. 


men für den betreffenden Vertragsstaat in 
Kraft getreten ist, sämtliche in Absatz 1 
genannte Streumunition zu vernichten 
oder ihre Vernichtung sicherzustellen. 
Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, dafür 
zu sorgen, dass die Vernichtungsmetho- 
den den geltenden internationalen Normen 
zum Schutz der Gesundheit und der 
Umwelt entsprechen. 

(3) Glaubt ein Vertragsstaat, nicht in der 
Lage zu sein, binnen acht Jahren nach 
dem Inkrafttreten dieses Übereinkommens 
für den betreffenden Vertragsstaat sämtli- 
che in Absatz 1 bezeichnete Streumunition 
zu vernichten oder ihre Vernichtung sicher- 
zustellen, so kann er das Treffen der Ver- 
tragsstaaten oder eine Überprüfungskon- 
ferenz um eine Verlängerung der Frist für 
den Abschluss der Vernichtung dieser 
Streumunition um bis zu vier Jahre ersu- 
chen. Ein Vertragsstaat kann unter außer- 
gewöhnlichen Umständen um zusätzliche 
Fristverlängerungen um bis zu vier Jahre 
ersuchen. Die Fristverlängerungen, um die 
ersucht wird, dürfen die Anzahl Jahre, die 
der betreffende Vertragsstaat zur Erfüllung 
seiner Verpflichtungen nach Absatz 2 
unbedingt benötigt, nicht überschreiten. 

(4) Jedes Ersuchen um Fristverlänge- 
rung enthält 

a) Angaben über die Dauer der vorge- 
schlagenen Fristverlängerung, 

b) eine ausführliche Begründung für die 
vorgeschlagene Fristverlängerung, ein- 
schließlich Angaben über die dem Ver- 
tragsstaat für die Vernichtung sämtli- 
cher in Absatz 1 genannter Streumuni- 
tion zur Verfügung stehenden oder von 
ihm hierfür benötigten finanziellen und 
technischen Mittel und gegebenenfalls 
Angaben über die außergewöhnlichen 
Umstände, die diese Fristverlängerung 
rechtfertigen, 

c) einen Plan mit Angaben darüber, wie 
und wann die Vernichtung der Lager- 
bestände abgeschlossen wird, 

d) Angaben über die Menge und Art der 
Streumunition und explosiven Submu- 
nitionen, die sich im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Übereinkommens 
für den betreffenden Vertragsstaat in 
dessen Besitz befinden, sowie sämtli- 
cher weiteren Streumunition oder wei- 
teren explosiven Submunitionen, die 
nach diesem Inkrafttreten entdeckt 
worden sind, 

e) Angaben über die Menge und Art der 
Streumunition und explosiven Submu- 
nitionen, die während des in Absatz 2 
genannten Zeitabschnitts vernichtet 
worden sind, und 

f) Angaben über die Menge und Art der 
Streumunition und explosiven Submu- 
nitionen, die während der vorgeschla- 
genen Fristverlängerung noch zu ver- 
nichten sind, und die jährliche Vernich- 
tungsrate, die voraussichtlich erzielt 
wird. 
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5. The Meeting of States Parties or the 
Review Conference shall, taking into con- 
sideration the factors referred to in Para- 
graph 4 of this Article, assess the request 
and decide by a majority of votes of States 
Parties present and voting whether to 
grant the request for an extension. The 
States Parties may decide to grant a shor- 
ter extension than that requested and may 
propose benchmarks for the extension, as 
appropriate. A request for an extension 
shall be submitted a minimum of nine 
months prior to the Meeting of States Par- 
ties or the Review Conference at which it is 
to be considered. 


6. Notwithstanding the provisions of 
Article 1 of this Convention, the retention 
or acquisition of a limited number of dus- 
ter munitions and explosive submunitions 
for the development of and training in dus- 
ter munition and explosive submunition 
detection, clearance or destruction techni- 
ques, or for the development of duster 
munition counter-measures, is permitted. 
The amount of explosive submunitions 
retained or acquired shall not exceed the 
minimum number absolutely necessary for 
these purposes. 


7. Notwithstanding the provisions of 
Article 1 of this Convention, the transfer of 
duster munitions to another State Party for 
the purpose of destruction, as well as for 
the purposes described in paragraph 6 of 
this Article, is permitted. 

8. States Parties retaining, acquiring or 
transferring duster munitions or explosive 
submunitions for the purposes described 
in paragraphs 6 and 7 of this Article shall 
submit a detaiied report on the planned 
and actual use of these duster munitions 
and explosive submunitions and their type, 
quantity and lot numbers. If duster muni- 
tions or explosive submunitions are trans- 
ferred to another State Party for these pur- 
poses, the report shall include reference to 
the receiving party. Such a report shall be 
prepared for each year during which a 
State Party retained, acquired or transfer- 
red duster munitions or explosive sub- 
munitions and shall be submitted to the 
Secretary-General of the United Nations 
no later than 30 April of the following year. 


Article 4 

Clearance and 
destruction of ciuster 
munition remnants and 
risk reduction education 

1 . Each State Party undertakes to clear 
and destroy, or ensure the clearance and 
destruction of, ciuster munition remnants 
located in ciuster munition contaminated 


5. L’Assemblee des Etats parties, ou la 
Conference d’examen, en tenant compte 
des facteurs enonces au paragraphe 4 du 
present article, evalue la demande et deci- 
de ä la majorite des Etats parties presents 
et votants d’accorder ou non la periode de 
Prolongation. Les Etats parties, si appro- 
prie, peuvent decider d’accorder une Pro- 
longation plus courte que celle demandee 
et peuvent proposer des criteres pour la 
Prolongation. Une demande de Prolonga- 
tion doit etre soumise au minimum neuf 
mois avant la reunion de l’Assemblee des 
Etats parties ou de la Conference 
d’examen devant examiner cette deman- 
de. 


6. Nonobstant les dispositions de l’arti- 
cle 1 de la presente Convention, la Conser- 
vation ou l’acquisition d’un nombre limite 
d’armes ä sous-munitions et de sous- 
munitions explosives pour le developpe- 
ment et la formation relatifs aux techni- 
ques de detection, d’enlevement ou de 
destruction des armes ä sous-munitions et 
des sous-munitions explosives, ou pour le 
developpement de contre-mesures relati- 
ves aux armes ä sous-munitions, sont per- 
mises. La quantite de sous-munitions 
explosives conservees ou acquises ne 
devra pas depasser le nombre minimum 
absolument necessaire ä ces fins. 

7. Nonobstant les dispositions de l’arti- 
cle 1 de la presente Convention, le trans- 
fert d’armes ä sous-munitions ä un autre 
Etat Partie aux fins de leur destruction, ou 
pour tous les buts decrits dans le paragra- 
phe 6 du present article, est autorise. 

8. Les Etats parties conservant, acque- 
rant ou transferant des armes ä sous- 
munitions ou des sous-munitions explosi- 
ves aux fins decrites dans les paragra- 
phes 6 et 7 du present article devront pre- 
senter un rapport detaille sur l’utilisation 
actuelle et envisagee de ces armes ä 
sous-munitions et sous-munitions explosi- 
ves, ainsi que leur type, quantite et nume- 
ro de lot. Si les armes ä sous-munitions et 
les sous-munitions explosives sont trans- 
ferees ä ces fins ä un autre Etat partie, le 
rapport devra inclure une reference ä l’Etat 
partie les recevant. Ce rapport devra etre 
prepare pour chaque annee durant laquel- 
le un Etat partie a conserve, acquis ou 
transfere des armes ä sous-munitions ou 
des sous-munitions explosives, et etre 
transmis au Secretaire general des Na- 
tions Unies au plus tard le 30 avril de 
l’annee suivante. 


Article 4 
Depollution et 

destruction des restes d’armes 
ä sous-munitions et education 
ä la reduction des risques 

1. Chaque Etat partie s’engage ä enle- 
ver et ä detruire les restes d’armes ä sous- 
munitions situes dans les zones contami- 
nees par les armes ä sous-munitions et 


(5) Das Treffen der Vertragsstaaten oder 
die Überprüfungskonferenz prüft das Ersu- 
chen unter Berücksichtigung der in 
Absatz 4 genannten Angaben und ent- 
scheidet mit der Mehrheit der Stimmen der 
anwesenden und abstimmenden Vertrags- 
staaten, ob dem Ersuchen um Fristverlän- 
gerung stattgegeben wird. Die Vertrags- 
parteien können, soweit angebracht, 
beschließen, eine kürzere Fristverlänge- 
rung als die, um die ersucht wird, zu 
gewähren, und Richtwerte für die Fristver- 
längerung Vorschlägen. Ein Ersuchen um 
Fristverlängerung wird mindestens neun 
Monate vor dem Treffen der Vertragsstaa- 
ten oder der Überprüfungskonferenz, auf 
dem beziehungsweise auf der es geprüft 
werden soll, vorgelegt. 

(6) Unbeschadet des Artikels 1 ist die 
Zurückbehaltung oder der Erwerb einer 
beschränkten Anzahl von Streumunitionen 
und explosiven Submunitionen für die Ent- 
wicklung von Verfahren zur Suche, Räu- 
mung und Vernichtung von Streumunition 
und explosiven Submunitionen und die 
Ausbildung in diesen Verfahren oder für die 
Entwicklung von Maßnahmen gegen 
Streumunition zulässig. Die Menge der 
zurückbehaltenen oder erworbenen explo- 
siven Submunitionen darf die für diese 
Zwecke unbedingt erforderliche Mindest- 
zahl nicht überschreiten. 

(7) Unbeschadet des Artikels 1 ist die 
Weitergabe von Streumunition an einen 
anderen Vertragsstaat zum Zweck der Ver- 
nichtung sowie für die in Absatz 6 genann- 
ten Zwecke zulässig. 

(8) Vertragsstaaten, die Streumunition 
oder explosive Submunitionen für die in 
den Absätzen 6 und 7 genannten Zwecke 
zurückbehalten, erwerben oder weiterge- 
ben, legen einen ausführlichen Bericht 
über die geplante und tatsächliche Ver- 
wendung dieser Streumunition und explo- 
siven Submunitionen und ihre Art, Menge 
und Losnummern vor. Werden Streumuni- 
tion oder explosive Submunitionen für 
diese Zwecke an einen anderen Vertrags- 
staat weitergegeben, so enthält der 
Bericht einen Hinweis auf den Vertrags- 
staat, der sie erhält. Ein solcher Bericht 
wird für jedes Jahr, während dessen ein 
Vertragsstaat Streumunition oder explosi- 
ve Submunitionen zurückbehalten, erwor- 
ben oder weitergegeben hat, verfasst und 
wird dem Generalsekretär der Vereinten 
Nationen spätestens bis zum 30. April des 
darauffolgenden Jahres vorgelegt. 

Artikel 4 

Räumung und Vernichtung 

von Streumunitionsrückständen und 

Aufklärung zur Gefahrenminderung 

(1) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, 
Streumunitionsrückstände, die sich in 
durch Streumunition kontaminierten 
Gebieten unter seiner Hoheitsgewalt oder 
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areas under its Jurisdiction or control, as 
follows: 


(a) Where duster munition remnants are 
located in areas under its Jurisdiction or 
control at the date of entry into force of 
this Convention for that State Party, 
such clearance and destruction shall 
be completed as soon as possible but 
not later than ten years from that date; 


(b) Where, after entry into force of this 
Convention for that State Party, duster 
munitions have become duster muni- 
tion remnants located in areas under 
its Jurisdiction or control, such clear- 
ance and destruction must be com- 
pleted as soon as possible but not later 
than ten years after the end of the 
active hostilities during which such 
duster munitions became duster 
munition remnants; and 


(c) Upon fulfilling either of its obligations 
set out in sub-paragraphs (a) and (b) of 
this Paragraph, that State Party shall 
make a declaration of compliance to 
the next Meeting of States Parties. 

2. In fulfilling its obligations under Para- 
graph 1 of this Article, each State Party 
shall take the following measures as soon 
as possible, taking into consideration the 
provisions of Article 6 of this Convention 
regarding international Cooperation and 
assistance: 

(a) Survey, assess and record the threat 
posed by duster munition remnants, 
making every effort to identify all dus- 
ter munition contaminated areas under 
its Jurisdiction or control; 


(b) Assess and prioritize needs in terms of 
marking, protection of civilians, clear- 
ance and destruction, and take Steps 
to mobilize resources and develop a 
national plan to carry out these activi- 
ties, building, where appropriate, upon 
existing structures, experiences and 
methodologies; 


(c) Take all feasible Steps to ensure that all 
duster munition contaminated areas 
under its Jurisdiction or control are 
perimeter-marked, monitored and pro- 
tected by fencing or other means to 
ensure the effective exclusion of civili- 
ans. Warning signs based on methods 
of marking readily recognizable by the 
affected community should be utilized 
in the marking of suspected hazardous 


SOUS sa juridiction ou son contröle, ou ä 
veiller ä leur enievement et ä leur destruc- 
tion, selon les modalites suivantes: 

a) Lorsque les restes d’armes ä sous- 
munitions se situent dans des zones 
SOUS sa juridiction ou son contröle ä la 
date de l’entree en vigueur de la pre- 
sente Convention pour cet Bat partie, 
cet enievement et cette destruction 
seront acheves des que possible, mais 
au plus tard dix ans apres cette date; 

b) Lorsque, apres l’entree en vigueur de la 
presente Convention pour cet Etat par- 
tie, des armes ä sous-munitions sont 
devenues des restes d’armes ä sous- 
munitions situes dans des zones sous 
sa juridiction ou son contröle, cet enie- 
vement et cette destruction doivent 
etre acheves des que possible, mais au 
plus tard dix ans apres la fin des hosti- 
lites actives au cours desquelles ces 
armes ä sous-munitions sont deve- 
nues des restes d’armes ä sous-muni- 
tions; et 

c) Lorsqu’il aura execute l’une ou l’autre 
des obligations definies aux alineas a) 
et b) du present paragraphe, cet Etat 
partie presentera une declaration de 
conformite ä l’Assemblee des Etats 
parties suivante. 

2. En remplissant les obligations enon- 
cees au paragraphe 1 du present article, 
chaque Etat partie prendra dans les meil- 
leurs delais les mesures suivantes, en 
tenant compte des dispositions de l’arti- 
cle 6 de la presente Convention relatives ä 
la Cooperation et l’assistance internationa- 
les: 

a) Proceder ä l’examen de la menace 
representee par les restes d’armes ä 
sous-munitions, l’evaluer, enregistrer 
les informations la concernant, en met- 
tant tout en oeuvre pour reperer toutes 
les zones contaminees par les armes ä 
sous-munitions et qui sont sous sa juri- 
diction ou son contröle; 

b) Apprecier et hierarchiser les besoins en 
termes de marquage, de protection de 
la Population civile, de depollution et 
de destruction, et prendre des disposi- 
tions pour mobiliser des ressources et 
elaborer un plan national pour la reali- 
sation de ces activites, en se fondant, 
le cas echeant, sur les structures, 
experiences et methodologies existen- 
tes; 


c) Prendre toutes les dispositions possi- 
bles pour s’assurer que toutes les 
zones sous sa juridiction ou son con- 
tröle contaminees par des armes ä 
sous-munitions soient marquees tout 
au long de leur perimetre, surveillees et 
protegees par une clöture ou d’autres 
moyens afin d’empecher de maniere 
effective les civils d’y penetrer. Des si- 
gnaux d’avertissement faisant appel ä 


Kontrolle befinden, zu räumen und zu ver- 
nichten oder deren Räumung und Vernich- 
tung sicherzustellen; hierfür gilt Folgen- 
des: 

a) Befinden sich im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Übereinkommens für 
den betreffenden Vertragsstaat Streu- 
munitionsrückstände in Gebieten unter 
seiner Hoheitsgewalt oder Kontrolle, 
so werden die Räumung und Vernich- 
tung so bald wie möglich, spätestens 
jedoch zehn Jahre nach diesem Zeit- 
punkt, abgeschlossen; 

b) ist nach dem Inkrafttreten dieses Über- 
einkommens für den betreffenden Ver- 
tragsstaat Streumunition zu Streumu- 
nitionsrückständen geworden, die sich 
in Gebieten unter seiner Hoheitsgewalt 
oder Kontrolle befinden, so müssen die 
Räumung und Vernichtung so bald wie 
möglich abgeschlossen werden, spä- 
testens jedoch zehn Jahre nach dem 
Ende der aktiven Feindseligkeiten, in 
deren Verlauf diese Streumunition zu 
Streumunitionsrückständen geworden 
ist; und 

c) nach Erfüllung seiner Verpflichtungen 
aus Buchstabe a oder b legt der betref- 
fende Vertragsstaat auf dem nächsten 
Treffen der Vertragsstaaten eine Einhal- 
tungserklärung vor. 

(2) Bei der Erfüllung seiner Verpflichtun- 
gen nach Absatz 1 trifft jeder Vertragsstaat 
unter Berücksichtigung der Bestimmun- 
gen des Artikels 6 über internationale 
Zusammenarbeit und Hilfe so bald wie 
möglich folgende Maßnahmen: 


a) Untersuchung, Bewertung und Auf- 
zeichnung der von Streumunitions- 
rückständen ausgehenden Bedrohung, 
wobei er alles unternimmt, um alle 
durch Streumunition kontaminierten 
Gebiete unter seiner Hoheitsgewalt 
oder Kontrolle zu identifizieren; 

b) Einschätzung der Erfordernisse hin- 
sichtlich Kennzeichnung, Schutz von 
Zivilpersonen, Räumung und Vernich- 
tung und Einstufung dieser Erforder- 
nisse nach Dringlichkeit sowie Ergrei- 
fung von Maßnahmen zur Mobilisie- 
rung von Mitteln und zur Entwicklung 
eines innerstaatlichen Plans für die 
Durchführung dieser Tätigkeiten, 
wobei er gegebenenfalls auf vorhande- 
ne Strukturen, Erfahrungen und Vorge- 
hensweisen zurückgreift; 

c) Ergreifung aller praktisch möglichen 
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass 
alle durch Streumunition kontaminier- 
ten Gebiete unter seiner Hoheitsgewalt 
oder Kontrolle rundum gekennzeich- 
net, überwacht und durch Einzäunung 
oder andere Mittel gesichert werden, 
damit Zivilpersonen wirksam fernge- 
halten werden. Bei der Kennzeichnung 
mutmaßlich gefährlicher Gebiete sollen 
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areas. Signs and other hazardous area 
boundary markers should, as far as 
possible, be visible, legible, durable 
and resistant to environmental effects 
and should clearly identify which side 
of the marked boundary is considered 
to be within the duster munition conta- 
minated areas and which side is con- 
sidered to be safe; 


(d) Clear and destroy all duster munition 
remnants located in areas under its 
jurisdiction or control; and 

(e) Conduct risk reduction education to 
ensure awareness among dvilians 
living in or around duster munition 
contaminated areas of the risks posed 
by such remnants. 


3. In oonducting the activities referred 
to in Paragraph 2 of this Artide, each State 
Party shall take into account international 
Standards, induding the International Mine 
Action Standards (IMAS). 


4. This Paragraph shall apply in cases in 
which duster munitions have been used or 
abandoned by one State Party prior to 
entry into force of this Convention for that 
State Party and have become duster 
munition remnants that are located in 
areas under the jurisdiction or control of 
another State Party at the time of entry into 
force of this Convention for the latter. 


(a) In such cases, upon entry into force of 
this Convention for both States Parties, 
the former State Party is strongly 
enoouraged to provide, inter alia, tech- 
nical, financial, material or human 
resources assistance to the latter State 
Party, either bilaterally or through a 
mutually agreed third party, induding 
through the United Nations System or 
other relevant organizations, to facilita- 
te the marking, clearance and 
destruction of such duster munition 
remnants. 


(b) Such assistance shall include, where 
available, Information on types and 
quantities of the duster munitions 
used, precise locations of duster 
munition strikes and areas in which 
duster munition remnants are known 
to be located. 

5. If a State Party believes that it will be 
unable to clear and destroy or ensure the 
clearance and destruction of all duster 


des methodes de marquage facilement 
reconnaissables par la collectivite 
affectee devraient etre utilises pour 
marquer les zones dont on soupgonne 
qu’elles sont dangereuses. Les si- 
gnaux et autres dispositifs de marquage 
des limites d’une zone dangereuse 
devraient, autant que faire se peut, etre 
visibles, lisibles, durables et resistants 
aux effets de l’environnement et 
devraient clairement indiquer de quel 
c6te des limites se trouve la zone con- 
taminee par des armes ä sous-muni- 
tions et de quel cöte on considere qu’il 
n’y a pas de danger; 

d) EnIever et detruire tous les restes d’ar- 
mes ä sous-munitions se trouvant 
dans les zones sous sa juridiction ou 
son contröle; et 

e) Dispenser une education ä la reduction 
des risques pour sensibiliser les civils 
vivant ä l’interieur ou autour des zones 
contaminees par les armes ä sous- 
munitions aux dangers que represen- 
tent ces restes. 

3. Dans l’exercice des activites men- 
tionnees dans le paragraphe 2 du present 
artide, chaque Etat partie tiendra oompte 
des normes internationales, notamment 
des Normes internationales de la lutte anti- 
mines (IMAS, International Mine Action 
Standards). 

4. Le present paragraphe s’applique 
dans les cas oü les armes ä sous-muni- 
tions ont ete utilisees ou abandonnees par 
un Etat partie avant l’entree en vigueur de 
la presente Convention pour cet Etat partie 
et sont devenues des restes d’armes ä 
sous-munitions dans des zones situees 
SOUS la juridiction ou le contröle d’un autre 
Etat partie au moment de l’entree en 
vigueur de la presente Convention pour ce 
dernier. 

a) Dans de tels cas, lors de l’entree en 
vigueur de la presente Convention 
pour les deux Etats parties, le premier 
Etat partie est vivement encourage ä 
fournir, entre autres, une assistance 
technique, financiere, materielle ou en 
ressources humaines ä l’autre Etat par- 
tie, soit sur une base bilaterale, soit par 
l’intermediaire d’un tiers choisi d’un 
commun accord, y compris par le biais 
des organismes des Nations Unies ou 
d’autres organisations pertinentes, afin 
de faciliter le marquage, l’enlevement 
et la destruction de ces restes d’armes 
ä sous-munitions. 

b) Cette assistance comprendra, lors- 
qu’elles seront disponibles, des infor- 
mations sur les types et les quantites 
d’armes ä sous-munitions utilisees, les 
emplacements precis des impacts des 
armes ä sous-munitions et les zones 
dans lesquelles la presence de restes 
d’armes ä sous-munitions est etablie. 

5. Si un Etat partie ne croit pas pouvoir 
eniever et detruire tous les restes d’armes 
ä sous-munitions vises au paragraphe 1 


Warnschilder verwendet werden, die 
so gekennzeichnet sind, dass die 
betroffene Gemeinschaft sie leicht ver- 
stehen kann. Schilder und andere 
Begrenzungsmarkierungen für gefährli- 
che Gebiete sollen soweit möglich 
sichtbar, lesbar, widerstandsfähig und 
umweltbeständig sein und deutlich 
erkennbar machen, welche Seite der 
gekennzeichneten Begrenzung als 
innerhalb des durch Streumunition 
kontaminierten Gebiets liegend und 
welche Seite als sicher angesehen 
wird; 

d) Räumung und Vernichtung sämtlicher 
Streumunitionsrückstände, die sich in 
Gebieten unter seiner Hoheitsgewalt 
oder Kontrolle befinden; und 

e) Aufklärung zur Gefahrenminderung, 
um sicherzustellen, dass sich die Zivil- 
personen, die in durch Streumunition 
kontaminierten Gebieten oder in deren 
Umgebung leben, der Gefahren 
bewusst sind, die von solchen Rück- 
ständen ausgehen. 

(3) Bel der Durchführung der Tätigkei- 
ten nach Absatz 2 berücksichtigt jeder 
Vertragsstaat die Internationalen Normen, 
einschließlich der Internationalen Normen 
für Antiminenprogramme (International 
Mine Actlon Standards - IMAS). 

(4) Dieser Absatz gilt In Fällen, in denen 
Streumunition von einem Vertragsstaat vor 
dem Inkrafttreten dieses Übereinkommens 
für den betreffenden Vertragsstaat einge- 
setzt oder aufgegeben worden ist und 
daraus Streumunitionsrückstände gewor- 
den sind, die sich im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Übereinkommens für einen 
anderen Vertragsstaat In Gebieten unter 
der Hoheitsgewalt oder Kontrolle dieses 
anderen Staates befinden. 

a) Der erstgenannte Vertragsstaat wird 
nachdrücklich dazu ermutigt, in sol- 
chen Fällen beim Inkrafttreten dieses 
Übereinkommens für beide Vertrags- 
staaten dem letztgenannten Vertrags- 
staat bilateral oder über einen gemein- 
sam vereinbarten Dritten, unter ande- 
rem über das System der Vereinten 
Nationen oder andere einschlägige 
Organisationen, Hilfe, unter anderem 
technischer, finanzieller, materieller 
oder personeller Art, zu leisten, um die 
Kennzeichnung, Räumung und Ver- 
nichtung dieser Streumunitionsrück- 
stände zu erleichtern. 

b) Diese Hilfe umfasst, soweit verfügbar, 
Informationen über die Arten und Men- 
gen der eingesetzten Streumunition, 
die genauen Orte von Streumunitions- 
einsätzen und die genaue Lage von 
Gebieten, in denen sich bekannterwei- 
se Streumunitionsrückstände befin- 
den. 

(5) Glaubt ein Vertragsstaat, nicht in der 
Lage zu sein, binnen zehn Jahren nach 
dem Inkrafttreten dieses Übereinkommens 
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munition remnants referred to in Para- 
graph 1 of this Article within ten years of 
the entry into force of this Convention for 
that State Party, it may submit a request to 
a Meeting of States Parties or a Review 
Conference for an extension of the dead- 
line for completing the clearance and 
destruction of such duster munition rem- 
nants by a period of up to five years. The 
requested extension shall not exceed the 
number of years strictly necessary for that 
State Party to complete its obligations 
under paragraph 1 of this Article. 


6. A request for an extension shall be 
submitted to a Meeting of States Parties or 
a Review Conference prior to the expiry of 
the time period referred to in paragraph 1 
of this Article for that State Party. Each 
request shall be submitted a minimum of 
nine months prior to the Meeting of States 
Parties or Review Conference at which it is 
to be considered. Each request shall set 
out: 

(a) The duration of the proposed exten- 
sion; 

(b) A detaiied explanation of the reasons 
for the proposed extension, including 
the financial and technical means avail- 
able to and required by the State Party 
for the clearance and destruction of all 
duster munition remnants during the 
proposed extension; 


(c) The preparation of future work and the 
Status of work already conducted 
under national clearance and demining 
programmes during the initial ten year 
period referred to in paragraph 1 of this 
Article and any subsequent exten- 
sions; 


(d) The total area containing duster muni- 
tion remnants at the time of entry into 
force of this Convention for that State 
Party and any additional areas con- 
taining duster munition remnants dis- 
covered after such entry into force; 


(e) The total area containing duster muni- 
tion remnants cleared since entry into 
force of this Convention; 

(f) The total area containing duster muni- 
tion remnants remaining to be cleared 
during the proposed extension; 

(g) The circumstances that have impeded 
the ability of the State Party to destroy 
all duster munition remnants located in 
areas under its jurisdiction or control 
during the initial ten year period refer- 
red to in paragraph 1 of this Article, and 
those that may impede this ability 
during the proposed extension; 


du present article, ou veiller ä leur enleve- 
ment et ä leur destruction, dans le delai de 
dix ans suivant l’entree en vigueur de la 
presente Convention pour cet Etat partie, il 
peut presenter ä l’Assemblee des Etats 
parties ou ä une Conference d’examen 
une demande de Prolongation du delai fixe 
pour l’enlevement et la destruction com- 
plete de ces restes d’armes ä sous-muni- 
tions, pour une duree ne depassant pas 
cinq ans. La demande de Prolongation ne 
devra pas exceder le nombre d’annees 
strictement necessaire ä l’execution par 
cet Etat de ses obligations aux termes du 
paragraphe 1 du present article. 

6. Toute demande de Prolongation sera 
soumise ä une Assemblee des Etats par- 
ties ou ä une Conference d’examen avant 
l’expiration du delai mentionne au para- 
graphe 1 du present article pour cet Etat 
partie. Une demande de Prolongation doit 
etre soumise au minimum neuf mois avant 
la reunion de l’Assemblee des Etats par- 
ties ou de la Conference d’examen devant 
examiner cette demande. La demande 
doit comprendre; 

a) La duree de la Prolongation proposee; 

b) Des explications detaillees des raisons 
justifiant la Prolongation proposee, y 
compris les moyens financiers et tech- 
niques dont dispose l’Etat partie et qui 
sont requis par celui-ci pour proceder 
ä l’enlevement et ä la destruction de 
tous les restes d’armes ä sous-muni- 
tions pendant la Prolongation proposee; 

c) La preparation des travaux futurs et 
l’etat d’avancement de ceux dejä 
effectues dans le cadre des program- 
mes nationaux de depollution et de 
deminage pendant la periode initiale 
de dix ans visee dans le paragraphe 1 
du present article et dans les prolonga- 
tions subsequentes; 

d) La superficie totale de la zone conte- 
nant des restes d’armes ä sous-muni- 
tions au moment de l’entree en vigueur 
de la presente Convention pour cet 
Etat partie et de toute autre zone con- 
tenant des restes d’armes ä sous- 
munitions decouverts apres cette 
entree en vigueur; 

e) La superficie totale de la zone conte- 
nant des restes d’armes ä sous-muni- 
tions depolluee apres l’entree en 
vigueur de la presente Convention; 

f) La superficie totale de la zone conte- 
nant des restes d’armes ä sous-muni- 
tions restant ä depolluer pendant la 
Prolongation proposee; 

g) Les circonstances qui ont limite la 
capacite de l’Etat partie de detruire tous 
les restes d’armes ä sous-munitions 
situes dans des zones sous sa juridic- 
tion ou son contröle pendant la periode 
initiale de dix ans mentionnee dans le 
paragraphe 1 du present article et cel- 
les qui pourraient empecher l’Etat de le 


für den betreffenden Vertragsstaat alle in 
Absatz 1 bezeichneten Streumunitions- 
rückstände zu räumen und zu vernichten 
oder ihre Räumung und Vernichtung 
sicherzustellen, so kann er das Treffen der 
Vertragsstaaten oder eine Überprüfungs- 
konferenz um eine Verlängerung der Frist 
für den Abschluss der Räumung und Ver- 
nichtung dieser Streumunitionsrückstände 
um bis zu fünf Jahre ersuchen. Die Frist- 
verlängerung, um die ersucht wird, darf die 
Anzahl Jahre, die der betreffende Vertrags- 
staat zur Erfüllung seiner Verpflichtungen 
nach Absatz 1 unbedingt benötigt, nicht 
überschreiten. 

(6) Ein Ersuchen um Fristverlängerung 
wird einem Treffen der Vertragsstaaten 
oder einer Überprüfungskonferenz vor 
Ablauf der in Absatz 1 genannten Frist für 
den betreffenden Vertragsstaat vorgelegt. 
Jedes Ersuchen wird mindestens neun 
Monate vor dem Treffen der Vertragsstaa- 
ten oder der Überprüfungskonferenz, auf 
dem beziehungsweise auf der es geprüft 
werden soll, vorgelegt. Jedes Ersuchen 
enthält 

a) Angaben über die Dauer der vorge- 
schlagenen Fristverlängerung, 

b) eine ausführliche Begründung für die 
vorgeschlagene Fristverlängerung, ein- 
schließlich Angaben über die dem Ver- 
tragsstaat für die Räumung und Ver- 
nichtung aller Streumunitionsrückstän- 
de während der vorgeschlagenen Frist- 
verlängerung zur Verfügung stehenden 
oder von ihm hierfür benötigten finan- 
ziellen und technischen Mittel, 

c) Angaben über die Vorbereitung künfti- 
ger Arbeiten und den Stand der Arbei- 
ten, die im Rahmen innerstaatlicher 
Räumungs- und Minenräumprogram- 
me während des in Absatz 1 genann- 
ten ersten Zeitabschnitts von zehn 
Jahren und aller nachfolgenden Frist- 
verlängerungen bereits durchgeführt 
wurden, 

d) Angaben über das Gesamtgebiet mit 
Streumunitionsrückständen im Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieses Über- 
einkommens für den betreffenden Ver- 
tragsstaat und alle weiteren Gebiete 
mit Streumunitionsrückständen, die 
nach diesem Inkrafttreten entdeckt 
worden sind, 

e) Angaben über das Gesamtgebiet mit 
Streumunitionsrückständen, das seit 
dem Inkrafttreten dieses Übereinkom- 
mens geräumt worden ist, 

f) Angaben über das Gesamtgebiet mit 
Streumunitionsrückständen, das wäh- 
rend der vorgeschlagenen Fristverlän- 
gerung noch zu räumen ist, 

g) Angaben über die Umstände, die den 
Vertragsstaat daran gehindert haben, 
alle Streumunitionsrückstände, die 
sich in Gebieten unter seiner Hoheits- 
gewalt oder Kontrolle befinden, wäh- 
rend des in Absatz 1 genannten ersten 
Zeitabschnitts von zehn Jahren zu ver- 
nichten, und diejenigen, die ihn wäh- 
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(h) The humanitarian, social, economic 
and environmental implications of the 
proposed extension; and 

(i) Any other Information relevant to the 
request for the proposed extension. 

7. The Meeting of States Parties or the 
Review Conference shall, taking into con- 
sideration the factors referred to in Para- 
graph 6 of this Article, including, inter alia, 
the quantities of duster munition remnants 
reported, assess the request and decide 
by a majority of votes of States Parties 
present and voting whether to grant the 
request for an extension. The States Par- 
ties may decide to grant a shorter exten- 
sion than that requested and may propose 
benchmarks for the extension, as appro- 
priate. 


8. Such an extension may be renewed 
by a period of up to five years upon the 
Submission of a new request, in accordan- 
ce with paragraphs 5, 6 and 7 of this 
Article. In requesting a further extension a 
State Party shall submit relevant additional 
Information on what has been undertaken 
during the previous extension granted pur- 
suant to this Article. 


Article 5 

Victim assistance 

1 . Each State Party with respect to 
duster munition victims in areas under its 
Jurisdiction or control shall, in accordance 
with applicable international humanitarian 
and human rights law, adequately provide 
age- and gender-sensitive assistance, 
including medical care, rehabilitation and 
psychological support, as well as provide 
for their social and economic inclusion. 
Each State Party shall make every effort to 
collect reliable relevant data with respect 
to duster munition victims. 


2. In fulfilling its obligations under Para- 
graph 1 of this Article each State Party 
shall: 

(a) Assess the needs of duster munition 
victims; 

(b) Develop, Implement and enforce any 
necessary national laws and policies; 


(c) Develop a national plan and budget, 
including timeframes to carry out these 
activities, with a view to incorporating 
them within the existing national dis- 
ability, development and human rights 
frameworks and mechanisms, while 
respecting the specific role and contri- 


faire pendant la Prolongation pro- 
posee; 

h) Les consequences humanitaires, socia- 
les, economiques et environnementa- 
les de la Prolongation proposee; et 

(i) Toute autre Information pertinente rela- 
tive ä la Prolongation proposee. 

7. L’Assemblee des Etats parties, ou la 
Conference d’examen, en tenant compte 
des facteurs enonces au paragraphe 6 du 
present article, y compris, notamment, la 
quantite de restes d’armes ä sous-muni- 
tions indiquee, evalue la demande et decide 
ä la majorite des Etats parties presents et 
votants d’accorder ou non la periode de 
Prolongation. Les Etats parties, si appro- 
prie, peuvent decider d’accorder une Pro- 
longation plus courte que celle demandee 
et peuvent proposer des criteres pour la 
Prolongation. 


8. Une teile Prolongation peut etre 
renouvelee pour une duree de cinq ans au 
plus, sur presentation d’une nouvelle 
demande conformement aux paragra- 
phes 5, 6 et 7 du present article. L’Etat par- 
tie joindra ä sa demande de Prolongation 
additionnelle des renseignements supple- 
mentaires pertinents sur ce qui a ete entre- 
pris pendant la periode de Prolongation 
anterieure accordee en vertu du present 
article. 


Article 5 

Assistance aux victimes 

1. Chaque Etat partie fournira de 
maniere süffisante aux victimes d’armes ä 
sous-munitions dans les zones sous sa 
juridiction ou son contröle, et conforme- 
ment au droit international humanitaire et 
au droit international des droits de l’hom- 
me applicables, une assistance prenant en 
consideration l’äge et les sexospecificites, 
y compris des soins medicaux, une 
readaptation et un soutien psychologique, 
ainsi qu’une insertion sociale et economi- 
que. Chaque Etat partie mettra tout en 
ceuvre pour recueillir des donnees fiables 
pertinentes concernant les victimes d’ar- 
mes ä sous-munitions. 

2. En remplissant ses obligations au 
titre du paragraphe 1 du present article, 
chaque Etat partie devra: 

a) Evaluer les besoins des victimes des 
armes ä sous-munitions; 

b) Elaborer, mettre en ceuvre et faire app- 
liquer toutes les reglementations et 
politiques nationales necessaires; 

c) Elaborer un plan et un budget natio- 
naux, comprenant le temps estime 
necessaire ä la realisation de ces acti- 
vites, en vue de les integrer aux cadres 
et aux mecanismes relatifs au handi- 
cap, au developpement et aux droits 
de l’homme, tout en respectant le röle 


rend der vorgeschlagenen Fristverlän- 
gerung daran hindern können, 

h) Angaben über die humanitären, sozia- 
len, wirtschaftlichen und umweltbezo- 
genen Auswirkungen der vorgeschla- 
genen Fristverlängerung und 

i) sonstige für das Ersuchen um die vor- 
geschlagene Fristverlängerung sach- 
dienliche Informationen. 

(7) Das Treffen der Vertragsstaaten oder 
die Überprüfungskonferenz prüft das Ersu- 
chen unter Berücksichtigung der in 
Absatz 6 genannten Angaben, einschließ- 
lich unter anderem der Mengen der gemel- 
deten Streumunitionsrückstände, und ent- 
scheidet mit der Mehrheit der Stimmen der 
anwesenden und abstimmenden Vertrags- 
staaten, ob dem Ersuchen um Fristverlän- 
gerung stattgegeben wird. Die Vertrags- 
staaten können, soweit angebracht, 
beschließen, eine kürzere Fristverlänge- 
rung als die, um die ersucht wird, zu 
gewähren, und Richtwerte für die Fristver- 
längerung Vorschlägen. 

(8) Eine solche Fristverlängerung kann 
bei Vorlage eines neuen Ersuchens nach 
den Absätzen 5, 6 und 7 für bis zu fünf 
Jahre erneuert werden. Mit dem Ersuchen 
um weitere Verlängerung legt der Vertrags- 
staat zusätzliche sachdienliche Informatio- 
nen darüber vor, welche Maßnahmen wäh- 
rend der vorangegangenen Fristverlänge- 
rung, die nach diesem Artikel gewährt 
wurde, ergriffen worden sind. 


Artikel 5 
Hilfe für Opfer 

(1) Jeder Vertragsstaat leistet Streumu- 
nitionsopfern in Gebieten unter seiner 
Hoheitsgewalt oder Kontrolle nach Maß- 
gabe des geltenden humanitären Völker- 
rechts und der geltenden internationalen 
Menschenrechtsnormen in angemessener 
Weise eine Hilfe, einschließlich medizini- 
scher Versorgung, Rehabilitation und psy- 
chologischer Unterstützung, die das Alter 
und das Geschlecht berücksichtigt, und 
sorgt für ihre soziale und wirtschaftliche 
Eingliederung. Jeder Vertragsstaat bemüht 
sich nach besten Kräften darum, zuverläs- 
sige einschlägige Daten zu Streumuniti- 
onsopfern zu sammeln. 

(2) Bei der Erfüllung seiner Verpflichtun- 
gen nach Absatz 1 muss jeder Vertrags- 
staat 

a) die Bedürfnisse von Streumunitionsop- 
fern abschätzen, 

b) alle erforderlichen innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften und politischen 
Konzepte ausarbeiten, umsetzen und 
durchsetzen, 

c) einen innerstaatlichen Plan und einen 
innerstaatlichen Haushalt aufstellen, 
einschließlich Zeitrahmen für die 
Durchführung dieser Tätigkeiten, im 
Hinblick auf deren Einbeziehung in die 
bestehenden innerstaatlichen Struktu- 
ren und Mechanismen für Behinde- 
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bution of relevant actors; 


(d) Take Steps to mobilize national and 
international resources; 

(e) Not discriminate against or among 
duster munition victims, or between 
duster munition victims and those who 
have suffered injuries or disabilities 
from other causes; differences in treat- 
ment should be based only on medical, 
rehabilitative, psychological or socio- 
economic needs; 


(f) Closely consult with and actively invol- 
ve duster munition victims and their 
repräsentative organizations; 

(g) Designate a focal point within the 
government for coordination of matters 
relating to the implementation of this 
Article; and 

(h) Strive to incorporate relevant guide- 
lines and good practices including in 
the areas of medical care, rehabilitation 
and psychological support, as well as 
social and economic inclusion. 


Article 6 
International 

Cooperation and assistance 

1. In fulfilling its obligations under this 
Convention each State Party has the right 
to seek and receive assistance. 

2. Each State Party in a position to do 
so shall provide technical, material and 
financial assistance to States Parties 
affected by duster munitions, aimed at the 
implementation of the obligations of this 
Convention. Such assistance may be 
provided, inter alia, through the United 
Nations System, international, regional or 
national organizations or institutions, non- 
governmental organizations or institutions, 
or on a bilateral basis. 


3. Each State Party undertakes to facili- 
tate and shall have the right to participate 
in the füllest possible exchange of equip- 
ment and scientific and technological 
information concerning the implementa- 
tion of this Convention. The States Parties 
shall not impose undue restrictions on the 
Provision and receipt of clearance and 
other such equipment and related techno- 
logical information for humanitarian pur- 
poses. 


specifique et la contribution des 
acteurs pertinents; 


d) Entreprendre des actions pour mobili- 
ser les ressources nationales et inter- 
nationales; 

e) Ne pas faire de discrimination ä l’en- 
contre des victimes d’armes ä sous- 
munitions ou parmi celles-ci, ou entre 
les victimes d’armes ä sous-munitions 
et les personnes ayant souffert de 
blessures ou de handicap resultant 
d’autres causes; les differences de 
traitement devront etre fondees uni- 
quement sur des besoins medicaux, 
de readaptation, psychologiques ou 
sociaux-economiques; 

f) Consulter etroitement et faire participer 
activement les victimes et les organisa- 
tions qui les representent; 

g) Designer un point de contact au sein 
du gouvernement pour la coordination 
des questions relatives ä la mise en 
Oeuvre du present article; et 

h) S’efforcer d’integrer les lignes directri- 
ces et bonnes pratiques pertinentes, y 
compris dans les domaines des soins 
medicaux et de la readaptation, du 
soutien psychologique, ainsi que de 
l’insertion sociale et economique. 


Article 6 

Cooperation et 
assistance internationales 

1. En remplissant ses obligations au 
titre de la presente Convention, chaque 
Etat Partie a le droit de chercher ä obtenir 
et de recevoir une assistance. 

2. Chaque Etat partie qui est en mesure 
de le faire fournira une assistance techni- 
que, materielle et financiere aux Etats par- 
ties affectes par les armes ä sous-muni- 
tions, dans le but de mettre en oeuvre les 
obligations de la presente Convention. 
Cette assistance peut etre fournie, entre 
autres, par le biais des organismes des 
Nations Unies, d’organisations ou institu- 
tions internationales, regionales ou nationa- 
les, d’organisations ou institutions non 
gouvernementales ou sur une base bilate- 
rale. 

3. Chaque Etat partie s’engage ä facili- 
ter un echange aussi large que possible 
d’equipements, et de renseignements 
scientifiques et technologiques concer- 
nant l’application de la presente Conven- 
tion et a le droit de participer ä un tel 
echange. Les Etats parties n’imposeront 
de restrictions indues ni ä la fourniture, ni ä 
la reception, ä des fins humanitaires, 
d’equipements de depollution ou autre, 
ainsi que des renseignements technologi- 
ques relatifs ä ces equipements. 


rungs-, Entwicklungs- und Menschen- 
rechtsfragen, wobei die spezifische 
Rolle und der spezifische Beitrag der 
einschlägigen Akteure zu beachten 
sind, 

d) Maßnahmen treffen, um nationale und 
internationale Mittel zu mobilisieren, 

e) jede Diskriminierung von Streumuniti- 
onsopfern oder unter ihnen oder zwi- 
schen Streumunitionsopfern und Per- 
sonen, die Verletzungen oder Behinde- 
rungen als Folge anderer Ursachen 
erlitten haben, unterlassen; Unter- 
schiede in der Behandlung sollen allein 
auf medizinischen, rehabilitativen, psy- 
chologischen oder sozioökonomi- 
schen Erfordernissen beruhen, 

f) mit Streumunitionsopfern und den sie 
vertretenden Organisationen enge 
Konsultationen führen und sie aktiv 
einbeziehen, 

g) eine staatliche Anlaufstelle zur Koordi- 
nierung von Angelegenheiten im 
Zusammenhang mit der Durchführung 
dieses Artikels bestimmen und 

h) sich bemühen, einschlägige Leitlinien 
und bewährte Praktiken, einschließlich 
in den Bereichen medizinische Versor- 
gung, Rehabilitation und psychologi- 
sche Unterstützung sowie soziale und 
wirtschaftliche Eingliederung, einzube- 
ziehen. 

Artikei 6 

Internationale 
Zusammenarbeit und Hilfe 

(1) Bei der Erfüllung seiner Verpflichtun- 
gen aus diesem Übereinkommen hat jeder 
Vertragsstaat das Recht, Hilfe zu erbitten 
und zu erhalten. 

(2) Jeder Vertragsstaat, der hierzu in der 
Lage ist, leistet Vertragsstaaten, die von 
Streumunition betroffen sind, technische, 
materielle und finanzielle Hilfe mit dem Ziel 
der Erfüllung der Verpflichtungen aus die- 
sem Übereinkommen. Diese Hilfe kann 
unter anderem über das System der Ver- 
einten Nationen, über internationale, regio- 
nale oder nationale Organisationen oder 
Einrichtungen, über nichtstaatliche Orga- 
nisationen oder Einrichtungen oder auf 
zweiseitiger Grundlage geleistet werden. 

(3) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, 
den größtmöglichen Austausch von Aus- 
rüstung und von wissenschaftlichen und 
technologischen informationen bezüglich 
der Durchführung dieses Übereinkom- 
mens zu erleichtern, und hat das Recht, 
daran teilzunehmen. Die Vertragsstaaten 
erlegen der Bereitstellung und der Entge- 
gennahme von Räum- und ähnlicher Aus- 
rüstung und damit zusammenhängenden 
technologischen Informationen für huma- 
nitäre Zwecke keine ungebührlichen 
Beschränkungen auf. 
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4. In addition to any obligations it may 
have pursuant to paragraph 4 of Article 4 
of this Convention, each State Party in a 
Position to do so shall provide assistance 
for clearance and destruction of duster 
munition remnants and information con- 
cerning various means and technologies 
related to clearance of duster munitions, 
as well as lists of experts, expert agencies 
or national points of contact on clearance 
and destruction of duster munition rem- 
nants and related activities. 


5. Each State Party in a position to do 
so shall provide assistance for the 
destruction of stockpiied duster muni- 
tions, and shall also provide assistance to 
identify, assess and prioritize needs and 
practical measures in terms of marking, 
risk reduction education, protection of civi- 
lians and clearance and destruction as 
provided in Article 4 of this Convention. 


6. Where, after entry into force of this 
Convention, duster munitions have beco- 
me duster munition remnants located in 
areas under the jurisdiction or control of a 
State Party, each State Party in a position 
to do so shall urgently provide emergency 
assistance to the affected State Party. 


7. Each State Party in a position to do 
so shall provide assistance for the Imple- 
mentation of the obligations referred to in 
Article 5 of this Convention to adequately 
provide age- and gender-sensitive assis- 
tance, including medical care, rehabilita- 
tion and psychological support, as well as 
provide for social and economic inclusion 
of duster munition victims. Such assistan- 
ce may be provided, inter alia, through the 
United Nations System, international, 
regional or national organizations or insti- 
tutions, the International Committee of the 
Red Cross, national Red Cross and Red 
Crescent Societies and their International 
Federation, non-governmental organiza- 
tions or on a bilateral basis. 


8. Each State Party in a position to do 
so shall provide assistance to contribute to 
the economic and social recovery needed 
as a result of duster munition use in 
affected States Parties. 

9. Each State Party in a position to do 
so may contribute to relevant trust funds in 
Order to facilitate the Provision of assistan- 
ce under this Article. 

10. Each State Party that seeks and 
receives assistance shall take all appro- 
priate measures in Order to facilitate the 
timely and effective Implementation of this 
Convention, including facilitation of the 


4. En plus de toute Obligation qu’il peut 
avoir en vertu du paragraphe 4 de l’arti- 
cle 4 de la presente Convention, chaque 
Etat Partie qui est en mesure de le faire 
fournira une assistance ä la depollution et 
de destruction des restes d’armes ä sous- 
munitions ainsi que des renseignements 
concernant differents moyens et teohnolo- 
gies de depollution des armes ä sous- 
munitions, et des listes d’experts, d’orga- 
nismes specialises ou de points de oon- 
tact nationaux dans le domaine de la 
depollution et de la destruction des restes 
d’armes ä sous-munitions et des activites 
connexes. 

5. Chaque Etat partie qui est en mesure 
de le faire fournira une assistance pour la 
destruction des Stocks d’armes ä sous- 
munitions et apportera egalement une 
assistance pour identifier, evaluer et hie- 
rarchiser les besoins et les mesures prati- 
ques lies au marquage, ä l’education ä la 
reduction des risques, ä la protection des 
civils, ä la depollution et ä la destruction 
prevus ä l’article 4 de la presente Conven- 
tion. 

6. Lorsque, apres l’entree en vigueur de 
la presente Convention, des armes ä sous- 
munitions sont devenues des restes d’ar- 
mes ä sous-munitions situes dans des 
zones SOUS la juridiction ou le contröle 
d’un Etat partie, chaque Etat partie qui est 
en mesure de le faire fournira immediate- 
ment une assistance d’urgence ä l’Etat 
partie affecte. 

7. Chaque Etat partie qui est en mesure 
de le faire fournira une assistance visant ä 
la mise en oeuvre des obligations, men- 
tionnees ä l’article 5 de la presente Conven- 
tion, de fournir, de maniere süffisante, ä 
toutes les victimes d’armes ä sous-muni- 
tions une assistance prenant en considera- 
tion l’äge et les sexospecificites, y compris 
des soins medicaux, une readaptation, un 
soutien psychologique, ainsi qu’une inser- 
tion sociale et economique. Cette assis- 
tance peut etre fournie, entre autres, par le 
biais des organismes des Nations Unies, 
d’organisations ou institutions internatio- 
nales, regionales ou nationales, du Comite 
international de la Croix-Rouge, des 
Societes nationales de la Croix-Rouge et 
du Croissant-Rouge et de leur Federation 
internationale, d’organisations non gou- 
vernementales ou sur une base bilaterale. 

8. Chaque Etat partie qui est en mesure 
de le faire fournira une assistance pour 
contribuer au redressement economique 
et social necessaire suite ä l’emploi d’ar- 
mes ä sous-munitions dans les Etats par- 
ties affectes. 

9. Chaque Etat partie qui est en mesure 
de le faire peut alimenter des fonds d’af- 
fectation speciale pertinents, en vue de 
faciliter la fourniture d’une assistance au 
titre du present article. 

10. Chaque Etat partie qui cherche ä 
obtenir ou reqoit une assistance prendra 
les dispositions appropriees pour faciliter 
la mise en ceuvre opportune et efficace de 
la presente Convention, y compris la facili- 


(4) Zusätzlich zu allen Verpflichtungen, 
die er nach Artikel 4 Absatz 4 hat, leistet 
jeder Vertragsstaat, der hierzu in der Lage 
ist, Hilfe bei der Räumung und Vernichtung 
von Streumunitionsrückständen und liefert 
Informationen über die verschiedenen Mit- 
tel und Technologien für die Räumung von 
Streumunition sowie Listen von Fachleu- 
ten, Expertenagenturen oder nationalen 
Kontaktstellen für die Räumung und Ver- 
nichtung von Streumunitionsrückständen 
und damit zusammenhängende Tätigkei- 
ten. 


(5) Jeder Vertragsstaat, der hierzu in der 
Lage ist, leistet Hilfe bei der Vernichtung 
von gelagerter Streumunition und leistet 
ferner Hilfe bei der Ermittlung und Ein- 
schätzung der Erfordernisse und prakti- 
schen Maßnahmen hinsichtlich Kenn- 
zeichnung, Aufklärung zur Gefahrenmin- 
derung, Schutz von Zivilpersonen und 
Räumung und Vernichtung sowie der Ein- 
stufung dieser Erfordernisse und Maßnah- 
men nach Dringlichkeit nach Artikel 4. 

(6) Ist nach dem Inkrafttreten dieses 
Übereinkommens Streumunition zu Streu- 
munitionsrückständen geworden, die sich 
in Gebieten unter der Hoheitsgewalt oder 
Kontrolle eines Vertragsstaats befinden, so 
leistet jeder Vertragsstaat, der hierzu in der 
Lage ist, dem betroffenen Vertragsstaat 
sofort Nothilfe. 

(7) Jeder Vertragsstaat, der hierzu in der 
Lage ist, leistet Hilfe bei der Erfüllung der 
in Artikel 5 genannten Verpflichtungen, in 
angemessener Weise eine Hilfe, ein- 
schließlich medizinischer Versorgung, 
Rehabilitation und psychologischer Unter- 
stützung, zu leisten, die das Alter und das 
Geschlecht berücksichtigt, und für die 
soziale und wirtschaftliche Eingliederung 
von Streumunitionsopfern zu sorgen. 
Diese Hilfe kann unter anderem über das 
System der Vereinten Nationen, über inter- 
nationale, regionale oder nationale Organi- 
sationen oder Einrichtungen, über das 
Internationale Komitee vom Roten Kreuz, 
über nationale Rotkreuz- und Rothalb- 
mondgesellschaften und ihre Internationa- 
le Föderation, über nichtstaatliche Organi- 
sationen oder auf zweiseitiger Grundlage 
geleistet werden. 

(8) Jeder Vertragsstaat, der hierzu in der 
Lage ist, leistet Hilfe, um zu der wirtschaft- 
lichen und sozialen Erholung beizutragen, 
die aufgrund des Einsatzes von Streumu- 
nition in den betroffenen Vertragsstaaten 
erforderlich ist. 

(9) Jeder Vertragsstaat, der hierzu in der 
Lage ist, kann Beiträge zu einschlägigen 
Treuhandfonds leisten, um die Bereitstel- 
lung von Hilfe nach diesem Artikel zu 
erleichtern. 

(1 0) Jeder Vertragsstaat, der Hilfe erbit- 
tet und erhält, trifft alle geeigneten Maß- 
nahmen, um die rechtzeitige und wirksame 
Durchführung dieses Übereinkommens, 
einschließlich der Erleichterung der Ein- 
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entry and exit of personnel, materiel and 
equipment, in a manner consistent with 
national laws and regulations, taking into 
consideration international best practices. 


1 1 . Each State Party may, with the pur- 
pose of developing a national action plan, 
request the United Nations System, regio- 
nal organizations, other States Parties or 
other competent intergovernmental or 
non-governmental institutions to assist its 
authorities to determine, inter alia: 


(a) The nature and extent of duster muni- 
tion remnants located in areas under 
its Jurisdiction or control; 

(b) The financial, technological and human 
resources required for the implementa- 
tion of the plan; 

(c) The time estimated as necessary to 
clear and destroy all duster munition 
remnants located in areas under its 
Jurisdiction or control; 

(d) Risk reduction education programmes 
and awareness activities to reduce the 
incidence of injuries or deaths caused 
by duster munition remnants; 


(e) Assistance to duster munition victims; 
and 

(f) The coordination relationship between 
the government of the State Party con- 
cerned and the relevant governmental, 
intergovernmental or non-governmen- 
tal entities that will work in the imple- 
mentation of the plan. 

12. States Parties giving and receiving 
assistance under the provisions of this 
Article shall cooperate with a view to en- 
suring the full and prompt Implementation 
of agreed assistance programmes. 


Article 7 

Transparency measures 

1 . Each State Party shall report to the 
Secretary-General of the United Nations 
as soon as practicable, and in any event 
not later than 1 80 days after the entry into 
force of this Convention for that State 
Party, on: 

(a) The national Implementation measures 
referred to in Article 9 of this Conven- 
tion; 

(b) The total of all duster munitions, 
including explosive submunitions, 
referred to in paragraph 1 of Article 3 of 
this Convention, to include a break- 
down of their type, quantity and, if pos- 
sible, lot numbers of each type; 


tation de l’entree et de la sortie du person- 
nel, du materiel et de l’equipement, d’une 
maniere coherente avec les lois et regle- 
ments nationaux, en prenant en compte 
les meilleures pratiques internationales. 

11. Chaque Etat partie peut, aux fins 
d’elaborer un plan d’action national, 
demander aux organismes des Nations 
Unies, aux organisations regionales, ä 
d’autres Etats parties ou ä d’autres institu- 
tions intergouvernementales ou non gou- 
vernementales competentes d’aider ses 
autorites ä determiner, entre autres: 


a) La nature et l’ampleur des restes d’ar- 
mes ä sous-munitions se trouvant 
dans des zones sous sa juridiction ou 
son contröle; 

b) Les ressources financieres, technologi- 
ques et humaines necessaires ä la 
mise en ceuvre du plan; 

c) Le temps estime necessaire ä la depol- 
lution et ä la destruction de tous les 
restes d’armes ä sous-munitions se 
trouvant dans les zones sous sa juri- 
diction ou son contröle; 

d) Les programmes d’education ä la 
reduction des risques et les activites 
de sensibilisation pour reduire le 
nombre de blessures ou pertes en vies 
humaines provoquees par les restes 
d’armes ä sous-munitions; 

e) L’assistance aux victimes d’armes ä 
sous-munitions; et 

f) La relation de coordination entre le gou- 
vernement de l’Etat partie concerne et 
les entites gouvernementales, inter- 
gouvernementales ou non gouverne- 
mentales pertinentes qui participeront 
ä la mise en ceuvre du plan. 

12. Les Etats parties qui procurent ou 
regoivent une assistance selon les termes 
du present article coopereront en vue 
d’assurer la mise en ceuvre rapide et inte- 
grale des programmes d’assistance con- 
venus. 


Article 7 

Mesures de transparence 

1. Chaque Etat partie presente au 
Secretaire general des Nations Unies, 
aussitöt que possible et, en tout etat de 
cause, au plus tard 180 jours apres l’en- 
tree en vigueur de la presente Convention 
pour cet Etat partie, un rapport sur: 

a) Les mesures d’application nationales 
mentionnees ä l’article 9 de la presente 
Convention; 

b) Le total de l’ensemble des armes ä 
sous-munitions, y compris les sous- 
munitions explosives, mentionnees au 
paragraphe 1 de l’article 3 de la pre- 
sente Convention, comprenant une 
Ventilation par type, quantite et, si cela 


und Ausreise von Personal und der Ein- 
und Ausfuhr von Material und Ausrüstung, 
in einer den innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften entsprechenden Weise zu 
erleichtern; dabei berücksichtigt er inter- 
nationale bewährte Praktiken. 

(11) Jeder Vertragsstaat kann zum 
Zweck der Aufstellung eines innerstaatli- 
chen Aktionsplans das System der Verein- 
ten Nationen, regionale Organisationen, 
andere Vertragsstaaten oder andere 
zuständige zwischenstaatliche oder nicht- 
staatliche Einrichtungen ersuchen, seine 
Behörden dabei zu unterstützen, unter 
anderem Folgendes festzustellen bezie- 
hungsweise festzulegen: 

a) Art und Umfang der Streumunitions- 
rückstände, die sich in Gebieten unter 
seiner Hoheitsgewalt oder Kontrolle 
befinden, 

b) die für die Durchführung des Plans 
erforderlichen finanziellen, technologi- 
schen und personellen Mittel, 

c) den geschätzten Zeitbedarf für die 
Räumung und Vernichtung aller Streu- 
munitionsrückstände, die sich in 
Gebieten unter seiner Hoheitsgewalt 
oder Kontrolle befinden, 

d) Aufklärungsprogramme zur Gefahren- 
minderung und Tätigkeiten zur Schär- 
fung des Bewusstseins, um die durch 
Streumunitionsrückstände verursach- 
ten Verletzungen oder Todesfälle zu 
verringern, 

e) Hilfe für Streumunitionsopfer und 

f) die Koordinierungsbeziehung zwi- 
schen der Regierung des betreffenden 
Vertragsstaats und den einschlägigen 
staatlichen, zwischenstaatlichen oder 
nichtstaatlichen Einrichtungen, die an 
der Durchführung des Plans beteiligt 
sein werden. 

(12) Vertragsstaaten, die aufgrund die- 
ses Artikels Hilfe leisten und erhalten, 
arbeiten im Hinblick auf die Sicherstellung 
der vollständigen und umgehenden Durch- 
führung vereinbarter Hilfsprogramme 
zusammen. 

Artikel 7 
Maßnahmen 

zur Schaffung von Transparenz 

(1) Jeder Vertragsstaat berichtet dem 
Generalsekretär der Vereinten Nationen so 
bald wie praktisch möglich, spätestens 
jedoch 180 Tage, nachdem dieses Über- 
einkommen für den betreffenden Vertrags- 
staat in Kraft getreten ist, 

a) über die in Artikel 9 bezeichneten 
innerstaatlichen Durchführungsmaß- 
nahmen; 

b) über die Gesamtzahl aller in Artikel 3 
Absatz 1 bezeichneten Streumunitio- 
nen, einschließlich explosiver Submu- 
nitionen, aufgeschlüsselt nach ihrer Art 
und Menge und wenn möglich unter 
Angabe der Losnummern jeder Art; 


Drucksache 16/12226 


- 26 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


(c) The technical characteristics of each 
type of duster munition produced by 
that State Party prior to entry into force 
of this Convention for it, to the extent 
known, and those currently owned or 
possessed by it, giving, where reaso- 
nably possible, such categories of 
information as may facilitate identifica- 
tion and clearance of duster muni- 
tions; at a minimum, this information 
shall include the dimensions, fusing, 
explosive content, metallic content, 
colour photographs and other informa- 
tion that may facilitate the clearance of 
duster munition remnants; 


(d) The Status and progress of program- 
mes for the conversion or decommis- 
sioning of production facilities for dus- 
ter munitions; 

(e) The Status and progress of program- 
mes for the destruction, in accordance 
with Article 3 of this Convention, of 
duster munitions, including explosive 
submunitions, with details of the 
methods that will be used in destruc- 
tion, the location of all destruction sites 
and the applicable safety and environ- 
mental Standards to be observed; 


(f) The types and quantities of duster 
munitions, including explosive submu- 
nitions, destroyed in accordance with 
Article 3 of this Convention, including 
details of the methods of destruction 
used, the location of the destruction 
sites and the applicable safety and 
environmental Standards observed; 


(g) Stockpiles of duster munitions, includ- 
ing explosive submunitions, discover- 
ed after reported completion of the 
Programme referred to in subpara- 
graph (e) of this paragraph, and plans 
for their destruction in accordance with 
Article 3 of this Convention; 

(h) To the extent possible, the size and 
location of all duster munition conta- 
minated areas under its Jurisdiction or 
Control, to include as much detail as 
possible regarding the type and quanti- 
ty of each type of duster munition rem- 
nant in each such area and when they 
were used; 


(i) The Status and progress of program- 
mes for the clearance and destruction 
of all types and quantities of duster 
munition remnants cleared and 
destroyed in accordance with Article 4 
of this Convention, to include the size 


est possible, par numero de lot pour 
chaque type; 

c) Les caracteristiques techniques de 
chaque type d’armes ä sous-munitions 
produites par cet Etat partie prealable- 
ment ä l’entree en vigueur de la Con- 
vention pour cet Etat, dans la mesure 
oü eiles sont connues, ainsi que de cel- 
les dont l’Etat partie est actuellement 
proprietaire ou detenteur, en indiquant, 
dans la mesure du possible, le genre 
de renseignements pouvant faciliter 
l’identification et l’enlevement des 
armes ä sous-munitions; ces rensei- 
gnements comprendront au minimum: 
les dimensions, le type d’allumeur, le 
contenu en explosif et en metal, des 
photographies en couleur et tout autre 
renseignement pouvant faciliter l’enle- 
vement des restes d’armes ä sous- 
munitions; 

d) L’etat et les progres des programmes 
de reconversion ou de mise hors Ser- 
vice des installations de production 
d’armes ä sous-munitions; 

e) L’etat et les progres des programmes 
de destruction, conformement ä l’arti- 
cle 3 de la presente Convention, des 
armes ä sous-munitions, y compris les 
sous-munitions explosives, avec des 
precisions sur les methodes qui seront 
utilisees pour la destruction, la locali- 
sation de tous les sites de destruction 
et les normes ä respecter en matiere 
de securite et de protection de l’envi- 
ronnement; 

f) Les types et quantites d’armes ä sous- 
munitions, y compris les sous-muni- 
tions explosives, detruites conforme- 
ment ä l’article 3 de la presente Con- 
vention, avec des precisions sur les 
methodes de destruction qui ont ete 
utilisees, la localisation des sites de 
destruction et les normes respectees 
en matiere de securite et de protection 
de l’environnement; 

g) Les Stocks d’armes ä sous-munitions, y 
compris les sous-munitions explosi- 
ves, decouverts apres l’achevement 
annonce du Programme mentionne ä 
l’alinea e) du present paragraphe, et 
les projets pour leur destruction con- 
formement ä l’article 3 de la presente 
Convention; 

h) Dans la mesure du possible, la super- 
ficie et la localisation de toutes les 
zones contaminees par les armes ä 
sous-munitions sous sa juridiction ou 
son contröle, avec autant de precisions 
que possible sur le type et la quantite 
de chaque type de restes d’armes ä 
sous-munitions dans chacune des 
zones affectees et la date de leur 
emploi; 

i) L’etat et les progres des programmes 
de depollution et de destruction de 
tous les types et quantites de restes 
d’armes ä sous-munitions enieves et 
detruits conformement ä l’article 4 de 
la presente Convention, devant inclure 


c) über die technischen Merkmale jeder 
Art von Streumunition, die vom betref- 
fenden Vertragsstaat hergestellt wurde, 
bevor dieses Übereinkommen für ihn in 
Kraft getreten ist, soweit sie bekannt 
sind, sowie über die technischen Merk- 
male jeder derzeit in seinem Eigentum 
oder Besitz befindlichen Art von Streu- 
munition und liefert nach Möglichkeit 
Informationen, die geeignet sind, die 
Identifizierung und Räumung von 
Streumunition zu erleichtern; dazu 
gehören zumindest die Abmessungen, 
die Zündvorrichtung, der Sprengstoff- 
und der Metallanteil, Farbfotos und 
sonstige Informationen, welche die 
Räumung der Streumunitionsrückstän- 
de erleichtern können; 

d) über den Stand und den Fortschritt der 
Programme zur Umstellung oder Still- 
legung von Einrichtungen zur Herstel- 
lung von Streumunition; 

e) über den Stand und den Fortschritt der 
Programme zur Vernichtung von Streu- 
munition, einschließlich explosiver 
Submunitionen, nach Artikel 3 mit aus- 
führlichen Angaben über die Metho- 
den, die bei der Vernichtung ange- 
wandt werden, die Lage aller Vernich- 
tungsstätten und die zu beachtenden 
einschlägigen Sicherheits- und Um- 
weltschutznormen; 

f) über Art und Menge der Streumunition, 
einschließlich explosiver Submunitio- 
nen, die nach Artikel 3 vernichtet wor- 
den ist, einschließlich ausführlicher 
Angaben über die angewandten Ver- 
nichtungsmethoden, die Lage der Ver- 
nichtungsstätten und die beachteten 
einschlägigen Sicherheits- und Um- 
weltschutznormen; 

g) über Lagerbestände von Streumuniti- 
on, einschließlich explosiver Submuni- 
tionen, die nach dem gemeldeten 
Abschluss des unter Buchstabe e 
genannten Programms entdeckt wor- 
den sind, und über Pläne zu ihrer Ver- 
nichtung nach Artikel 3; 

h) soweit möglich über die Größe und die 
Lage aller durch Streumunition konta- 
minierten Gebiete unter seiner 
Hoheitsgewalt oder Kontrolle, ein- 
schließlich möglichst ausführlicher 
Angaben über die Art und die Menge 
jeder Art von Streumunitionsrückstän- 
den in jedem dieser Gebiete sowie 
über den Zeitpunkt ihres Einsatzes; 

i) über den Stand und den Fortschritt der 
Programme zur Räumung und Vernich- 
tung aller Arten und Mengen von 
Streumunitionsrückständen, die nach 
Artikel 4 geräumt und vernichtet wor- 
den sind, einschließlich Angaben über 
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and location of the duster munition 
contaminated area cleared and a 
breakdown of the quantity of each type 
of duster munition remnant cleared 
and destroyed; 

(j) The measures taken to provide risk 
reduction education and, in particular, 
an immediate and effective warning to 
civilians living in duster munition con- 
taminated areas under its Jurisdiction 
or control; 


(k) The Status and progress of implemen- 
tation of its obligations under Article 5 
of this Convention to adequately provi- 
de age- and gender- sensitive assis- 
tance, including medical care, rehabili- 
tation and psychological support, as 
well as provide for social and econo- 
mic inclusion of duster munition 
victims and to collect reliable relevant 
data with respect to duster munition 
victims; 


(l) The name and contact details of the 
institutions mandated to provide infor- 
mation and to carry out the measures 
described in this paragraph; 

(m) The amount of national resources, 
including financial, material or in kind, 
allocated to the implementation of Art- 
icles 3, 4 and 5 of this Convention; and 

(n) The amounts, types and destinations 
of international Cooperation and assis- 
tance provided under Article 6 of this 
Convention. 

2. The information provided in accor- 
dance with paragraph 1 of this Article shall 
be updated by the States Parties annually, 
covering the previous calendar year, and 
reported to the Secretary-General of the 
United Nations not later than 30 April of 
each year. 

3. The Secretary-General of the United 
Nations shall transmit all such reports 
received to the States Parties. 

Article 8 
Facilitation 

and clarification of compliance 

1. The States Parties agree to consult 
and cooperate with each other regarding 
the implementation of the provisions of 
this Convention and to work together in a 
spirit of Cooperation to facilitate complian- 
ce by States Parties with their obligations 
under this Convention. 

2. If one or more States Parties wish to 
clarify and seek to resolve questions rela- 
ting to a matter of compliance with the 


la superficie et la localisation de la 
Zone contaminee par armes ä sous- 
munitions et depolluee, avec une Venti- 
lation de la quantite de chaque type 
de restes d’armes ä sous-munitions 
enieves et detruits; 

j) Les mesures prises pour dispenser une 
education ä la reduction des risques et, 
en particulier, pour alerter dans les plus 
brefs delais et de maniere effective les 
personnes civiles vivant dans les zones 
contaminees par des armes ä sous- 
munitions et se trouvant sous sa juri- 
diction ou son contröle oü se trouvent 
des restes d’armes ä sous-munitions; 

k) L’etat et les progres de la mise en 
Oeuvre de ses obligations conforme- 
ment ä l’article 5 de la presente Con- 
vention pour assurer de maniere süffi- 
sante aux victimes d’armes ä sous- 
munitions une assistance prenant en 
consideration l’äge et les sexospecifi- 
cites, des soins medicaux, une readap- 
tation, un soutien psychologique et 
une Insertion sociale et economique, 
ainsi que pour recueillir des donnees 
pertinentes et fiables sur les victimes 
d’armes ä sous-munitions; 

l) Le nom et les coordonnees des institu- 
tions mandatees pour fournir les ren- 
seignements et prendre les mesures 
decrites dans le present paragraphe; 

m) La quantite de ressources nationales, y 
compris les ressources financieres, 
materielles ou en nature, affectees ä la 
mise en ceuvre des articles 3, 4 et 5 de 
la presente Convention; et 

n) Les quantites, les types et les destina- 
tions de la Cooperation et de l’assistan- 
ce internationales fournies au titre de 
l’article 6 de la presente Convention. 

2. Les Etats parties mettront ä jour 
annuellement, en couvrant la derniere 
annee civile, les renseignements fournis 
conformement au paragraphe 1 du pre- 
sent article et les communiqueront au 
Secretaire general des Nations Unies au 
plus tard le 30 avril de chaque annee. 

3. Le Secretaire general des Nations 
Unies transmettra tous les rapports regus 
aux Etats parties. 

Article 8 
Aide et 

eclaircissements relatifs au respect 
des dispositions de la Convention 

1 . Les Etats parties conviennent de se 
consulter et de cooperer au sujet de l’ap- 
plication des dispositions de la presente 
Convention, et de travailler dans un esprit 
de Cooperation afin de faciliter le respect, 
par les Etats parties, des obligations 
decoulant de la presente Convention. 

2. Si un ou plusieurs Etats parties sou- 
haitent eclaircir des questions relatives au 
respect des dispositions de la presente 


die Größe und die Lage des durch 
Streumunition kontaminierten Gebiets, 
das geräumt worden ist, aufgeschlüs- 
selt nach der Menge der einzelnen 
Arten der geräumten und vernichteten 
Streumunitionsrückstände; 

j) über die Maßnahmen, die getroffen 
worden sind, um Aufklärung zur Gefah- 
renminderung zu vermitteln, und insbe- 
sondere, um die Zivilpersonen, die in 
durch Streumunition kontaminierten 
Gebieten unter seiner Hoheitsgewalt 
oder Kontrolle leben, unverzüglich und 
wirksam zu warnen; 

k) über den Stand und den Fortschritt der 
Erfüllung seiner Verpflichtungen nach 
Artikel 5, in angemessener Weise eine 
Hilfe, einschließlich medizinischer Ver- 
sorgung, Rehabilitation und psycholo- 
gischer Unterstützung, zu leisten, die 
das Alter und das Geschlecht berück- 
sichtigt, und für die soziale und wirt- 
schaftliche Eingliederung von Streu- 
munitionsopfern zu sorgen sowie 
zuverlässige einschlägige Daten zu 
Streumunitionsopfern zu sammeln; 

l) über den Namen und die Kontaktdaten 
der Einrichtungen, die beauftragt wor- 
den sind, Informationen zu liefern und 
die in diesem Absatz beschriebenen 
Maßnahmen durchzuführen; 

m) über den Umfang der für die Durchfüh- 
rung der Artikel 3, 4 und 5 bereitge- 
stellten innerstaatlichen Mittel, ein- 
schließlich finanzieller oder materieller 
Mittel oder Naturalien; und 

n) über den Umfang, die Art und die 
Bestimmung der nach Artikel 6 geleis- 
teten internationalen Zusammenarbeit 
und Hilfe. 

(2) Die nach Absatz 1 gelieferten Infor- 
mationen werden von den Vertragsstaaten 
alljährlich auf den neuesten Stand 
gebracht; spätestens am 30. April eines 
jeden Jahres wird dem Generalsekretär 
der Vereinten Nationen ein Bericht über 
das jeweils vorangegangene Kalenderjahr 
vorgelegt. 

(3) Der Generalsekretär der Vereinten 
Nationen leitet alle ihm zugegangenen 
Berichte an die Vertragsstaaten weiter. 

Artikel 8 
Maßnahmen zur 

Erleichterung und Klarstellung der 
Einhaltung des Übereinkommens 

(1) Die Vertragsstaaten vereinbaren, in 
Bezug auf die Durchführung dieses Über- 
einkommens einander zu konsultieren und 
zusammenzuarbeiten und im Geist der 
Zusammenarbeit gemeinsam auf die 
Erleichterung der Einhaltung der Verpflich- 
tungen der Vertragsstaaten aus diesem 
Übereinkommen hinzuwirken. 

(2) Wünscht ein Vertragsstaat oder 
wünschen mehrere Vertragsstaaten die 
Klarstellung und Lösung von Fragen im 
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provisions of this Convention by another 
State Party, it may submit, through the 
Secretary-General of the United Nations, a 
Request for Clarification of that matter to 
that State Party. Such a request shall be 
accompanied by all appropriate Informa- 
tion. Each State Party shall refrain from 
unfounded Requests for Clarification, care 
being taken to avoid abuse. A State Party 
that receives a Request for Clarification 
shall provide, through the Secretary-Gene- 
ral of the United Nations, within 28 days to 
the requesting State Party all Information 
that would assist in clarifying the matter. 


3. If the requesting State Party does not 
receive a response through the Secretary- 
General of the United Nations within that 
time period, or deems the response to the 
Request for Clarification to be unsatis- 
factory, it may submit the matter through 
the Secretary-General of the United 
Nations to the next Meeting of States 
Parties. The Secretary-General of the 
United Nations shall transmit the Submis- 
sion, accompanied by all appropriate 
Information pertaining to the Request for 
Clarification, to all States Parties. All such 
Information shall be presented to the 
requested State Party which shall have the 
right to respond. 

4. Pending the convening of any 
Meeting of States Parties, any of the 
States Parties concerned may request the 
Secretary-General of the United Nations to 
exercise his or her good Offices to facilita- 
te the clarification requested. 

5. Where a matter has been submitted 
to it pursuant to paragraph 3 of this Article, 
the Meeting of States Parties shall first 
determine whether to consider that matter 
further, taking into account all Information 
submitted by the States Parties concer- 
ned. If it does so determine, the Meeting of 
States Parties may suggest to the States 
Parties concerned ways and means further 
to clarify or resolve the matter under oonsi- 
deration, including the Initiation of appro- 
priate procedures in oonformity with inter- 
national law. In circumstances where the 
issue at hand is determined to be due to 
circumstances beyond the control of the 
requested State Party, the Meeting of 
States Parties may recommend appropria- 
te measures, including the use of coopera- 
tive measures referred to in Article 6 of this 
Convention. 


6. In addition to the procedures provi- 
ded for in paragraphs 2 to 5 of this Article, 
the Meeting of States Parties may decide 
to adopt such other general procedures or 
specific mechanisms for clarification of 
compliance, including facts, and resolu- 
tion of instances of non-compliance with 


Convention par un autre Etat partie, et 
cherchent ä y repondre, ils peuvent sou- 
mettre, par l’intermediaire du Secretaire 
general des Nations Unies, une demande 
d’eclaircissements sur ces questions ä cet 
Etat partie. Cette demande sera aocompa- 
gnee de tous les renseignements appro- 
pries. Les Bats parties s’abstiendront de 
demandes d’eclaircissements sans fonde- 
ment, en ayant sein d’eviter tout abus. 
L’Etat partie qui regoit une demande 
d’eclaircissements fournira ä l’Etat partie 
demandeur, par l’intermediaire du Secre- 
taire general des Nations Unies, tous les 
renseignements qui aideraient ä eclaircir 
ces questions, dans un delai de 28 jours. 


3. Si l’Etat partie demandeur ne regoit 
pas de reponse par l’intermediaire du 
Secretaire general des Nations Unies dans 
ce delai, ou juge insatisfaisante la reponse 
ä la demande d’eclaircissements, il peut 
soumettre la question ä la prochaine 
Assemblee des Etats parties par l’interme- 
diaire du Secretaire general des Nations 
Unies. Le Secretaire general des Nations 
Unies transmettra cette requete, accom- 
pagnee de tous les renseignements appro- 
pries relatifs ä la demande d’eclaircisse- 
ments, ä tous les Bats parties. Tous ces 
renseignements devront etre transmis ä 
l’Bat partie sollicite, qui aura le droit de 
formaler une reponse. 

4. En attendant la convocation d’une 
Assemblee des Etats parties, tout Etat par- 
tie concerne peut demander au Secretaire 
general des Nations Unies d’exercer ses 
bons Offices pour faciliter la presentation 
des eclaircissements demandes. 

5. Lorsqu’une question lui a ete soumi- 
se conformement au paragraphe 3 du pre- 
sent article, l’Assemblee des Bats parties 
determinera en premier Neu s’il est neces- 
saire d’examiner la question plus avant, 
compte tenu de tous les renseignements 
presentes par les Etats parties concernes. 
Si eile juge necessaire cet examen plus 
approfondi, l’Assemblee des Etats parties 
peut recommander aux Etats parties con- 
cernes des mesures et des moyens per- 
mettant de clarifier davantage la question 
examinee ou de la regier, notamment l’ou- 
verture de procedures appropriees confor- 
mement au droit international. Lorsque le 
Probleme souleve est imputable ä des cir- 
constances echappant au contröle de 
l’Bat partie sollicite, l’Assemblee des 
Etats parties pourra recommander des 
mesures appropriees, notamment le 
recours aux mesures de Cooperation men- 
tionnees ä l’article 6 de la presente Con- 
vention. 

6. En plus des procedures prevues aux 
paragraphes 2 ä 5 du present article, l’As- 
semblee des Etats parties peut, en vue de 
clarifier le respect, y compris les faits, et 
de resoudre les cas de non-respect des 
dispositions de la presente Convention, 
decider d’adopter toutes les autres proce- 


Zusammenhang mit einer Angelegenheit, 
die sich auf die Einhaltung dieses Überein- 
kommens durch einen anderen Vertrags- 
staat bezieht, so kann er oder können sie 
dem betroffenen Vertragsstaat über den 
Generalsekretär der Vereinten Nationen 
ein Ersuchen um Klarstellung dieser Ange- 
legenheit vorlegen. Ein solches Ersuchen 
ist mit allen sachdienlichen Informationen 
zu versehen. Jeder Vertragsstaat unter- 
lässt unbegründete Ersuchen um Klarstel- 
lung in dem Bemühen, Missbrauch zu ver- 
meiden. Ein Vertragsstaat, der ein Ersu- 
chen um Klarstellung erhält, legt dem 
ersuchenden Vertragsstaat über den 
Generalsekretär der Vereinten Nationen 
binnen 28 Tagen alle der Klarstellung die- 
ser Angelegenheit dienlichen Informatio- 
nen vor. 

(3) Erhält der ersuchende Vertragsstaat 
innerhalb dieses Zeitraums keine Antwort 
über den Generalsekretär der Vereinten 
Nationen oder hält er die Antwort auf das 
Ersuchen um Klarstellung für unbefriedi- 
gend, so kann er die Angelegenheit über 
den Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen dem nächsten Treffen der Vertrags- 
staaten vorlegen. Der Generalsekretär der 
Vereinten Nationen übermittelt die Vorlage, 
einschließlich aller sachdienlichen Infor- 
mationen zu dem Ersuchen um Klarstel- 
lung, an alle Vertragsstaaten. Diese Infor- 
mationen werden dem ersuchten Vertrags- 
staat vorgelegt, der ein Recht auf Abgabe 
einer Stellungnahme hat. 

(4) Bis zur Einberufung eines Treffens 
der Vertragsstaaten kann jeder betroffene 
Vertragsstaat den Generalsekretär der Ver- 
einten Nationen ersuchen, zur Erleichte- 
rung der Klarstellung, um die ersucht 
wurde, seine guten Dienste zu leisten. 

(5) Ist dem Treffen der Vertragsstaaten 
eine Angelegenheit nach Absatz 3 vorge- 
legt worden, so legt es unter Berücksichti- 
gung aller von den betroffenen Vertrags- 
staaten vorgelegten Informationen 
zunächst fest, ob die Angelegenheit weiter 
geprüft werden soll. Erachtet es eine sol- 
che weitere Prüfung für erforderlich, so 
kann das Treffen der Vertragsstaaten den 
betroffenen Vertragsstaaten Möglichkeiten 
zur weiteren Klarstellung oder Lösung der 
zu prüfenden Angelegenheit, einschließ- 
lich der Einleitung geeigneter, im Einklang 
mit dem Völkerrecht stehender Verfahren, 
Vorschlägen. Wird gegebenenfalls festge- 
stellt, dass das betreffende Problem auf 
Umstände zurückzuführen ist, die nicht der 
Kontrolle des ersuchten Vertragsstaats 
unterliegen, so kann das Treffen der Ver- 
tragsstaaten geeignete Maßnahmen emp- 
fehlen, darunter auch Maßnahmen der 
Zusammenarbeit nach Artikel 6. 


(6) Zusätzlich zu den in den Absätzen 2 
bis 5 vorgesehenen Verfahren kann das 
Treffen der Vertragsstaaten die Annahme 
anderer allgemeiner Verfahren oder spezi- 
fischer Mechanismen zur Klarstellung der 
Einhaltung, einschließlich Tatsachen, und 
zur Lösung von Fällen der Nichteinhaltung 
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the provisions of this Convention as it 
deems appropriate. 

Article 9 

National Implementation measures 

Each State Party shall take all appro- 
priate legal, administrative and other mea- 
sures to implement this Convention, inclu- 
ding the imposition of penal sanctions to 
prevent and suppress any activity prohibi- 
ted to a State Party under this Convention 
undertaken by persons or on territory 
under its jurisdiction or control. 


Article 10 

Settlement of disputes 

1. When a dispute arises between two 
or more States Parties relating to the Inter- 
pretation or application of this Convention, 
the States Parties concerned shall consult 
together with a view to the expeditious 
Settlement of the dispute by negotiation or 
by other peacefui means of their choice, 
including recourse to the Meeting of Sta- 
tes Parties and referral to the International 
Court of Justice in conformity with the Sta- 
tute of the Court. 

2. The Meeting of States Parties may 
contribute to the Settlement of the dispute 
by whatever means it deems appropriate, 
including offering its good Offices, calling 
upon the States Parties concerned to Start 
the Settlement procedure of their choice 
and recommending a time-limit for any 
agreed procedure. 

Article 11 

Meetings of States Parties 

1. The States Parties shall meet 
regularly in Order to consider and, where 
necessary, take decisions in respect of any 
matter with regard to the application or 
implementation of this Convention, includ- 
ing: 

(a) The Operation and Status of this Con- 
vention; 

(b) Matters arising from the reports sub- 
mitted under the provisions of this 
Convention; 

(c) International Cooperation and assis- 
tance in accordance with Article 6 of 
this Convention; 

(d) The development of technologies to 
clear duster munition remnants; 

(e) Submissions of States Parties under 
Articles 8 and 10 of this Convention; 
and 


dures generales ou des mecanismes spe- 
cifiques qu’elle juge necessaires. 


Article 9 

Mesures d’application nationales 


Chaque Etat partie prend toutes les 
mesures legislatives, reglementaires et 
autres qui sont appropriees pour mettre en 
ceuvre la presente Convention, y compris 
l’imposition de sanctions penales pour 
prevenir et reprimer toute activite interdite 
ä un Etat partie en vertu de la presente 
Convention, qui serait menee par des per- 
sonnes, ou sur un territoire, sous sa juri- 
diction ou son contröle. 


Article 10 

Reglement des differends 

1. En cas de differend entre deux ou 
plusieurs Etats parties portant sur l’inter- 
pretation ou l’application de la presente 
Convention, les Etats parties concernees 
se consulteront en vue d’un regiement 
rapide du differend par la negociation ou 
par tout autre moyen pacifique de leur 
choix, y compris le recours ä l’Assemblee 
des Etats parties et la saisine de la Cour 
internationale de justice conformement au 
Statut de cette Cour. 


2. L’Assemblee des Etats parties peut 
contribuer au regiement du differend par 
tout moyen qu’elle juge approprie, notam- 
ment en offrant ses bons Offices, en invi- 
tant les Etats parties au differend ä enta- 
mer la procedure de regiement de leur 
choix et en recommandant une limite ä la 
duree de la procedure convenue. 


Article 1 1 

Assemblee des Etats parties 

1 . Les Etats parties se reuniront regulie- 
rement pour examiner toute question con- 
cernant l’application ou la mise en ceuvre 
de la presente Convention et, si necessai- 
re, prendre une decision, notamment; 


a) Le fonctionnement et l’etat de la pre- 
sente Convention; 

b) Les questions soulevees par les rap- 
ports presentes en vertu des disposi- 
tions de la presente Convention; 

c) La Cooperation et l’assistance interna- 
tionales conformement ä l’article 6 de 
la presente Convention; 

d) Le developpement de technologies de 
depollution des restes d’armes ä sous- 
munitions; 

e) Les demandes des Etats parties en 
vertu des articles 8 et 1 0 de la presen- 
te Convention; et 


dieses Übereinkommens beschließen, die 
es für geeignet erachtet. 

Artikei 9 

Innerstaatliche 

Durchführungsmaßnahmen 

Jeder Vertragsstaat trifft alle geeigneten 
gesetzlichen, verwaltungsmäßigen und 
sonstigen Maßnahmen zur Durchführung 
dieses Übereinkommens, einschließlich 
der Verhängung von Strafen, um jede 
Tätigkeit, die einem Vertragsstaat auf- 
grund dieses Übereinkommens verboten 
ist und von Personen oder in Gebieten 
unter seiner Hoheitsgewalt oder Kontrolle 
vorgenommen wird, zu verhüten und zu 
unterbinden. 

Artikel 10 

Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Entsteht eine Streitigkeit zwischen 
zwei oder mehr Vertragsstaaten über die 
Auslegung oder Anwendung dieses Über- 
einkommens, so konsultieren die betroffe- 
nen Vertragsstaaten einander im Hinblick 
auf die zügige Beilegung der Streitigkeit 
durch Verhandlungen oder durch andere 
friedliche Mittel ihrer Wahl, einschließlich 
der Inanspruchnahme des Treffens der 
Vertragsstaaten und der Verweisung an 
den Internationalen Gerichtshof im Ein- 
klang mit dem Statut des Gerichtshofs. 

(2) Das Treffen der Vertragsstaaten 
kann zur Beilegung der Streitigkeit durch 
alle von ihm für zweckmäßig erachteten 
Mittel beitragen, indem es unter anderem 
seine guten Dienste anbietet, die Streitpar- 
teien auffordert, das Beilegungsverfahren 
ihrer Wahl in Gang zu setzen, und für jedes 
vereinbarte Verfahren eine Frist empfiehlt. 

Artikel 1 1 

Treffen der Vertragsstaaten 

(1) Die Vertragsstaaten kommen zu 
regelmäßigen Treffen zusammen, um alle 
Angelegenheiten in Bezug auf die Anwen- 
dung oder Durchführung dieses Überein- 
kommens zu prüfen und erforderlichenfalls 
diesbezüglich Beschlüsse zu fassen; dazu 
gehören 

a) die Wirkungsweise und der Status die- 
ses Übereinkommens, 

b) Angelegenheiten, die sich im Zusam- 
menhang mit den aufgrund dieses 
Übereinkommens vorgelegten Berich- 
ten ergeben, 

c) die internationale Zusammenarbeit 
und Hilfe nach Artikel 6, 

d) die Entwicklung von Technologien für 
die Räumung von Streumunitionsrück- 
ständen, 

e) Vorlagen von Seiten der Vertragsstaa- 
ten nach den Artikeln 8 und 10 und 
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(f) Submissions of States Parties as provi- 
ded for in Articles 3 and 4 of this Con- 
vention. 

2. The first Meeting of States Parties 
shall be convened by the Secretary-Gene- 
ral of the United Nations within one year of 
entry into force of this Convention. The 
subsequent meetings shall be convened 
by the Secretary-General of the United 
Nations annually until the first Review Con- 
ference. 

3. States not party to this Convention, 
as well as the United Nations, other rele- 
vant international organizations or institu- 
tions, regional organizations, the Internatio- 
nal Committee of the Red Cross, the Inter- 
national Federation of Red Cross and Red 
Crescent Societies and relevant non- 
governmental organizations may be invi- 
ted to attend these meetings as observers 
in accordance with the agreed rules of pro- 
cedure. 


Article 12 

Review Conferences 

1 . A Review Conference shall be conve- 
ned by the Secretary-General of the United 
Nations five years after the entry into force 
of this Convention. Further Review Confe- 
rences shall be convened by the Secreta- 
ry-General of the United Nations if so 
requested by one or more States Parties, 
provided that the interval between Review 
Conferences shall in no case be less than 
five years. All States Parties to this Con- 
vention shall be invited to each Review 
Conference. 


2. The purpose of the Review Confe- 
rence shall be: 

(a) To review the Operation and Status of 
this Convention; 

(b) To consider the need for and the inter- 
val between further Meetings of States 
Parties referred to in paragraph 2 of 
Article 11 of this Convention; and 


(c) To take decisions on submissions of 
States Parties as provided for in Art- 
icles 3 and 4 of this Convention. 


3. States not party to this Convention, 
as well as the United Nations, other rele- 
vant international organizations or institu- 
tions, regional organizations, the Interna- 
tional Committee of the Red Cross, the 
International Federation of Red Cross and 
Red Crescent Societies and relevant non- 
governmental organizations may be 
invited to attend each Review Conference 
as observers in accordance with the 
agreed rules of procedure. 


f) Les demandes des Etats parties pre- 
vues aux articles 3 et 4 de la presente 
Convention. 

2. Le Secretaire general des Nations 
Unies convoquera la premiere Assemblee 
des Etats parties dans un delai d’un an 
apres l’entree en vigueur de la presente 
Convention. Le Secretaire general des 
Nations Unies convoquera annuellement 
les assemblees ulterieures jusqu’ä la prä- 
miere Conference d’examen. 

3. Les Bats non parties ä la presente 
Convention, de meme que les Nations 
Unies, d’autres organisations ou institu- 
tions internationales pertinentes, des orga- 
nisations regionales, le Comite internatio- 
nal de la Croix-Rouge, la Federation inter- 
nationale des Societes de la Croix-Rouge 
et du Croissant-Rouge et les organisations 
non gouvernementales pertinentes peu- 
vent etre invites ä assister ä ces assem- 
blees en qualite d’observateurs, confor- 
mement au regiement Interieur convenu. 


Article 12 

Conferences d’examen 

1. Le Secretaire general des Nations 
Unies convoquera une Conference 
d’examen cinq ans apres l’entree en 
vigueur de la presente Convention. Les 
Conferences d’examen ulterieures seront 
convoquees par le Secretaire general des 
Nations Unies si un ou plusieurs Etats par- 
ties le demandent, pour autant que l’inter- 
valle entre les Conferences d’examen ne 
soit en aucun cas inferieur ä cinq ans. Tous 
les Etats parties ä la presente Convention 
seront invites ä chaque Conference 
d’examen. 

2. La Conference d’examen aura pour 
buts: 

a) D’examiner le fonctionnement et l’etat 
de la presente Convention; 

b) D’evaluer la necessite de convoquer 
des Assemblees supplementaires des 
Etats parties mentionnees au paragra- 
phe 2 de l’article 11, et de determiner 
l’intervalle entre ces Conferences; et 

c) De prendre des decisions concernant 
les demandes des Etats parties pre- 
vues aux articles 3 et 4 de la presente 
Convention. 

3. Les Bats non parties ä la presente 
Convention, de meme que les Nations 
Unies, d’autres organisations ou institu- 
tions internationales pertinentes, des orga- 
nisations regionales, le Comite internatio- 
nal de la Croix-Rouge, la Federation inter- 
nationale des Societes de la Croix-Rouge 
et du Croissant-Rouge et les organisations 
non gouvernementales pertinentes peu- 
vent etre invites ä assister ä chaque Con- 
ference d’examen en qualite d’observa- 
teurs conformement au regiement Interieur 
convenu. 


f) Vorlagen von Seiten der Vertragsstaa- 
ten nach den Artikeln 3 und 4. 


(2) Das erste Treffen der Vertragsstaa- 
ten wird vom Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen innerhalb eines Jahres nach 
Inkrafttreten dieses Übereinkommens ein- 
berufen. Die nachfolgenden Treffen wer- 
den vom Generalsekretär der Vereinten 
Nationen alljährlich bis zur ersten Überprü- 
fungskonferenz einberufen. 

(3) Staaten, die nicht Vertragsparteien 
dieses Übereinkommens sind, sowie die 
Vereinten Nationen, sonstige einschlägige 
internationale Organisationen oder Ein- 
richtungen, regionale Organisationen, das 
Internationale Komitee vom Roten Kreuz, 
die Internationale Föderation der Rot- 
kreuz- und Rothalbmondgesellschaften 
und einschlägige nichtstaatliche Organisa- 
tionen können entsprechend den verein- 
barten Verfahrensregeln als Beobachter zu 
diesen Treffen eingeladen werden. 


Artikel 12 

Überprüfungskonferenzen 

(1) Fünf Jahre nach Inkrafttreten dieses 
Übereinkommens beruft der Generalse- 
kretär der Vereinten Nationen eine Über- 
prüfungskonferenz ein. Weitere Überprü- 
fungskonferenzen werden vom Generalse- 
kretär der Vereinten Nationen auf Ersuchen 
eines Vertragsstaats oder mehrerer Ver- 
tragsstaaten einberufen, wobei der 
Abstand zwischen den einzelnen Überprü- 
fungskonferenzen mindestens fünf Jahre 
betragen muss. Alle Vertragsstaaten die- 
ses Übereinkommens werden zu diesen 
Überprüfungskonferenzen eingeladen. 

(2) Zweck der Überprüfungskonferenz 
ist es, 

a) die Wirkungsweise und den Status die- 
ses Übereinkommens zu überprüfen, 

b) die Notwendigkeit für weitere Treffen 
der Vertragsstaaten nach Artikel 11 
Absatz 2 sowie die Abstände zwischen 
diesen Treffen zu prüfen und 


c) Beschlüsse über Vorlagen von Seiten 
der Vertragsstaaten nach den Ar- 
tikeln 3 und 4 zu fassen. 


(3) Staaten, die nicht Vertragsparteien 
dieses Übereinkommens sind, sowie die 
Vereinten Nationen, sonstige einschlägige 
internationale Organisationen oder Ein- 
richtungen, regionale Organisationen, das 
Internationale Komitee vom Roten Kreuz, 
die Internationale Föderation der Rot- 
kreuz- und Rothalbmondgesellschaften 
und einschlägige nichtstaatliche Organisa- 
tionen können entsprechend den verein- 
barten Verfahrensregeln als Beobachter zu 
jeder Überprüfungskonferenz eingeladen 
werden. 
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Article 13 
Amendments 

1 . At any time after its entry into force 
any State Party may propose amendments 
to this Convention. Any proposal for an 
amendment shall be communicated to the 
Secretary-General of the United Nations, 
who shall circulate it to all States Parties 
and shall seek their views on whether an 
Amendment Conference should be con- 
vened to consider the proposal. If a 
majority of the States Parties notify the 
Secretary-General of the United Nations 
no later than 90 days after its circulation 
that they support further consideration of 
the proposal, the Secretary-General of the 
United Nations shall convene an Amend- 
ment Conference to which all States Par- 
ties shall be invited. 


2. States not party to this Convention, 
as well as the United Nations, other rele- 
vant international organizations or institu- 
tions, regional organizations, the Interna- 
tional Committee of the Red Cross, the 
International Federation of Red Cross and 
Red Crescent Societies and relevant non- 
governmental organizations may be invi- 
ted to attend each Amendment Confe- 
rence as observers in accordance with the 
agreed rules of procedure. 


3. The Amendment Conference shall be 
held immediately following a Meeting of 
States Parties or a Review Conference 
unless a majority of the States Parties 
request that it be held earlier. 

4. Any amendment to this Convention 
shall be adopted by a majority of two- 
thirds of the States Parties present and 
voting at the Amendment Conference. The 
Depositary shall communicate any amend- 
ment so adopted to all States. 

5. An amendment to this Convention 
shall enter into force for States Parties that 
have accepted the amendment on the 
date of deposit of acceptances by a majo- 
rity of the States which were Parties at the 
date of adoption of the amendment. 
Thereafter it shall enter into force for any 
remaining State Party on the date of depo- 
sit of its instrument of acceptance. 


Article 14 

Costs and administrative tasks 

1 . The costs of the Meetings of States 
Parties, the Review Conferences and the 
Amendment Conferences shall be borne 
by the States Parties and States not party 
to this Convention participating therein, in 
accordance with the United Nations scale 
of assessment adjusted appropriately. 


Article 13 
Amendements 

1. Un Etat Partie peut proposer des 
amendements ä la presente Convention ä 
tout moment apres son entree en vigueur. 
Toute proposition d’amendement sera 
communiquee au Secretaire general de 
rOrganisation des Nations Unies, qui la 
diffusera ä l’ensemble des Etats parties et 
recueillera leur avis quant ä l’opportunite 
de convoquer une Conference d’amende- 
ment pour examiner la proposition. Si une 
majorite des Etats parties notifie au Secre- 
taire general de l’Organisation des Nations 
Unies, au plus tard 90 jours apres la diffu- 
sion de la proposition, qu’ils sont favora- 
bles ä un examen plus approfondi, le Secre- 
taire general de l’Organisation des Nations 
Unies convoquera une Conference 
d’amendement ä laquelle l’ensemble des 
Etats parties seront convies. 

2. Les Etats non parties ä la presente 
Convention, ainsi que les Nations Unies, 
d’autres organisations ou institutions inter- 
nationales pertinentes, des organisations 
regionales, le Comite international de la 
Croix-Rouge, la Federation internationale 
des Societes de la Croix-Rouge et du 
Croissant-Rouge et les organisations non 
gouvernementales pertinentes peuvent 
etre invites ä assister ä chaque Confe- 
rence d’amendement en qualite d’obser- 
vateurs conformement au regiement Inte- 
rieur convenu. 

3. La Conference d’amendement se 
tiendra immediatement apres une Assem- 
blee des Etats parties ou une Conference 
d’examen, ä moins qu’une majorite des 
Etats parties ne demande qu’elle se tienne 
plus tot. 

4. Tout amendement ä la presente Con- 
vention sera adopte ä la majorite des deux 
tiers des Etats parties presents et votants 
ä la Conference d’amendement. Le Depo- 
sitaire communiquera tout amendement 
ainsi adopte ä tous les Etats. 

5. Un amendement ä la presente Con- 
vention entrera en vigueur, pour les Etats 
parties qui ont accepte cet amendement, 
au moment du depöt de l’acceptation par 
une majorite des Etats qui etaient Parties ä 
la Convention au moment de l’adoption de 
l’amendement. Par la suite, il entrera en 
vigueur pour tout autre Etat partie ä la date 
du depöt de son instrument d’acceptation. 


Article 14 

CoOts et täches administratives 

1 . Les coüts des Assemblees des Etats 
parties, des Conferences d’examen et des 
Conferences d’amendement seront pris en 
Charge par les Etats parties et les Etats 
non parties ä la presente Convention parti- 
cipant ä ces assemblees ou Conferences 
selon le bareme düment ajuste des quo- 
tes-parts des Nations Unies. 


Artikel 13 
Änderungen 

(1) Jederzeit nach Inkrafttreten dieses 
Übereinkommens kann jeder Vertragsstaat 
Änderungen des Übereinkommens Vor- 
schlägen. Jeder Änderungsvorschlag wird 
dem Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen mitgeteilt; dieser leitet ihn an alle Ver- 
tragsstaaten weiter und holt ihre Ansicht 
darüber ein, ob eine Änderungskonferenz 
zur Prüfung des Vorschlags einberufen 
werden soll. Notifiziert die Mehrheit der 
Vertragsstaaten dem Generalsekretär der 
Vereinten Nationen spätestens 90 Tage 
nach Weiterleitung des Vorschlags, dass 
sie eine weitere Prüfung des Vorschlags 
befürwortet, so beruft der Generalsekretär 
der Vereinten Nationen eine Änderungs- 
konferenz ein, zu der alle Vertragsstaaten 
eingeladen werden. 

(2) Staaten, die nicht Vertragsparteien 
dieses Übereinkommens sind, sowie die 
Vereinten Nationen, sonstige einschlägige 
internationale Organisationen oder Ein- 
richtungen, regionale Organisationen, das 
Internationale Komitee vom Roten Kreuz, 
die Internationale Föderation der Rot- 
kreuz- und Rothalbmondgesellschaften 
und einschlägige nichtstaatliche Organisa- 
tionen können entsprechend den verein- 
barten Verfahrensregeln als Beobachter zu 
jeder Änderungskonferenz eingeladen 
werden. 

(3) Die Änderungskonferenz findet 
unmittelbar im Anschluss an ein Treffen 
der Vertragsstaaten oder eine Überprü- 
fungskonferenz statt, sofern die Mehrheit 
der Vertragsstaaten nicht einen früheren 
Termin beantragt. 

(4) Jede Änderung dieses Übereinkom- 
mens wird mit Zweidrittelmehrheit der auf 
der Änderungskonferenz anwesenden und 
abstimmenden Vertragsstaaten beschlos- 
sen. Der Verwahrer teilt allen Staaten jede 
so beschlossene Änderung mit. 

(5) Eine Änderung dieses Übereinkom- 
mens tritt für die Vertragsstaaten, welche 
die Änderung angenommen haben, am 
Tag der Hinterlegung der Annahme durch 
die Mehrheit der Staaten, die im Zeitpunkt 
der Beschlussfassung über die Änderung 
Vertragsparteien waren, in Kraft. Danach 
tritt sie für jeden weiteren Vertragsstaat am 
Tag der Hinterlegung seiner Annahmeur- 
kunde in Kraft. 


Artikel 14 

Kosten und Verwaltungsaufgaben 

(1) Die Kosten der Treffen der Vertrags- 
staaten, der Überprüfungskonferenzen 
und der Änderungskonferenzen werden 
von den Vertragsstaaten und den an ihnen 
teilnehmenden Staaten, die nicht Vertrags- 
parteien dieses Übereinkommens sind, in 
Übereinstimmung mit dem entsprechend 
angepassten Berechnungsschlüssel der 
Vereinten Nationen getragen. 
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2. The costs incurred by the Secretary- 
General of the United Nations under Art- 
icles 7 and 8 of this Convention shall be 
borne by the States Parties in acoordance 
with the United Nations scale of assess- 
ment adjusted appropriately. 

3. The Performance by the Secretary- 
General of the United Nations of adminis- 
trative tasks assigned to him or her under 
this Convention is subject to an appropria- 
te United Nations mandate. 


Article 15 
Signature 

This Convention, done at Dublin on 
30 May 2008, shall be open for signature 
at Oslo by all States on 3 December 2008 
and thereafter at United Nations Head- 
quarters in New York until its entry into 
force. 


Article 16 

Ratification, acceptance, 
approval or accession 

1 . This Convention is subject to ratifica- 
tion, acceptance or approval by the Signa- 
tories. 

2. It shall be open for accession by any 
State that has not signed the Convention. 

3. The Instruments of ratification, 
acceptance, approval or accession shall 
be deposited with the Depositary. 

Article 17 
Entry into force 

1 . This Convention shall enter into force 
on the first day of the sixth month after the 
month in which the thirtieth Instrument of 
ratification, acceptance, approval or 
accession has been deposited. 

2. For any State that deposits its Instru- 
ment of ratification, acceptance, approval 
or accession after the date of the deposit 
of the thirtieth Instrument of ratification, 
acceptance, approval or accession, this 
Convention shall enter into force on the 
first day of the sixth month after the date 
on which that State has deposited its 
Instrument of ratification, acceptance, 
approval or accession. 

Article 18 

Provislonal appllcatlon 

Any State may, at the time of its ratifica- 
tion, acceptance, approval or accession, 
declare that it will apply provisionally 
Article 1 of this Convention pending its 
entry into force for that State. 


2. Les coüts encourus par le Secretaire 
general des Nations Unies en vertu des 
articles 7 et 8 de la presente Convention 
seront pris en Charge par les Etats parties 
selon le bareme düment ajuste des quo- 
tes-parts des Nations Unies. 


3. L’execution par le Secretaire general 
des Nations Unies des täches administra- 
tives qui lui sont affectees aux termes de la 
presente Convention est sous reserve d’un 
mandat approprie des Nations Unies. 


Article 15 
Signature 

La presente Convention, faite ä Dublin le 
30 mai 2008, sera ouverte ä la signature de 
tous les Etats ä Oslo le 3 decembre 2008 
et, par la suite, au siege des Nations Unies 
ä New York jusqu’ä son entree en vigueur. 


Article 16 

Ratification, acceptatlon, 
approbatlon ou adhesion 

1 . La presente Convention est soumise 
ä la ratification, l’acceptation ou l’approba- 
tion des Signataires. 

2. La presente Convention sera ouverte 
ä l’adhesion de tout Etat non signataire. 


3. Les Instruments de ratification, d’ac- 
ceptation, d’approbation ou d’adhesion 
seront deposes aupres du Depositaire. 


Article 17 
Entree en vigueur 

1. La presente Convention entrera en 
vigueur le premier jour du sixieme mois 
suivant celui au cours duquel le trentieme 
Instrument de ratification, d’acceptation, 
d’approbation ou d’adhesion aura ete 
depose. 

2. Pourtout Etat qui depose son Instru- 
ment de ratification, d’acceptation, d’ap- 
probation ou d’adhesion apres la date de 
depöt du trentieme Instrument de ratifica- 
tion, d’acceptation, d’approbation ou d’ad- 
hesion, la presente Convention entrera en 
vigueur le premier jour du sixieme mois 
apres la date ä laquelle cet Etat aura depo- 
se son Instrument de ratification, d’accep- 
tation, d’approbation ou d’adhesion. 


Article 18 

Application ä titre provisoire 

Un Etat peut, au moment de la ratifica- 
tion, de l’acceptation, de l’approbation de 
la presente Convention, ou de l’adhesion ä 
celle-ci, declarer qu’il en appliquera, ä titre 
provisoire, l’article 1 de la presente Con- 
vention en attendant son entree en vigueur 
pour cet Etat. 


(2) Die durch den Generalsekretär der 
Vereinten Nationen nach den Artikeln 7 
und 8 entstandenen Kosten werden von 
den Vertragsstaaten in Übereinstimmung 
mit dem entsprechend angepassten 
Berechnungsschlüssel der Vereinten 
Nationen getragen. 

(3) Der Generalsekretär der Vereinten 
Nationen nimmt die ihm nach diesem 
Übereinkommen übertragenen Aufgaben 
vorbehaltlich eines entsprechenden Man- 
dats der Vereinten Nationen wahr. 


Artikel 15 
Unterzeichnung 

Dieses in Dublin am 30. Mai 2008 
beschlossene Übereinkommen liegt für 
alle Staaten am 3. Dezember 2008 in Oslo 
und danach bis zu seinem Inkrafttreten am 
Sitz der Vereinten Nationen in New York 
zur Unterzeichnung auf. 

Artikel 16 

Ratifikation, Annahme, 
Genehmigung oder Beitritt 

(1) Dieses Übereinkommen bedarf der 
Ratifikation, Annahme oder Genehmigung 
durch die Unterzeichner. 

(2) Es steht jedem Staat, der das Über- 
einkommen nicht unterzeichnet hat, zum 
Beitritt offen. 

(3) Die Ratifikations-, Annahme-, 
Genehmigungs- oder Beitrittsurkunden 
werden beim Verwahrer hinterlegt. 

Artikel 17 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Übereinkommen tritt am ers- 
ten Tag des sechsten Monats nach dem 
Monat in Kraft, in dem die dreißigste Rati- 
fikations-, Annahme-, Genehmigungs- 
oder Beitrittsurkunde hinterlegt worden ist. 

(2) Für jeden Staat, der seine Ratifikati- 
ons-, Annahme-, Genehmigungs- oder 
Beitrittsurkunde nach Hinterlegung der 
dreißigsten Ratifikations-, Annahme-, 
Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde hin- 
terlegt, tritt dieses Übereinkommen am 
ersten Tag des sechsten Monats nach dem 
Tag der Hinterlegung seiner Ratifikations-, 
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitritts- 
urkunde in Kraft. 


Artikel 18 

Vorläufige Anwendung 

Jeder Vertragsstaat kann bei seiner 
Ratifikation, Annahme, Genehmigung oder 
bei seinem Beitritt erklären, dass er Arti- 
kel 1 dieses Übereinkommens bis zu des- 
sen Inkrafttreten für ihn vorläufig anwen- 
den wird. 
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Article 19 
Reservations 

The Articles of this Convention shall not 
be subject to reservations. 

Article 20 

Duration and withdrawal 

1. This Convention shall be of unlimited 
duration. 

2. Each State Party shall, in exercising 
its national sovereignty, have the right to 
withdraw from this Convention. It shall give 
notice of such withdrawal to all other 
States Parties, to the Depositary and to the 
United Nations Security Council. Such 
Instrument of withdrawal shall include a full 
explanation of the reasons motivating 
withdrawal. 

3. Such withdrawal shall only take 
effect six months after the receipt of the 
Instrument of withdrawal by the Deposita- 
ry. If, however, on the expiry of that six- 
month period, the withdrawing State Party 
is engaged in an armed conflict, the with- 
drawal shall not take effect betöre the end 
of the armed conflict. 

Article 21 

Relations with States 
not party to this Convention 

1. Each State Party shall encourage 
States not party to this Convention to 
ratify, accept, approve or accede to this 
Convention, with the goal of attracting the 
adherence of all States to this Convention. 


2. Each State Party shall notify the 
governments of all States not party to this 
Convention, referred to in paragraph 3 of 
this Article, of its obligations under this 
Convention, shall promote the norms it 
establishes and shall make its best efforts 
to discourage States not party to this Con- 
vention from using duster munitions. 


3. Notwithstanding the provisions of 
Article 1 of this Convention and in accor- 
dance with international law, States Par- 
ties, their military personnel or nationals, 
may engage in military Cooperation and 
operations with States not party to this 
Convention that might engage in activities 
prohibited to a State Party. 


4. Nothing in paragraph 3 of this Article 
shall authorize a State Party: 

(a) To develop, produce or otherwise 
acquire duster munitions; 

(b) To itself stockpile or transfer duster 
munitions; 


Article 19 
Reserves 

Les articles de la presente Convention 
ne peuvent faire l’objet de reserves. 

Article 20 
Duree et retrait 

1 . La presente Convention a une duree 
illimitee. 

2. Chaque Etat partie a le droit, dans 
l’exercice de sa souverainete nationale, de 
se retirer de la presente Convention. II doit 
notifier ce retrait ä tous les autres Etats 
parties, au Depositaire et au Conseil de 
securite des Nations Unies. Cet instrument 
de retrait comprend une explication com- 
plete des raisons motivant ce retrait. 

3. Le retrait ne prend effet que six mois 
apres reception de l’instrument de retrait 
par le Depositaire. Cependant, si ä l’expi- 
ration de ces six mois l’Etat partie qui se 
retire est engage dans un conflit arme, le 
retrait ne prendra pas effet avant la fin de 
ce conflit arme. 


Article 21 
Relations avec 

les Öats non parties ä la Convention 

1. Chaque Etat partie encourage les 
Etats non parties ä la presente Convention 
ä la ratifier, l’accepter, l’approuver ou y 
adherer, dans le but de susciter la partici- 
pation de tous les Etats ä la presente Con- 
vention. 

2. Chaque Etat notifie aux gouverne- 
ments de tous les Etats non parties ä la 
presente Convention mentionnes dans le 
paragraphe 3 du present article ses obli- 
gations aux termes de la presente Con- 
vention, promeut les normes qu’elle etablit 
et met tout en oeuvre pour decourager les 
Etats non parties ä la presente Convention 
d’utiliser des armes ä sous-munitions. 

3. Nonobstant les dispositions de l’arti- 
cle 1 de la presente Convention, et en con- 
formite avec le droit international, les Etats 
parties, leur personnel militaire ou leurs 
ressortissants peuvent s’engager dans 
une Cooperation et des operations militai- 
res avec des Bats non parties ä la presen- 
te Convention qui pourraient etre engages 
dans des activites interdites ä un Etat par- 
tie. 

4. Rien dans le paragraphe 3 du pre- 
sent article n’autorise un Etat partie ä; 

a) Mettre au point, produire ou acquerir 
de quelque autre maniere des armes ä 
sous-munitions; 

b) Constituer lui-meme des Stocks d’ar- 
mes ä sous-munitions ou transferer 


Artikel 19 
Vorbehalte 

Vorbehalte zu den Artikeln dieses Über- 
einkommens sind nicht zulässig. 

Artikel 20 

Geltungsdauer und Rücktritt 

(1) Die Geltungsdauer dieses Überein- 
kommens ist unbegrenzt. 

(2) Jeder Vertragsstaat hat in Ausübung 
seiner staatlichen Souveränität das Recht, 
von diesem Übereinkommen zurückzutre- 
ten. Er zeigt seinen Rücktritt allen anderen 
Vertragsstaaten, dem Verwahrer und dem 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen an. 
Die Rücktrittsurkunde muss eine vollstän- 
dige Darlegung der Gründe für den Rück- 
tritt enthalten. 

(3) Der Rücktritt wird erst sechs Monate 
nach Eingang der Rücktrittsurkunde beim 
Verwahrer wirksam. Ist der zurücktretende 
Vertragsstaat jedoch bei Ablauf dieser 
sechs Monate in einen bewaffneten Kon- 
flikt verwickelt, so wird der Rücktritt erst 
nach Beendigung dieses bewaffneten 
Konflikts wirksam. 

Artikel 21 

Beziehungen zu Staaten, 
die nicht Vertragsparteien 
dieses Übereinkommens sind 

(1) Jeder Vertragsstaat ermutigt Staa- 
ten, die nicht Vertragsparteien dieses 
Übereinkommens sind, dieses Überein- 
kommen zu ratifizieren, anzunehmen, zu 
genehmigen oder ihm beizutreten mit dem 
Ziel, alle Staaten für dieses Übereinkom- 
men zu gewinnen. 

(2) Jeder Vertragsstaat notifiziert den 
Regierungen aller in Absatz 3 genannten 
Staaten, die nicht Vertragsparteien dieses 
Übereinkommens sind, seine Verpflichtun- 
gen aus diesem Übereinkommen, fördert 
die Normen, die darin niedergelegt sind, 
und bemüht sich nach besten Kräften, 
Staaten, die nicht Vertragsparteien dieses 
Übereinkommens sind, vom Einsatz von 
Streumunition abzubringen. 

(3) Unbeschadet des Artikels 1 und in 
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht 
können Vertragsstaaten, ihr Militärperso- 
nal oder ihre Staatsangehörigen militäri- 
sche Zusammenarbeit und militärische 
Einsätze mit Staaten durchführen, die 
nicht Vertragsparteien dieses Übereinkom- 
mens sind und die möglicherweise Tätig- 
keiten vornehmen, die einem Vertragsstaat 
verboten sind. 

(4) Durch Absatz 3 wird ein Vertrags- 
staat nicht ermächtigt, 

a) Streumunition zu entwickeln, herzu- 
stellen oder auf andere Weise zu 
erwerben, 

b) selbst Streumunition zu lagern oder 
weiterzugeben. 


ces armes; 
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(c) To itself use duster munitions; or 

(d) To expressly request the use of duster 
munitions in cases where the choice of 
munitions used is within its exclusive 
Control. 


Article 22 
Depositary 

The Secretary-General of the United 
Nations is hereby designated as the Depo- 
sitary of this Convention. 

Article 23 
Authentic texts 

The Arabic, Chinese, English, French, 
Russian and Spanish texts of this Conven- 
tion shall be equally authentic. 


c) Employer lui-meme des armes ä sous- 
munitions; ou 

d) Expressement demander l’emploi de 
feiles munitions dans les cas oü le 
choix des munitions employees est 
SOUS son contröle exclusif. 


Article 22 
Depositaire 

Le Secretaire general des Nations Unies 
est designe par les presentes comme le 
Depositaire de la presente Convention. 

Article 23 

Textes authentiques 

Les textes de la presente Convention 
rediges en anglais, arabe, chinois, espa- 
gnol, frangais et russe sont egalement 
authentiques. 


c) selbst Streumunition einzusetzen oder 

d) ausdrücklich um den Einsatz von 
Streumunition in Fällen zu ersuchen, in 
denen die Wahl der eingesetzten Muni- 
tion seiner ausschließlichen Kontrolle 
unterliegt. 

Artikel 22 

Verwahrer 

Der Generalsekretär der Vereinten 
Nationen wird hiermit zum Verwahrer die- 
ses Übereinkommens bestimmt. 

Artikel 23 

Verbindliche Wortlaute 

Der arabische, der chinesische, der 
englische, der französische, der russische 
und der spanische Wortlaut dieses Über- 
einkommens sind gleichermaßen verbind- 
lich. 
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Denkschrift 

I. Allgemeines 

1 . Nach dem Einsatz von Streumunition im Nahen Osten 
im Sommer 2006 wurde die Verwendung dieser Muni- 
tion öffentlich stark debattiert und verurteilt. Nicht- 
staatliche Organisationen kritisierten die hohe Blind- 
gängerrate der verwendeten Streumunition von weit 
über 15 Prozent. Die Bundesregierung ist sich schon 
seit Längerem der Gefahren bewusst, die durch unbe- 
grenzten Gebrauch und durch hohe Blindgängerraten 
bestimmter Arten von Streumunition vor allem der 
Zivilbevölkerung drohen können. Sie setzte sich des- 
halb im internationalen Kontext dafür ein, dass die 
Zivilbevölkerung vor diesen Gefahren stärker 
geschützt und das humanitäre Völkerrecht weiterent- 
wickelt wird. Letztlich kann ein stärkerer Schutz der 
Zivilbevölkerung aber nur dann erreicht werden, wenn 
möglichst viele Staaten diese Verpflichtungen mittra- 
gen, insbesondere solche Staaten, die über große 
Streumunitionsbestände verfügen. 

2. Die Bundeswehr hat Streumunition niemals einge- 
setzt. Bereits 2001 hat die Bundeswehr damit begon- 
nen, überzählige bzw. veraltete Streumunition aus 
ihren Beständen zu entfernen. Zeitgleich hat die Bun- 
deswehr mit der Beschaffung sogenannter alternati- 
ver Punktzielmunition begonnen, die anders als 
Streumunition keine unterschiedslose Flächenwir- 
kung entfaltet. Das frühzeitige deutsche Engagement, 
seit 2004 im Rahmen des VN-Waffenübereinkom- 
mens und im Oslo-Prozess seit dessen Beginn Ende 
2006, hat die diplomatischen Bemühungen für ein 
globales Einsatzverbot entscheidend mitgeprägt. 
Bereits im März 2006 hat die Bundesregierung mit 
einer „8-Punkte-Position“ erste konkrete Maßnahmen 
zu einem einseitigen Verzicht Deutschlands auf Streu- 
munition (darunter Verzicht auf Neubeschaffung und 
Vernichtung von Modellen mit Blindgängerraten über 
einem Prozent) beschlossen, die wichtige Impulse für 
die internationalen Verhandlungen gegeben haben. 
Der Deutsche Bundestag hat diese Position sowohl 
durch Entschließung vom 28. September 2006 
„Gefährliche Streumunition verbieten - Das humanitäre 
Völkerrecht weiterentwickeln“ (Bundestagsdruck- 
sache 16/1995) als auch durch Entschließung vom 
4. Dezember 2008 „Konvention zum Verbot jeglicher 
Streumunition zügig ratifizieren und in internationales 
Völkerrecht überführen“ (Bundestagsdrucksache 
16/11216) gefördert. 

3. In der Folge hatte die Bundesregierung am 20. April 
2007 in Montreux bei einem Expertentreffen auf Ein- 
ladung des „Internationalen Komitees vom Roten 
Kreuz“ einen Protokollentwurf zu einem Verbot von 
Streumunition vorgestellt, der mittelfristig zur welt- 
weiten Abschaffung von Streumunition führen sollte. 
Kernziel war es, den Schutz der Zivilbevölkerung 
vor Streumunition nachhaltig zu erhöhen, ohne not- 
wendige militärische Fähigkeiten zu vernachlässigen. 

4. Die Bundesregierung hat schließlich im Juni 2007 den 
Entwurf für ein Protokoll zu einem Verbot von Streu- 
munition im Rahmen des VN-Waffenübereinkommens 
als Konferenzdokument eingebracht (Doc. 
CCW/GGE/2007/WP.1). Der Entwurf beinhaltete - als 
Kompromissvorschlag zwischen humanitären Erfor- 


dernissen und militärischen Notwendigkeiten - einen 
Dreistufenansatz zur Abschaffung von Streumunition: 

1. Sofortiges Verbot von Streumunition mit hoher 
Blindgängerrate (über 1 %). 

2. Mittelfristig Verzicht auf alle Arten von Streumuni- 
tion. 

3. Paralleloption: Ersatz der Streumunition durch 
„alternative Munition“, die nur noch minimale und 
zielgenauere explosive Submunitionen enthält und 
daher die Gefahren für die Zivilbevölkerung mini- 
miert, während sie zugleich die militärisch notwen- 
dige Bekämpfung von Punktzielen in der Fläche 
erlaubt. 

Zugleich hatte dieser Ansatz Regelungen zur Produk- 
tion, zum Export verbotener Streumunition und zu 
deren Vernichtung beinhaltet. 

Mit dieser Initiative sollte dem Rüstungskontroll- 
prozess zu Streumunition im Rahmen der Vereinten 
Nationen (VN) neue Dynamik verliehen werden. In die- 
sem Prozess sind auch die Staaten mit den größten 
Streumunitionsbeständen (USA, Russland, China 
u. a.) vertreten. 

Ein sofortiges übergangsloses Verbot unter Ausblen- 
dung militärischer Notwendigkeiten wurde seinerzeit 
von nur wenigen Staaten mit geringen Beständen 
getragen und hatte im globalen Rahmen keine Aus- 
sicht auf Annahme, insbesondere nicht bei den Staa- 
ten mit großen Beständen. Selbst der von der Bun- 
desregierung vorgestellte Dreistufenansatz wurde von 
den Staaten mit großen Beständen, die eigentlich 
keinen völkerrechtlichen Handlungsbedarf sehen, als 
zu ehrgeizig und kostenträchtig angesehen. Die Staa- 
ten, die selber über keine nennenswerten Bestände 
von Streumunition verfügten und viel weiter gehende 
Regelungen forderten, lehnten den Entwurf ebenfalls 
ab, weil er ihnen in den Verbotsansätzen nicht weit 
genug ging. 

5. Da sich die weiteren auf Konsens zielenden Verhand- 
lungen zu Streumunition im VN-Rahmen unter diesen 
Bedingungen als äußerst schwierig erwiesen, kündig- 
te Norwegen im November 2006 auf der Staatenkon- 
ferenz des VN-Waffenübereinkommens eine Initiative 
außerhalb der Vereinten Nationen an und initiierte im 
Februar 2007 einen internationalen Prozess zu Streu- 
munition, der am 30. Mai 2008 in Dublin (1 07 Teilneh- 
merstaaten, 21 Beobachterstaaten, Internationales 
Komitee vom Roten Kreuz, UNDP, 200 Vertreter nicht- 
staatlicher Organisationen) mit der Konsensannahme 
eines Übereinkommenstextes zum sofortigen und 
umfassenden Verbot von Streumunition abschloss. 

Von Beginn an hat die Bundesregierung prägend die 
Verhandlungen mitgestaltet und insbesondere zu den 
Kernfragen Definitionen, Regelungsumfang, Interope- 
rabilität und Opferfürsorge auf sachgerechte, dem 
humanitären Grundanliegen des Übereinkommens 
entsprechende Lösungen hingewirkt. In der Schluss- 
phase der Verhandlungen setzte sich die Bundesre- 
gierung erfolgreich dafür ein, den am 28. Mai 2008 
vorgelegten Übereinkommensentwurf des Präsiden- 
ten als „Paketlösung“ zu betrachten und auf weitere 
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Detailverhandlungen zu den Einzelbestimmungen des 
Entwurfes zu verzichten. Ziel der Annahme im Kon- 
sens war die Erhöhung der Glaubwürdigkeit des 
neuen Instruments im Hinblick auf seine rasche 
Umsetzung und Universalisierung. Bei der formalen 
Annahme im Plenum am 30. Mai 2008 sicherte die 
Bundesregierung die Zeichnung des Übereinkom- 
mens durch Deutschland zu und stellte eine rasche 
Ratifizierung in Aussicht. 

Die großen Besitzer- und Anwenderstaaten, wie USA, 
Russland, China, Indien und Pakistan, haben in 
Dublin, wie elf Jahre zuvor beim Verhandlungsprozess 
des „Ottawa-Übereinkommens“ über die weltweite 
Ächtung von Antipersonenminen, nicht teilgenom- 
men. Ihr späterer Beitritt zum Oslo-Übereinkommen 
über Streumunition bleibt aber Ziel der angestrebten 
universalen Gültigkeit des Übereinkommens. 

6. Der Bundesminister des Auswärtigen Dr. Steinmeier 
hat gemeinsam mit dem Bundesminister der Verteidi- 
gung Dr. Jung am 29. Mai 2008 erklärt: „Der Entwurf 
eines Übereinkommens zum sofortigen und umfas- 
senden Verbot von Streumunition, der morgen in 
Dublin formell angenommen werden wird, ist ein 
wichtiger Meilenstein zur Weiterentwicklung des 
humanitären Völkerrechts. Wir sehen uns damit in 
unserem nachhaltigen Engagement zur Ächtung die- 
ser Waffenkategorie, die in der Vergangenheit unsag- 
bares Leid unter der Zivilbevölkerung verursacht hat, 
bestätigt. Deutschland hat in den Bemühungen um 
ein wirksames Streumunitionsverbot eine Vorreiter- 
rolle gespielt. Bereits 2001 hat Deutschland damit 
begonnen, seine Streumunition zu vernichten. Wir 
haben von der ersten Stunde an die diplomatischen 
Bemühungen für ein Streumunitionsverbot entschei- 
dend mitgeprägt. Der jetzt vorliegende Übereinkom- 
mensentwurf trägt in wesentlichen Bereichen unsere 
Handschrift. Wir werden die Konvention Anfang 
Dezember in Oslo unterzeichnen und schnellstmög- 
lich ratifizieren. Im Vorgriff hierauf haben wir heute 
entschieden, dass Deutschland bereits jetzt, mit 
sofortiger Wirkung, einseitig auf alle Streumunitions- 
typen verzichtet und die noch vorhandenen Bestände 
schnellstmöglich vernichtet. Mit diesem Schritt set- 
zen wir ein unübersehbares Zeichen: Wir wollen, dass 
andere Staaten, die bisher noch zögerlich sind, unse- 
rem Beispiel folgen und sich dem Streumunitionsver- 
bot unverzüglich anschließen.“ 

7. Das Übereinkommen über Streumunition wurde am 
3. Dezember 2008 in Oslo von 94 Staaten unterzeich- 
net. Unter den Zeichnerstaaten sind alle vom Streu- 
munitionsproblem betroffenen Regionen der Welt ver- 
treten. Gleichzeitig haben vier Staaten bereits ihre 
Ratifikationsurkunden hinterlegt. Einige Staaten 
haben bei der Zeichnung erklärt, dass sie bereits jetzt 
das Übereinkommen oder Teile davon für sich als ver- 
bindlich erachten und anwenden. 

Nicht nur Einsatz, sondern auch Entwicklung, Herstel- 
lung, Lagerung sowie Import und Export von Streu- 
munition aller Typen werden in dem neuen Überein- 
kommen („Oslo-Übereinkommen“) untersagt. Das 
Verbot umfasst sämtliche bislang zum Einsatz 
gekommenen Streumunitionstypen, nicht jedoch 
alternative Punktzielmunition, da es sich hierbei nicht 
um indiskriminierende Flächenzielmunition handelt. 


Ausnahmen und Übergangsregeln sind nicht vorgese- 
hen. Die Hilfe für die Opfer früherer Einsätze und die 
Unterstützung betroffener Staaten werden gestärkt. 

Die vorhandenen Bestände von Streumunition sind 
innerhalb von acht Jahren nach Inkrafttreten des 
Übereinkommens für den betreffenden Staat zu ver- 
nichten. Diese Frist kann unter besonderen Umstän- 
den zweimal um bis zu vier Jahre verlängert werden. 

8. Viele Regelungen des Übereinkommens über Streu- 
munition sind (teil-)identisch mit entsprechenden 
Bestimmungen des Übereinkommens vom 18. Sep- 
tember 1997 über das Verbot des Einsatzes, der 
Lagerung, der Herstellung und der Weitergabe von 
Antipersonenminen und über deren Vernichtung 
(„Ottawa-Übereinkommen“, BGBl. 1998 II S. 778) 
bzw. bauen hierauf auf. Dennoch musste in Dublin 
eine Reihe komplexer Fragen gelöst werden, die sich, 
anders als bei den Antipersonenminen, hier in 
wesentlich kontroverserer Form stellten: Interoperabi- 
lität (militärisches Zusammenwirken mit Nichtver- 
tragsparteien), Definition (Frage alternativer Punktziel- 
munition), die Frage einer übereinkommenskonfor- 
men Zurückbehaltung oder eines Erwerbs einer 
beschränkten Anzahl von Streumunition und explosi- 
ven Submunitionen für die Entwicklung von Verfahren 
zur Suche, Räumung und Vernichtung von Streumuni- 
tion und explosiven Submunitionen und die Ausbil- 
dung in diesen Verfahren oder für die Entwicklung von 
Maßnahmen gegen Streumunition. 

9. Anders als seinerzeit beim „Ottawa-Übereinkommen“ 
wurde im „Oslo-Übereinkommen“ nun mit Artikel 21 
ein eigener Artikel zur Regelung der Fragen der Inter- 
operabilität mit Nichtvertragsparteien aufgenommen. 
Auf der Zeichnungskonferenz in Oslo am 3. Dezember 
2008 gab es zu Artikel 21 lediglich eine Erklärung des 
Heiligen Stuhls, in der er die Hoffnung zum Ausdruck 
brachte, dass sich Vertragsparteien bei gemeinsamen 
Operationen mit Nichtvertragsparteien nicht von den 
Verpflichtungen des Übereinkommens entfernen und 
auf jene einwirken, die Bestimmungen des Überein- 
kommens zu respektieren, auch wenn diese Bemü- 
hungen nicht von Erfolg gekrönt sein sollten. 

II. Besonderes 
Präambel 

In der Präambel des Übereinkommens über Streumuni- 
tion bringen die Vertragsparteien ihre Entschlossenheit 
zum Ausdruck, auf wirksame, aufeinander abgestimmte 
Weise tatsächlich zur Bewältigung der Herausforderung 
beizutragen, die auf der ganzen Welt befindlichen Streu- 
munitionsrückstände zu räumen und deren Vernichtung 
sicherzustellen, um damit weltweit dem durch Streumu- 
nition verursachten Leid ein Ende zu bereiten. 

Gleichzeitig wird der feste Wille zum Ausdruck gebracht, 
die volle Verwirklichung der Rechte aller Streumunitions- 
opfer in Anerkennung der ihnen innewohnenden Würde 
sicherzustellen. Dies geschieht unter ausdrücklicher 
Bezugnahme auf das Übereinkommen der Vereinten 
Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinde- 
rungen (BGBl. 2008 II S. 1419), in dem sich die Vertrags- 
parteien dazu verpflichten, die volle Verwirklichung aller 
Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle Menschen 
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mit Behinderungen ohne jede Diskriminierung aufgrund 
von Behinderung zu gewährleisten und zu fördern. 

Der vorletzte Absatz der Präambel formuliert das Ziel der 
Universalität des Übereinkommens. 

Im letzten Absatz werden die Grundsätze des Humani- 
tären Völkerrechts in Erinnerung gerufen, von denen sich 
die Vertragsparteien in ihrem Bemühen um das Verbot 
von Streumunition leiten lassen: die Beschränkung der 
Methoden und Mittel der Kriegsführung, das Gebot, 
jederzeit zwischen der Zivilbevölkerung und Kombattan- 
ten sowie zwischen zivilen Objekten und militärischen 
Zielen zu unterscheiden und stets darauf zu achten, dass 
die Zivilbevölkerung und zivile Objekte verschont blei- 
ben. 

Artikel 1 

Allgemeine Verpflichtungen und Anwendungsbereich 

Dem Übereinkommen liegt das Konzept eines umfassen- 
den Verbots von Streumunition zu Grunde. Den Vertrags- 
parteien sind der Einsatz, die Entwicklung, die Herstel- 
lung, der Erwerb, die Lagerung, das Zurückbehaiten und 
die Weitergabe von Streumunition sowie begleitende 
oder unterstützende Handlungen verboten; letztere aller- 
dings mit den Ausnahmen gemäß Artikel 21 (Interopera- 
bilität). 

Die sachlichen und zeitlichen Ausnahmen des Artikels 3 
stehen dazu nicht im Widerspruch. Die durch Artikel 3 
Absatz 2 erlaubte zeitlich befristete Lagerung von Streu- 
munition nimmt allein Rücksicht auf die begrenzten welt- 
weiten industriellen Ressourcen zur Zerstörung von 
Streumunition, die, wie vom Übereinkommen gefordert, 
den geltenden internationalen Normen zum Schutz der 
Gesundheit und der Umwelt entsprechen. Im Übrigen ist 
die gemäß Artikel 3 Absatz 6 weiterhin gestattete Ver- 
wendung von Streumunition für die Entwicklung von Ver- 
fahren zur Suche, Räumung und Vernichtung von Streu- 
munition und explosiven Submunitionen, für die Ausbil- 
dung in diesen Verfahren oder für die Entwicklung von 
Maßnahmen gegen Streumunition nicht als Einsatz zu 
werten. Die nach Artikel 3 Absatz 7 erlaubte Weitergabe 
von Streumunition an eine andere Vertragspartei zum 
Zweck der Vernichtung sowie für die in Artikel 3 Absatz 6 
genannten Zwecke hat allein den Zweck, die 
Streumunitionszerstörung zu ermöglichen bzw. zu 
erleichtern. 

Das Verbot der Lagerung und Zurückbehaltung von 
Streumunition wird konkretisiert durch Artikel 3 Absatz 2 
und Absatz 1 , wonach jeder Vertragsstaat verpflichtet ist, 
so bald wie möglich, spätestens jedoch acht Jahre nach 
Inkrafttreten dieses Übereinkommens sämtliche Streu- 
munition unter seiner Hoheitsgewalt und Kontrolle zu 
vernichten. Artikel 3 knüpft die Verpflichtung zur Vernich- 
tung von Streumunitionsbeständen auf dem Territorium 
einer Vertragspartei somit ausdrücklich an die Ausübung 
von Hoheitsgewalt und Kontrolle („jurisdiction and con- 
trol“) über diese Waffen. 

Das Herstellungsverbot bezieht sich auf das Endprodukt 
Streumunition einschließlich seiner explosiven Submuni- 
tion. Vor- und Zwischenprodukte zur Herstellung von 
Streumunition sind damit nicht erfasst. Ein Verbot der 
Herstellung aller Bauteile von Streumunition hätte zur 
Folge gehabt, dass dadurch auch die Herstellung ande- 
rer militärischer Wirkmittel (z. B. pyrotechnische Darstel- 


lungsmittel) unmöglich gemacht würde. Diese anderen 
Wirkmittel sind in Artikel 2 ausdrücklich aus der Definition 
von Streumunition und damit aus dem Wirkungsbereich 
des Übereinkommens ausgenommen, da es sich hierbei 
nicht um Flächenzielmunition handelt. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Artikel 2 enthält die Definitionen für die wichtigsten 
Begriffe des Übereinkommens. 

Aus humanitären Erwägungen ist in Nummer 1 zuerst der 
Begriff der Streumunitionsopfer definiert. Während so- 
wohl das „Ottawa-Übereinkommen“ über das Verbot von 
Antipersonenminen als auch das Protokoll vom 28. No- 
vember 2003 über explosive Kampfmittelrückstände zum 
VN-Waffenübereinkommen (Protokoll V, BGBl. 2005 II 
S. 122) Regelungen für die Hilfe von Opfern beinhalten, 
wurde dort der Begriff Opfer nicht definiert. Landläufig 
wurde daher bislang unter Opfer die Person verstanden, 
die direkt durch Minen oder explosive Kampfmittelrück- 
stände zu Tode oder zu Schaden gekommen ist. Dieses 
Übereinkommen hat den Begriff des Opfers dahingehend 
erweitert, dass neben den Personen, die durch den Ein- 
satz von Streumunition getötet worden sind oder körper- 
liche oder psychische Verletzungen, wirtschaftlichen 
Schaden, gesellschaftliche Ausgrenzung oder eine 
erhebliche Beeinträchtigung der Verwirklichung ihrer 
Rechte erlitten haben, nun auch ihre betroffenen Familien 
und Gemeinschaften mit erfasst sind. 

In der Definition von Streumunition in Nummer 2 ist klar 
zum Ausdruck gebracht, dass es sich um konventionelle 
Munition (Behälter mit zehn und mehr explosiven Sub- 
munitionen) handelt, die dazu bestimmt ist, explosive 
Submunitionen mit jeweils weniger als 20 Kilogramm 
Gewicht zu verstreuen oder freizugeben, und ihre explo- 
siven Submunitionen mit einschließt. Gleichzeitig findet 
in Nummer 2 Buchstabe a bis c eine genaue Abgrenzung 
zu den Munitionsarten statt, die nicht als Streumunition 
im Sinne dieses Übereinkommens verstanden werden. 
Dabei handelt es sich um Munition mit Submunition, die 
dazu bestimmt ist, Täuschkörper, Rauch, pyrotechnische 
Mittel oder Düppel freizusetzen beziehungsweise auszu- 
stoßen, oder Munition, die ausschließlich für Flug- 
abwehrzwecke bestimmt ist, und Munition oder Sub- 
munition, die dazu bestimmt ist, elektrische oder elektro- 
nische Wirkungen zu erzeugen, sowie solche Munition 
oder explosive Submunition, die den Charakteristika von 
Streumunition nicht entspricht, sondern aufgrund ihrer 
Beschaffenheit als Punktzielmunition unterschiedslose 
Flächenwirkungen vermeidet und die u. a. über eine elek- 
trische Selbstdeaktivierungseigenschaft verfügt und 
somit eine Gefährdung für Personen nach Beendigung 
eines Konfliktes ausschließt. 

Die eindeutige Verbotsdefinition von Streumunition stellt 
humanitäre Aspekte in den Vordergrund und verbietet 
daher alle bekannten Streumunitionstypen. Begrüßt 
wird auch, dass es hiervon keine Ausnahmen gibt, son- 
dern im Übereinkommen darüber hinaus sogar 
anspruchsvolle Vorgaben für Punktzielmunition vorgese- 
hen sind, damit unnötiges Leiden und unterschiedsloses 
Wirken auch bei alternativer Munition ausgeschlossen 
werden. Diese Vorgaben stellen sicher, dass hier kein 
Freibrief für neue, humanitär bedenkliche Munitionsent- 
wicklungen ausgestellt wird. Zahlreiche Staaten hatten 
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sich mehrfach für geringere technische Ansprüche aus- 
gesprochen, denen die Bundesregierung erfolgreich 
widersprechen konnte. 

Die Bundesregierung bedauert, dass das Übereinkom- 
men Faktoren der Funktionszuveriässigkeit und Treff- 
genauigkeit unberücksichtigt lässt. Deutschland hatte 
gemeinsam mit dem Internationalen Komitee vom Roten 
Kreuz stets empfohlen, den Schutz der Zivilbevölkerung, 
u. a. durch eine minimale Blindgängerrate, zu unter- 
mauern. 

Artikel 3 

Lagerung und Vernichtung von Lagerbeständen 

Dem Artikel 3 liegt das Konzept zu Grunde, dass mög- 
lichst alle im Vertragsstaat gelagerte Streumunition zu 
zerstören ist, es sei denn, sie fällt unter die in Absatz 6 
und 7 zugelassenen Ausnahmen. Demzufolge sind Ver- 
tragsparteien verpflichtet, sämtliche Streumunition unter 
ihrer Floheitsgewalt und Kontrolle von Munition, die für 
einen operativen Einsatz zurückbehalten wird, zu trennen 
und sie zum Zweck der Vernichtung zu markieren sowie 
sie dann so bald wie möglich, spätestens jedoch acht 
Jahre, nachdem dieses Übereinkommen für die Vertrags- 
partei in Kraft getreten ist, zu vernichten oder ihre Ver- 
nichtung sicherzustellen. Dazu zählen alle Lagerbestän- 
de, die der Floheitsgewalt und Kontrolle der Vertragspar- 
tei unterstehen. Dies sind u. a. die Bestände der eigenen 
Streitkräfte sowie auch die Bestände der Industrie. Die 
auf dem Staatsgebiet eines Vertragsstaates gelagerten 
Bestände fremder Streitkräfte fallen nicht unter die 
Bestimmung des Artikels 3, wenn sie nicht seiner 
Floheitsgewalt und Kontrolle unterliegen. Glaubt eine 
Vertragspartei, nicht in der Lage zu sein, binnen acht 
Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Übereinkommens 
für die betreffende Vertragspartei sämtliche in Absatz 1 
bezeichnete Streumunition zu vernichten oder ihre Ver- 
nichtung sicherzustellen, so kann sie das Treffen der Ver- 
tragsparteien oder eine Überprüfungskonferenz um eine 
Verlängerung der Frist für den Abschluss der Vernichtung 
dieser Streumunition um bis zu vier Jahre ersuchen. Eine 
Vertragspartei kann unter außergewöhnlichen Umstän- 
den um zusätzliche Fristverlängerungen um bis zu vier 
Jahre ersuchen. 

Unbeschadet der Bestimmungen ist die Zurückbehal- 
tung oder der Erwerb einer beschränkten Anzahl von 
Streumunition und explosiven Submunitionen für die Ent- 
wicklung von Verfahren zur Suche, Räumung und Ver- 
nichtung von Streumunition und explosiven Submunitio- 
nen und die Ausbildung in diesen Verfahren oder für die 
Entwicklung von Maßnahmen gegen Streumunition zu- 
lässig. Die Menge der zurückbehaltenen oder erworbe- 
nen explosiven Submunitionen darf die für diese Zwecke 
unbedingt erforderliche Mindestzahl nicht überschreiten. 
Eine konkrete Mengenbegrenzung wird aber nicht vorge- 
geben. 

Artikel 4 

Räumung und Vernichtung von Streumunitionsrück- 
ständen und Aufklärung zur Gefahrenminderung 

Die Pflicht zur Räumung und Vernichtung umfasst alle 
Streumunition, die sich im Vertragsstaat in kontaminier- 
ten Gebieten befindet, unabhängig davon, wer sie dort- 
hin verbracht hat. Erfasst ist damit alle Streumunition, die 


von der Vertragspartei selbst, von einem Vorgängerstaat 
oder von einem dritten Staat in das Gebiet des jetzigen 
Vertragsstaates verbracht wurde. 

Die Räumung und Vernichtung muss so bald wie mög- 
lich, spätestens jedoch zehn Jahre nach dem Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Übereinkommens für den 
betreffenden Vertragsstaat abgeschlossen sein. 

Eine Vertragspartei, die nicht in der Lage ist, binnen zehn 
Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Übereinkommens 
für die betreffende Vertragspartei alle in Absatz 1 
bezeichneten Streumunitionsrückstände zu räumen und 
zu vernichten oder ihre Räumung und Vernichtung 
sicherzustellen, kann das Treffen der Vertragsparteien 
oder eine Überprüfungskonferenz um eine Verlängerung 
der Frist für den Abschluss der Räumung und Vernich- 
tung dieser Streumunitionsrückstände um bis zu fünf 
Jahre ersuchen. Die Fristverlängerung, um die ersucht 
wird, darf die Anzahl der Jahre, die die betreffende Ver- 
tragspartei zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen nach 
Absatz 1 unbedingt benötigt, nicht überschreiten. Das 
Ersuchen muss die in Absatz 6 aufgeführten Angaben 
enthalten. Damit wird deutlich, dass es keine automati- 
sche Fristverlängerung geben soll. 

Im Vergleich zum „Ottawa-Übereinkommen“ wurde in 
Absatz 4 auf Vorschlag der Zivilgesellschaft der Gedanke 
der Verursacherverantwortlichkeit aufgenommen. Dieser 
Absatz gilt in Fällen, in denen Streumunition von einer 
Vertragspartei vor dem Inkrafttreten dieses Übereinkom- 
mens für die betreffende Vertragspartei eingesetzt oder 
aufgegeben worden ist und daraus Streumunitionsrück- 
stände geworden sind, die sich im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Übereinkommens für eine andere Ver- 
tragspartei in Gebieten unter der Floheitsgewalt oder 
Kontrolle dieses anderen Staates befinden. Den Verur- 
sacherstaaten entgegenkommend, wurde die Verant- 
wortlichkeit dann aber dahingehend abgemildert, dass 
die erstgenannte Vertragspartei nachdrücklich nur dazu 
ermutigt, nicht aber verpflichtet wird, in solchen Fällen 
beim Inkrafttreten dieses Übereinkommens für beide Ver- 
tragsparteien der betroffenen Vertragspartei bilateral 
oder über einen gemeinsam vereinbarten Dritten, unter 
anderem über das System der Vereinten Nationen oder 
andere einschlägige Organisationen, Hilfe, unter ande- 
rem technischer, finanzieller, materieller oder personeller 
Art, zu leisten, um die Kennzeichnung, Räumung und 
Vernichtung dieser Streumunitionsrückstände zu erleich- 
tern. 


Artikel 5 
Flilfe für Opfer 

Dem humanitären Ansatz des Übereinkommens folgend, 
verpflichtet Artikel 5 die Vertragsparteien ausdrücklich 
zur Hilfe für Opfer und listet hierfür eine Reihe von Bedin- 
gungen und Maßnahmen auf. Wichtig ist hierbei die 
Pflicht zu der Aufstellung eines innerstaatlichen Planes 
und eines innerstaatlichen Haushalts, einschließlich 
eines Zeitrahmens für die Durchführung dieser Tätigkei- 
ten, im Hinblick auf deren Einbeziehung in die bestehen- 
den innerstaatlichen Strukturen und Mechanismen für 
Behinderungs-, Entwicklungs- und Menschenrechts- 
fragen, wobei die spezifische Rolle und der spezifische 
Beitrag der einschlägigen Akteure zu beachten sind. 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 39 - 


Drucksache 16/12226 


Gemeint sind damit insbesondere die engagierten nicht- 
staatlichen Organisationen als Vertreter der Zivilgesell- 
schaft. 

Als Prinzip liegt dem Artikel 5 das Verbot jeder Diskrimi- 
nierung von Streumunitionsopfern oder unter ihnen oder 
zwischen Streumunitionsopfern und Personen, die Ver- 
letzungen oder Behinderungen als Folge anderer Ursa- 
chen erlitten haben, zu Grunde. Unterschiede in der 
Behandlung sollen allein auf medizinischen, rehabilita- 
tiven, psychologischen oder sozioökonomischen Erfor- 
dernissen beruhen. 

Artikel 6 

Internationale Zusammenarbeit und Hilfe 

Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass manche Staaten 
über Millionen von Streumunitionen bzw. deren explosi- 
ven Submunitionen in ihren Lagerbeständen verfügen 
oder weite Teile ihrer Gebiete durch große Mengen von 
Streumunitionsrückständen kontaminiert sind, diese 
Staaten aber weder über die technischen noch finanziel- 
len Mittel verfügen, sie entsprechend den Bestimmungen 
des Übereinkommens (Artikel 3 und 4) fristgerecht zu 
vernichten bzw. zu räumen, wird mit Artikel 6, wie schon 
beim „Ottawa-Übereinkommen über Antipersonenminen“, 
ein Rahmen für zwischenstaatliche und internationale 
Kooperation und Hilfeleistung bei der Räumung und Ver- 
nichtung von Streumunition geschaffen. Jede Vertrags- 
partei hat nach Absatz 1 bei der Erfüllung ihrer Verpflich- 
tungen aus diesem Übereinkommen das Recht, Hilfe zu 
erbitten und zu erhalten. 

Dieser Bestimmung wurde in Absatz 10 die von Geber- 
ländern, darunter die Bundesrepublik Deutschland, ver- 
tretene Forderung an die Empfängerstaaten zur Seite 
gestellt, alle geeigneten Maßnahmen zu treffen, um die 
rechtzeitige und wirksame Durchführung dieses Überein- 
kommens, einschließlich der Erleichterung der Ein- und 
Ausreise von Personal und der Ein- und Ausfuhr von 
Material und Ausrüstung, in einer den innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften entsprechenden Weise zu erleichtern 
und dabei internationale bewährte Praktiken zu berück- 
sichtigen. 

Absatz 1 1 berechtigt die Vertragsparteien, sich mit Ersu- 
chen an die Vereinten Nationen - aber auch an andere 
Gremien - zu wenden und um Unterstützung bei der Auf- 
stellung eines innerstaatlichen Aktionsplans zu bitten. 

Artikel 7 

Maßnahmen zur Schaffung von Transparenz 

Dieser Artikel etabliert eine Reihe von Maßnahmen der 
Transparenz als Voraussetzung der Vertrauensbildung 
unter den Vertragsparteien. Er verpflichtet sie, spätes- 
tens sechs Monate, nachdem das Übereinkommen für 
sie in Kraft getreten ist, dem VN-Generalsekretär einen 
umfassenden Bericht vorzulegen. Absatz 1 enthält eine 
Liste der Angaben, zu denen jede Vertragspartei ver- 
pflichtet ist. 

Artikel 8 

Maßnahmen zur Erleichterung und Klarstellung der 
Einhaltung des Übereinkommens 

Wie schon beim „Ottawa-Übereinkommen“ spielte auch 


hier die Frage der Verifikation eine wichtige Rolle. So 
wurde entsprechend dem Muster des „Ottawa-Überein- 
kommens“ die Regelung aufgenommen, dass jede Ver- 
tragspartei an andere Vertragsparteien ein zu begründen- 
des Ersuchen um Klarstellung über einen mutmaßlichen 
Vertragsverstoß richten kann. Bleibt es im Verlauf eines 
Monats unbeantwortet oder ist die Antwort darauf unbe- 
friedigend, kann die Angelegenheit über den VN-Gene- 
ralsekretär der nächsten Sitzung der Vertragsparteien 
vorgelegt werden. Die Sitzung befindet über die weitere 
Behandlung der Angelegenheit. 

Artikel 9 

Innerstaatliche Durchführungsmaßnahmen 

Artikel 9 befasst sich mit den nationalen Durchführungs- 
maßnahmen. Artikel 1 begründet unmittelbare Rechts- 
pflichten nur für die Vertragsparteien selbst. Sie sind 
nach Artikel 9 gehalten, die Durchsetzung der ihnen 
obliegenden Verpflichtungen für alle Personen sowie das 
gesamte Gebiet unter ihrer Hoheitsgewalt oder Kontrolle 
sicherzustellen. Sie ergreifen zu diesem Zweck alle 
geeigneten gesetzlichen, verwaltungsmäßigen und sons- 
tigen Maßnahmen. Für die Bundesrepublik Deutschland 
ist zur innerstaatlichen Umsetzung des Einsatzverbotes 
des Artikels 1 Absatz 1 Buchstabe a des Übereinkom- 
mens eine Ergänzung der bereits zu Antipersonenminen 
enthaltenen Verbots- und Strafvorschriften im Gesetz 
über die Kontrolle von Kriegswaffen (KrWaffKontrG) vor- 
gesehen. Die Bundeswehr setzt das Übereinkommen 
durch Befehle, Weisungen und Dienstvorschriften um. 

Artikel 10 

Beilegung von Streitigkeiten 

Artikel 10 ist den Mechanismen zur Beilegung von Strei- 
tigkeiten zwischen Vertragsparteien im Zusammenhang 
mit der Auslegung des Übereinkommens gewidmet. Er 
gilt unbeschadet der Maßnahmen zur Erleichterung und 
Klarstellung des Vertrags nach Artikel 8. Vorgesehen ist 
zunächst eine allgemein gehaltene Kooperations- und 
Konsultationspflicht für Vertragsparteien im Streitfälle 
einschließlich der Inanspruchnahme des Treffens der 
Vertragsparteien und der Verweisung an den Internatio- 
nalen Gerichtshof im Einklang mit dem Statut des 
Gerichtshofs. Die Kompetenz des Treffens der Vertrags- 
parteien als vermittelnder Instanz ist mit der Formel 
„durch alle von ihm für zweckmäßig erachteten Mittel zur 
Beilegung der Streitigkeiten beitragen zu können“ groß- 
zügig Umrissen. Dazu gehört z. B. die Möglichkeit, durch 
die Empfehlung von Fristen Einfluss auf den Ablauf der 
von den Streitparteien gewählten Streitbeilegungsverfah- 
ren auszuüben (Absatz 2). Mit diesen konkreten Bestim- 
mungen geht das Übereinkommen konform mit den 
Bestimmungen des „Ottawa-Übereinkommens“ und 
ergänzt es durch den Zusatz der Verweisung an den 
Internationalen Gerichtshof. 

Artikel 11 

Treffen der Vertragsparteien 

Zur Überprüfung aller Angelegenheiten in Bezug auf die 
Anwendung des Übereinkommens tritt regelmäßig ein 
Treffen der Vertragsparteien zusammen. Es wird vom VN- 
Generalsekretär einberufen und findet erstmals im Jahr 
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nach Inkrafttreten des Übereinkommens und danach 
jeweils einmal jährlich bis zur ersten Überprüfungskonfe- 
renz (siehe Artikel 12) statt. 

Zusätzlich zu den regulären Treffen der Vertragsparteien 
kann der VN-Generalsekretär auf Ersuchen einer Ver- 
tragspartei und unter den in Artikel 8 genannten Voraus- 
setzungen Sondertreffen der Vertragsparteien zur Klä- 
rung von Angelegenheiten im Zusammenhang mit der 
Einhaltung des Übereinkommens einberufen. 

Artikel 12 

Überprüfungskonferenzen 

Unabhängig von den jährlichen Treffen der Vertragspar- 
teien findet fünf Jahre nach Inkrafttreten des Überein- 
kommens eine erste Überprüfungskonferenz - einberu- 
fen durch den VN-Generalsekretär - statt. Sie behandelt 
Fragen der Wirkungsweise des Übereinkommens eben- 
so wie dessen Status und die Notwendigkeit der Einbe- 
rufung weiterer Jahrestreffen nach Artikel 1 1 . Die Über- 
prüfungskonferenz beschließt mit der Mehrheit der an- 
wesenden und abstimmenden Vertragsparteien über 
Anträge von Vertragsparteien auf Fristverlängerung für 
die Vernichtung von Streumunition gemäß Artikel 5 
Absatz 3. Darüber hinaus kann die Überprüfungskonfe- 
renz - sollte dies nötig sein - im Abschlussbericht 
Schlussfolgerungen über die Durchführung des Überein- 
kommens annehmen. Die Artikel 11 und 12 bieten 
- ebenso wie der folgende Artikel 13 - sinnvolle Instru- 
mente für die Anpassung und Weiterentwicklung des 
Übereinkommens an künftige Entwicklungen. 

Artikel 13 
Änderungen 

Dieser Artikel legt das Verfahren für Änderungen des 
Übereinkommens fest. Änderungen zum Übereinkom- 
men können von jeder Vertragspartei vorgeschlagen wer- 
den. Befürwortet die einfache Mehrheit der Vertragspar- 
teien binnen Monatsfrist eine weitere Prüfung des Vor- 
schlags, so beruft der VN-Generalsekretär eine Ände- 
rungskonferenz ein. Diese beschließt mit Zweidrittel- 
mehrheit der anwesenden und abstimmenden Vertrags- 
parteien über Änderungen zum Übereinkommen. Die so 
beschlossenen Änderungen treten für jene Vertragspar- 
teien, die sie angenommen haben, in Kraft, wenn die 
Mehrheit der Vertragsparteien sie durch Hinterlegen der 
Annahmeurkunde akzeptiert hat. 

Artikel 1 3 bietet neben der Möglichkeit zur Schaffung von 
Regelungsklarheit zugleich die Voraussetzung zur Auf- 
nahme neuer Vertragsparteien für den Fall, dass spezi- 
fische Anliegen eines Staates einem sofortigen Beitritt 
zum Übereinkommen entgegenstehen. Hier eröffnet Arti- 
kel 13 die Option, diesen Anliegen durch Modifikation 
des Vertrags Rechnung zu tragen. Die Konferenz von 
Dublin hat deutlich gezeigt, dass die Kernbestimmungen 
des Artikels 1 dabei nicht zur Disposition stehen. Einer 
Aufweichung oder Aushöhlung des Übereinkommens 
leistet Artikel 13 daher keinen Vorschub. 

Artikel 14 

Kosten und Verwaltungsaufgaben 

Die Kosten aller Treffen der Vertragsparteien sowie für die 
Überprüfungskonferenzen oder Änderungskonferenzen 


werden grundsätzlich von allen an diesen Treffen teilneh- 
menden Staaten nach dem angepassten Beitragsschlüs- 
sel der Vereinten Nationen getragen. Dazu zählen auch 
Nichtvertragsparteien, die gegebenenfalls als Beobach- 
ter an diesen Treffen teilnehmen. Die beim VN-General- 
sekretär nach den Artikeln 7 und 8 entstandenen Kosten 
werden von den Vertragsparteien nach demselben Bei- 
tragsschlüssel getragen. Dies entspricht international 
üblichen Standards. Insgesamt ist mit dem Übereinkom- 
men - wie von der Bundesregierung angestrebt - ein 
finanziell schlankes Vertragsmodell entstanden, das den 
Beitritt weiterer Staaten nicht durch ungebührlich hohe 
Kosten erschwert. 

Artikel 15 
Unterzeichnung 

Dieser Artikel legt fest, dass das Übereinkommen vor sei- 
nem Inkrafttreten für alle Staaten zur Unterzeichnung 
aufliegt. Das Übereinkommen wurde zunächst im Rah- 
men der internationalen Zeichnungskonferenz am 3. De- 
zember 2008 in Oslo von 94 Staaten unterzeichnet. Seit- 
dem liegt es in New York beim VN-Generalsekretär als 
seinem Verwahrer zur weiteren Unterzeichnung aus. 

Artikel 16 

Ratifikation, Annahme, Genehmigung oder Beitritt 

Artikel 16 schreibt das Erfordernis der Ratifikation, 
Annahme oder Genehmigung des Übereinkommens 
durch die Unterzeichnerstaaten nach Maßgabe ihrer ver- 
fassungsrechtlichen Verfahren fest. Das Übereinkommen 
steht nach Absatz 2 darüber hinaus jedem Staat, der es 
nicht unterzeichnet hat, zum Beitritt offen. 

Artikel 17 
Inkrafttreten 

Artikel 17 regelt das Inkrafttreten des Übereinkommens. 
Es tritt am ersten Tag des sechsten Monats nach dem 
Monat in Kraft, in dem die 30. Ratifikations-, Annahme-, 
Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde hinterlegt wurde. 
Für jeden Staat, der diese Urkunde danach hinterlegt, 
tritt das Übereinkommen am ersten Tag des sechsten 
Monats nach der Hinterlegung in Kraft. 

Artikel 18 

Vorläufige Anwendung 

Die Bestimmung des Artikels 18 sieht vor, dass jede Ver- 
tragspartei bei ihrer Ratifikation, Annahme, Genehmi- 
gung oder ihrem Beitritt erklären kann, dass sie Artikel 1 
Absatz 1 des Übereinkommens, also dessen zentrale 
Verbotsverpfiichtungen, bis zu seinem Inkrafttreten 
bereits vorläufig anwenden wird. Dahinter steht der 
Gedanke, das Verbot von Streumunition möglichst rasch 
in die Praxis umzusetzen und das einmal erreichte 
Momentum zu zügigen weiteren Fortschritten zu nutzen. 

Die Bundesrepublik Deutschland erfüllt bereits die Ver- 
pflichtungen des Artikels 1 . Der vollständige Verzicht auf 
den Einsatz von Streumunition wurde von der Bundes- 
regierung schon am 29. Mai 2008 in einer gemeinsamen 
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Erklärung von Bundesmlnlster des Auswärtigen Dr. Steln- 
meler und Bundesminister der Verteidigung Dr. Jung 
bekundet. Die Vernichtung der Lagerbestände (Artikel 3) 
wird vom Bundesministerium der Verteidigung im dafür 
vorgegebenen Zeitraum von acht Jahren ab Inkrafttreten 
des Übereinkommens für die Bundesrepublik Deutsch- 
land in Abhängigkeit der industriellen Ressourcen und 
der verfügbaren Haushaltsmittel angestrebt. Zurückbe- 
halten wird - gemäß Artikel 3 Absatz 6 - lediglich eine 
noch näher zu bestimmende geringe Menge von Streu- 
munition, die lediglich zu Test- und Ausbildungszwecken, 
nicht aber für einen Einsatz genutzt werden darf. Bereits 
2006 wurde der Export von Streumunition gestoppt. 
Auch die Produktion wurde seitdem eingestellt. 

Nach dem in der Bundesrepublik Deutschland geltenden 
Kriegswaffenrecht dürfen Kriegswaffen, wozu auch 
„Streumunition zur Flächenzielbekämpfung“ gehört, nur 
mit Genehmigung der Bundesregierung hergestellt 
werden (§ 2 Absatz 1 des Kriegswaffenkontrollgesetzes 
- KrWaffKontrG -). Auch die Überlassung bzw. das 
Erwerben sowie die Beförderung von Kriegswaffen inner- 
halb des Bundesgebietes sind genehmigungspflichtig 
(§ 2 Absatz 2 sowie § 3 KrWaffKontrG). Ferner ist die 
Beförderung von Kriegswaffen außerhalb des Bundesge- 
biets mit Seeschiffen, die die Bundesflagge führen, oder 
mit Luftfahrzeugen, die in die Luftfahrrolle der Bundesre- 
publik Deutschland eingetragen sind, genehmigungs- 
pflichtig (§ 4 Absatz 1 KrWaffKontrG). Die Bundesregie- 
rung hat seit Jahren keine Herstellungsgenehmigung für 
Streumunition mehr erteilt. Verstöße gegen die genann- 
ten Bestimmungen werden strafrechtlich geahndet 
(§ 22a KrWaffKontrG), im Falle gewerbsmäßigen Han- 
delns mit einer Freiheitsstrafe von bis zu zehn Jahren. 

Artikel 19 
Vorbehalte 

Artikel 19 schließt Vorbehalte zu den Artikeln des Über- 
einkommens aus, um Vertragsparteien nicht die Möglich- 
keit einzuräumen, sich über Vorbehalte einzelnen Ver- 
pflichtungen des Übereinkommens zu entziehen. Dies 
hätte negative Signalwirkung entfaltet und der Glaubwür- 
digkeit des Übereinkommens geschadet. 

Artikel 20 

Geltungsdauer und Rücktritt 

Artikel 20 behandelt die Frage der Geltungsdauer des 
Übereinkommens und der Möglichkeit des Rücktritts 
vom Vertrag. Das Übereinkommen über Streumunition 
gilt zeitlich unbegrenzt. Jede Vertragspartei hat jedoch in 
Ausübung ihrer staatlichen Souveränität das Recht, von 
diesem Übereinkommen zurückzutreten. Ein solcher 
Schritt darf allerdings nicht ohne eine vollständige Darle- 
gung der Gründe erfolgen, die die Vertragspartei zum 
Rücktritt motivieren. 

Absatz 3 bestimmt die Frist für das Wirksamwerden der 
Kündigung auf sechs Monate nach Eingang der Rück- 
trittsurkunde beim Verwahrer. Zum Schutz des Verbots- 
tatbestandes gilt jedoch eine besondere Klausel: Ist die 
zurücktretende Vertragspartei nach Ablauf der sechs 
Monate in einen bewaffneten Konflikt verwickelt, so wird 
der Rücktritt erst nach Beendigung dieses bewaffneten 
Konflikts wirksam. Diese Regel stellt sicher, dass das 


Übereinkommen im Falle bewaffneter Konflikte nicht 
unterlaufen wird, sondern gerade dann seine Wirkung 
entfaltet. 

Artikel 21 

Beziehungen zu Staaten, die nicht Vertragspartei 
dieses Übereinkommens sind 

Das Übereinkommen sieht ausdrücklich in Artikel 21 
vor, dass Vertragsparteien, ihr Militärpersonal oder ihre 
Staatsangehörigen militärische Zusammenarbeit und/ 
oder Einsätze mit Staaten durchführen können, die nicht 
Vertragspartei dieses Übereinkommens sind, auch dann, 
wenn diese Tätigkeiten vornehmen, die einer Vertrags- 
partei verboten sind. Die Bundesregierung begrüßt diese 
Bestimmung dem Grundsatz nach, da sie die uneinge- 
schränkte Bündnisfähigkeit Deutschlands weiterhin 
ermöglicht. Gleichzeitig eröffnet sie die Möglichkeit, vor- 
zugsweise gemeinsam mit Partnern im Vorfeld militäri- 
scher Operationen mit Nichtvertragsparteien diese aktiv 
aufzufordern, die Bestimmungen des Übereinkommens 
zu respektieren, auch wenn es hierfür keine Erfolgs- 
garantie geben kann. Die Bundesregierung wird daher 
neben dem ständigen Werben um den Beitritt zum Über- 
einkommen über Streumunition bei Planungen für 
gemeinsame Operationen sich beharrlich dafür verwen- 
den, dass bei gemeinsamen Militäreinsätzen, zum Bei- 
spiel mit EU- oder NATO-Partnern, ein Einsatz von Streu- 
munition nicht vorgesehen wird. 

Auch in außergewöhnlichen Situationen, wie beispiels- 
weise zum Schutz eingesetzter Soldaten, wird die Bun- 
desregierung auf die Einhaltung höchster, an den Zielen 
des Übereinkommens ausgerichteter Maßstäbe durch 
die Nichtvertragsparteien drängen. 

Dieses Prinzip der „Mitsprache durch Teilnahme“ sichert 
den Einfluss der Bundesregierung, durch die Teilnahme 
an und die Zustimmung zu Operationsplanungen und 
Einsatzregeln im vorgenannten Sinne tätig zu werden. 
Eine bloße Weitergabe von Einsatzbefehlen für Streumu- 
nition innerhalb einer Befehlsstruktur verstößt nicht 
gegen Bestimmungen des Übereinkommens. Dies stellt 
keine Unterstützung, Ermutigung oder Veranlassung zu 
Tätigkeiten dar, die grundsätzlich nach Artikel 1 einer 
Vertragspartei verboten sind. Die Teilnahme findet ihre 
Grenzen im Verbot eines eigenen Einsatzes von Streu- 
munition, in der Ausbildung für einen Einsatz, in einer 
direkten Anforderung eines Einsatzes und in dem Trans- 
port von Streumunition bzw. dessen Unterstützung. Die 
letzten beiden Verbotstatbestände hat die Bundesregie- 
rung bereits mit Weisung vom 14. August 2008 an die 
Bundeswehr umgesetzt. 

Artikel 22 
Verwahrer 

Verwahrer des Übereinkommens ist der VN-Generalse- 
kretär. Ihm werden neben den üblichen Depositarpflich- 
ten auch Aufgaben im Zusammenhang mit der Umset- 
zung des Übereinkommens übertragen. Der VN-General- 
sekretär ist Schalt- und Nahtstelle aller aus- und einge- 
henden Staatengesuche und Informationen nach den 
Artikeln 6 und 7. Seine aktive Einbeziehung wird erweitert 
durch die ihm übertragene Kompetenz der Weitergabe 
von Ersuchen um Klarstellung über die Einhaltung dieses 
Übereinkommens gemäß Artikel 8 sowie die von ihm zu 
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veranlassende Einberufung von Folge- bzw. Änderungs- 
konferenzen (siehe Artikel 12 und 13). Seine Mitwirkung 
an operativen und sicherheitsempfindlichen Teilen des 
Übereinkommens gehört zu dessen wichtigen Errungen- 
schaften und stellt eine Bereicherung des internationalen 
Rüstungskontrollrechts wie auch des Humanitären Völ- 
kerrechts dar. 


Artikel 23 

Verbindliche Wortlaute 

Das Übereinkommen ist im Wortlaut der sechs Amts- 
sprachen der Vereinten Nationen (Arabisch, Chinesisch, 
Englisch, Französisch, Russisch und Spanisch) verbind- 
lich. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf auf Bürokratiekosten, die 
durch Informationspflichten begründet werden, geprüft. 

Mit dem Regelungsentwurf werden sechs Informationspflichten für die 
Verwaltung eingeführt. Der Entwurf enthält keine Informationspflichten für die 
Wirtschaft sowie für Bürgerinnen und Bürger. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat daher im Rahmen seines gesetzlichen 
Prüfauftrags keine Bedenken gegen das Regelungsvorhaben. 
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